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Gartenbauwirtschaft 


II, Abs. 1 
Preisgestaltung für Fenchel. 


Anordnung Nr. 21 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirt- 
schaft betr. Anderung der Anordnung Nr. 26/43 
über Höchstpreise für angebaute Heil- und Gewürz- 


Für Fenchel werden je 100 kg folgende Erzeugerhöchst- 
preise ab Hof des Erzeugers festgesetzt: 


pflanzen a) Traumelfenchel (Kammfenchel), handgepflückt 250 RM 

b) Strohfenchel, Maschinendrusch, Qualität 1% 210 RM 

Vom 23. Dezember 1944 c) Strohfenchel, Maschinendrusch, Qualität II. . 180 RM 

ee ? d) Unreifer Fenchel, sog. Blütenfenchel . . . . 50 RM 

Auf Grund der Verordnung über die öffentliche Bewirt- el Fenchelsteoh - a, ı a a a ana 9 RM 

schaftung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen vom 27. August f) Fenchelspreu, grob . . » » OHM 

19391) (Reichsgesetzbl. I S. 1521), der Verordnung über die g) Fenchelspreu, mittelfein , » oc. ec. 2 RM 

öffentliche Bewirtschaftung von en Be h) Fenchelepten em os. newer RM 
In und Gewürzen vom 7. September eichs- : u ar 

ee I S. 1731, 1952) und des 54 der Verordnung über Die Preise zu la und 1b gelten nur für großkörnigen, ge- 


sunden und in der Farbe einwandfreien Fenchel mit minde- 


haft vom 1 ‘ 
a en: stens 99,5 vH Reinheit und höchstens 12,5 vH Feuchtigkeit. 


21. Oktober 1936°) (Reichsgesetzbl. I S. 911) wird mit Zustim- 


mung des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft, 
des Reichskommissars für die Preisbildung und des Reichs- 
bauernführers angeordnet: 

Die nachstehend aufgeführten Ziffern der Anordnung 
Nr. 26/43 betr. Höchstpreise: für-angebaute Heil-. und Gewürz- 
pflanzen vom 19. August 1943 (RNVbl. S. 355) werden wie 
folgt geändert: 

1) RNVbI. S. 635. 


2) RNVDbI. S. 671. 3) RNVDI. S, 550. 


Für Ware geringerer Qualität sind Sup ende Abzüge vor- 
zunehmen. 
V, Abs. 1 


Preisgestaltung für Eibischwurzeln 


Für Eibischwurzeln und -blätter werden- folgende Erzeuger- 
höchstpreise je 100 kg ab Hof des Erzeugers festgesetzt: 
350 RM 


knete geschälte Ware . 
a) für getrockn g or 


b) für ungetrocknete (frische) ' geschälte Ware 
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c) für ungetrocknete ungeschälte Ware „ . x. 80 RM 
d) für Eibischblätter (trocken) . . . 2 = 2. .„ 210 RM 
"VI, Abs 1 


Preisgestaltung für sonstige Heil- und Gewürzpflanzen 


Bezüglich der Preise für: 


Estragon, aromatische, deutsche Sorte, aus 
Stecklingen gezogen, höchstens 50 cm 
hoch, frisch Be ee 40 RM 
Kamillenblüten, angebaute echte und römische, 
gefüllte 800 RM 


Diese Anordnung tritt am siebenten Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 


Berlin, den 23. Dezember 1944, 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtischaft 
In Vertretung 
Sievert 


Bekanntmachung 


der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirt- 
schaft betr. Preisbildung für Gemüsekonserven 


Vom 8. September 1944 


Mit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und 
Landwirtschaft, des Reichskommissars für die Preisbiidung und 
des Reichsbauernführers erhöhe ich den Höchstrohware-Ein- 
standspreis für geputzten Rosenkohl der Ernte 1944 in der An- 
lage zu meiner Anordnung Nr. 4/44 betr. Preisbildung für Ge- 
müsekonserven vom 4. April 1944 (RNVb], S. 102) von 45 RM 
auf 55 RM je 100 kg frei Fabrik. 


Berlin, den 8. September 1944. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft 


Im Auftrag 
Krause 


Bekanntmachung 


der Häuptvereinigung der deutschen Gartenbauwirt- 
schaft zur 3. Ausführungsbestimmung zur Anord- 
nung Nr. 5/43 betr. Bewirtschaftung von Gewürzen 


Vom 22. Dezember 1944 


Mit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und 
Landwirtschaft und des Reichsbauernführers hebe Ich den Ab- 
satz 1 der 3. Ausführungsbestimmung zur Anordnung Nr, 5/43 
betr. Bewirtschaftung von Gewürzen vom 20. Dezember 1943 
(RNVbl. 1944 S. 3) mit Wirkung ab 1. Januar 1945 auf. 

Großbezugscheine, Bezugscheine und Berechtigungsscheine 
für Majoran sind ab 1. Januar 1945 wieder in voller Höhe zu 
beliefern, 


Berlin, den 22. Dezember 1944. 
Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft 
In Vertretung 
Sievert 


Bekanntmachung 
der Haupivereinigung der deutschen Gartenbauwirt- 
schaft zur Anordnung Nr. 102 der Hauptvereinigung 
der deutschen Garten- und Weinbauwirtschaft 
betr. Regelung des Absatzes von Erzeugnissen des 
Blumen- und Zierpflanzenbaues für das Marktgebiet 
Dortmund 


Vom 23. Dezember 1944 


Die Anordnung Nr. 102 betr. Regelung des Absatzes von 
Erzeugnissen des Blumen- und Zierpflanzenbaues für das Markt- 
gebiet Dortmund vom 7. Oktober 1936 (RNVbI. S. 504) wird bis 
auf Widerruf außer Kraft gesetzt. 


Berlin, den 23. Dezember: 1944. 
Der Vorsitzende 


In Vertretung 
Sievert 


| der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschait 


> 


Getreide- und Futtermittelwirtschaft 


Bekanntmachung 


der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft betr. Festsetzung der Ver- 
arbeitungsquoten der Roggen- und Weizenmühlen 


Vom 18. Dezember 1944 


I. a 
Die Verarbeitungsquoten für die Roggen- und Weizen- 
mühlen werden, mit Ausnahme der Roggen- und Weizen- 
mühlen im Getreidewirtschaftsverband Alpen- und Donauland 
(vgl. II), gemäß Ziff. 4 der Anordnung vom 15. Juli 1938!) betr. 
Regelung der Verarbeitung der Roggen- und Weizenmühlen 
wie folgt festgesetzt: 


1. Die Verarbeitungsquoten betragen für den Monat 

Januar 1945 für die Mühlen, die ein Grundkontingent 
‘ von mehr als insgesamt 500 t Roggen und Weizen haben, 
9 vH des Roggengrundkontingentes und 

7 vH des Weizengrundkontingentes. 

2. Den Mühlen, die ein Grundkontingent bis einschließlich 
insgesamt 500 t Roggen und Weizen haben, werden für 
die drei Monate Januar, Februar und März 1945 

25 vH des Roggengrundkontingentes und 

22 vH des Weizengrundkontingienes 
zur Vermahlung freigegeben. Die Aufteilung dieser Ver- 
arbeitungsquoten auf die einzelnen Monate bleibt den 
Mühlen überlassen. 

3... Für Mühlen, die ein Grundkontingent von mehr als 500 t 
Roggen und Weizen insgesamt haben und denen auf An- 


1) RNVbI. S. 325 


trag Vierteljahresquoten bewilligt worden sind, werden 
für die drei Monate Januar, Februar und März 1945 

20 vH des Roggengrundkontingentes und 

12 vH des Weizengrundkontingentes 
zur Vermahlung freigegeben. Die Aufteilung dieser Ver- 
arbeitungsquoten auf die einzelnen Monate bleibt den 
Mühlen überlassen. Der Verkauf der anfallenden Er- 
zeugnisse darf jedoch nur im Rahmen der jeweils gelten- 
den Monatsquoten erfolgen. 


DE 5 

Die Monatsverarbeitungsquoten für die Roggen- und Wei- 
zenmühlen im Getreidewirtschaftsverband Alpen- und Donau- 
land werden gemäß Ziff. 2 Abs, 2 der Anordnung der Haupt- 
vereinigung der deutschen Getreide- und Futtermittelwirtschaft 
vom 21. Dezember 1939°) betr. vorläufige Regelung der Ver- 
arbeitung der Roggen- und Weizenmühlen in der Ostmark wie 
folgt festgesetzt: 

1. Die Monatsverarbeitungsquoten betragen für den Mo- 
nat Januar 1945 

165 vH der Monatsgrundquote in Roggen und 
100 vH der Monatsgrundquote in Weizen. 

2. Für Mühlen, denen auf Antrag Vierteljaßresquoten be- 
willigt worden sind, werden für die drei Monate 
Januar, Februar und März 1945 

450 vH der Monatsgrundquote in Roggen und 

250 vH der Monatsgrundquote in Weizen 
zur Vermahlung freigegeben. Die Aufteilung dieser Ver- 
arbeitungsquoten auf die einzelnen Monate bleibt den 
Mühlen überlassen. Der Verkauf der anfallenden Erzeug- 
nisse darf jedoch nur im Rahmen der jeweils geltenden 
Monatsquoten erfolgen, 


2) RNVbl. S. 891. 


cn 
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III. 


Auf Grund meiner Anordnung vom 1. Juli 1944°) betr. Be- 
stimmungen für das Getreidewirtschaftsjahr 1944/45 haben die 
Mühlen, die im Besitz eines Weizengrundkontingentes sind 
bzw. über eine Monatsgrundquote in Weizen verfügen, Gerste 
zu vermahlen, sofern Gerste für diesen Zweck zur Verfügung 
steht. ; 


1. Zur Vermahlung von Gerste werden neben den Wei- 
zenverarbeitungsquoten, die in reinem Weizen auszu- 
nutzen sind, die folgenden Sonderquoten festge- 
setzt: 


a) für die Mühlen zu Ziff. I Abs, 1 (Mühlen des Altreichs 
mit einem Gesamtgrundkontingent über 500 t und Mo- 
natsquoten) für den Monat Januar 1945 


1 vH des Weizengrundkontingentes, 


für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 2 (Mühlen des Altreichs 
mit einem Gesamtgrundkontingent bis 500 t) für die 
Monate Januar, Februar und März 1945 


3 vH des Weizengrundkontingentes, 


c) für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 3 (Mühlen des Altreichs 
mit einem Gesamtgrundkontingent über 500 t und 
Vierteljahresquoten) für die Monate Januar, Februar 
und März 1945 

2 vH des Weizengrundkontingentes, 

d) für die Mühlen zu Ziff. II Abs. 1 (Mühlen des Getreide- 
wirtschaftsverbandes Alpen- und Donauland mit 
Monatsquoten) für den Monat Januar 1945 


15 vH der Weizenmonatsgrundquote, 


e) für die Mühlen zu Ziff. II Abs. 2 (Mühlen des Getreide- 
wirtschaftsverbandes Alpen- und Donauland mit 


b 


Dee 


8) RNVbI. 5. 223. 


Vierteljahresquoten) für die Monate Januar, Februar 
und März 1945 


30 vH der Weizenmonatsgrundquote, 


2. Den Vierteljahresmühlen zu Ziff. I Abs. 2 und 3 sowie 
Ziff, II Abs. 2 bleibt die Aufteilung der Sonderquoten auf 
die einzelnen Monate überlassen. Der Verkauf der an- 
fallenden Gerstenmahlerzeugnisse darf von den Viertel- 
jahresmühlen zu Ziff. I Abs. 3 und Ziff. II Abs. 2 nur im 
Rahmen der Sonderquoten vorgenommen werden, die für 
die Mühlen mit Monatsquoten festgesetzt sind. 


IV. 


Lohn- und Umtauschmüllerei, soweit diese nach den be- 
stehenden Vorschriften statthaft ist, wird auf die Verarbei- 
tungsquoten angerechnet, € 


Lohnvermahlungen einer Mühle für eine andere Mühle 
werden auf die Verarbeitungsquoten der Mühle angerechnet, 
die den Mahlauftrag erteilt hat. 


V. 


Gemäß $ 73 der Anordnung vom 1. Juli 1944 (Bestimmun- 
gen für das Getreidewirtschaftsjahr 1944/45) gelten die Anwei- 
sungen der vorstehenden Ziff. I, III und IV für die Mühlen des 
Altreichs, denen an Stelle des Grundkontingentes eine Ver- 
arbeitungsanweisung erteilt wurde, entsprechend, 


Berlin, den 18. Dezember 1944. 


Der Vorsitzende 
der Hauptivereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft 


In Vertretung 
Wuttke 


Bodenrecht 


Achte Verordnung 


zum Schutz gefährdeten landwirtschaftlichen 

Grundbesitzes im Reichsgau Sudetenland 

sowie in den in die Reichsgaue Niederdonau 

und Oberdonau und den in die Länder 

Preußen und Bayern eingegliederten sudeten- 
deutschen Gebieten 


Vom 20, Dezember 1944 
(Reichsgesetzbl, I S. 352) 


Auf Grund der Verordnung über die Durchführung des 
Vierjahresplans in den sudetendeutschen Gebieten vom 
10. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl, 1.S$, 1392) verordne ich fol- 
gendes: 

$1 


Die Verordnung zum Schutz gefährdeten landwirtschaft- 
lichen Grundbesitzes in den sudetendeutschen Gebieten vom 
12. November 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1581) in der Fassung 
der Verordnungen vom 9. Oktober 1939!) (Reichsgesetzbl. I 
S. 2013), vom 4. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1330), vom 
20. September 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 580), vom 18. Sep- 
tember 1942?) (Reichsgesetzbl. I S. 557), vom 30. September 
1943) (Reichsgesetzbl. I S. 562) und vom 30, Dezember 1943*) 
(Reichsgesetzbl. 1944 I S, 6) bleibt bis zur Beendigung des 
Krieges in Kraft. ; 

82 


Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens bestimmt der Reichs- 
minister für Ernährung und Landwirtschaft. 


Berlin, den 20. Dezember 1944. 


‚Der Beauftragte für den: Vierjahresplan 
; Göring 
‚Reichsmarschall 


2). RNVbI. S.:773. 


2) .RNVbI. S: 443. 3) RNVDbL. S.'445: 9% RNVBL.1944°S. 42. °F 
[\ 


Verordnung 
über den Verkehr mit landwirtschaftlichen oder 
forstwirtschaftlichen Grundstücken in den ein- 
gegliederten Osigebieten 


Vom 21. Dezember 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 354) 


Auf Grund des $ 8 des Erlasses des Führers über Gliede- 
rung und Verwaltung der Ostgebiete vom 8. Oktober 1939 
(Reichsgesetzbl. I S, 2042) wird im Einvernehmen mit den 


"beteiligten Obersten Reichsbehörden verordnet: 


$1 


"Vom 1. Januar 1945 ab gelten nach Maßgabe der 88 2ff. 
dieser Verordnung in den eingegliederten Ostgebieten, 


1. die Bekanntmachung über den Verkehr mit landwirt- 
schaftlichen oder forstwirtschaftlichen Grundstücken 
(Grundstückverkehrsbekanntmachung) vom 26. Januar 
1937!) (Reichsgesetzbl. I S. 35), 


2. die Zweite Verordnung zur Ergänzung des Geselzes zur 
Änderung der Bekanntmachung über den Verkehr mit 
landwirtschaftlichen Grundstücken vom 2% März 1938?) 
(Reichsgesetzbl. I S. 361). > 


82 


(1) Dem Erfordernis der Genehmigung unterliegt ab- 
weichend von $ 1 der Grundstückverkehrsbekanntmachung der 
Verkehr mit land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücken von 
1 ha aufwärts, 


(2) Das Erfordernis der Genehmigung nach der Grund- 
stückverkehrsbekanntmachung entfällt, wenn das Grundstück 
zu einem Vermögen gehört, das auf Grund der Verordnung 
über die Behsnalung von Yemegen der Angehörigen des ehe- 


© 71) RNVbL. S. 86. 9) RNVOL. S. 1. 
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maligen polnischen Staates vom 17. September 1940 (Reichs- 
gesetzbl, I S. 1270) beschlagnahmt ist, 


(3) Erstreckt sich das Genehmigungsverfahren auch oder 
ausschließlich auf forstwirtschaftliche Grundstücke, so ist vor 
Erteilung oder Versagung der Genehmigung auch die zustän- 
dige Forstbehörde zu hören. 

83 

Genehmigungsbehörde nach $ 10 der Grundstückverkehrs- 
bekanntmachung ist der Landrat, in Stadtkreisen der Ober- 
bürgermeister. Über Beschwerden: nach $ 7 der Grundstück- 
verkehrsbekammtmachung entscheidet der Regierungspräsident. 


54 
(1) Das Erfordernis der Genehmigung entfällt bei Aus- 
übung des Vorkaufsrechts nach Maßgabe der $$ 5 bis 11 dieser 
Verordnung. 


(2) Die Genehmigungsbehörde entscheidet über die Ge- 
nehmigung erst dann, wenn auf die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts verzichtet oder die Frist für die Ausübung abgelaufen 
ist.” Nach Erteilung der Genehmigung ist die Ausübung des 
Vorkaufsrechts ausgeschlossen. 


85 
(1) Das Großdeutsche Reich, vertreten durch den Reichs- 
kommissar für die Festigung deutschen Volkstums, hat ein 
Vorkaufsrecht auf alle Grundstücke oder Grundstücksteile, 
soweit ihre Veräußerung nach Maßgabe der $$ 1 bis 3, 12 
dieser Verordnung der Genehmigung nach der Grundstück- 
verkehrsbekanintmachung bedarf, 


(2) Das Vorkaufsrecht wird von der für den Bereich der 
Genehmigungsbehörde örtlich zuständigen Dienststelle des Be- 
auftragten des Reichskommissars für die Festigung deutschen 
Volkstums ausgeübt. 

86 


(1) Das Vorkaufsrecht hat den Vorrang vor allen anderen 
Vorkaufsrechten. Er erstreckt sich auch auf das mitverkaufte 
Zubehör. Es bedarf der Eintragung in das Grundbuch nicht. 


(2) Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist ausgeschlossen, 
wenn der Eigentümer das Grundstück oder den Grundstücks- 
teil an seinen Ehegatten oder an eine Person. verkauft, die 
mit ihm in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder in 
der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt ist. 


87 
(1) Die nach der Grundstückverkehrsbekanntmachung zu- 
ständigen Genehmigungsbehörden haben alle zur Erteilung der 
Genehmigung bei ihnen eingehenden Kaufverträge der für ihren 
Bereich örtlich zuständigen Dienststelle des Beauftragten des 
Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums zur 
Erklärung über die Ausübung des Vorkaufsrechts zuzuleiten, 


(2) Die Frist zur Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt 
sechs Wochen von dem Tage ab, an dem der Vorkaufsberech- 
tigte Kenntnis von dem Vertragsinhalt erhält. Das Vorkaufs- 
recht wird durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Eigen- 
tümer des Grundstücks ausgeübt. Der Vorkaufsberechtigte 
setzt die Genehmigungsbehörde von seiner Entschließung in 


Kenntnis. Innerhalb der Frist ist der Vorkaufsberechtigte 
befugt, das Grundstück durch Beauftragte besichtigen zu 
lassen. 


$8 

(1) Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt der Kauf 
zwischen dem Vorkaufsberechtigten und dem Veräußerer zu- 
stande; er bedarf nicht der Genehmigungen, die in der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Sicherung der 
Reichsgrenze und über Vergeltungsmaßnahmen vom 17. August 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 905) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 8. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 623) und 
der Verordnung vom 19. September 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 543) und im Gesetz über die Aufschließung von: Wohnsied- 
lungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 659)' 
in der Fassung des Gesetzes vom 27. September 1938 (Reichs- 
gesetzbl, I S. 1246) vorgeschrieben sind, ferner nicht der Un- 
bedenklichkeitsbescheinigung der Preisbehörde nach der Ver- 
ordnung vom 7. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 451). 


(2) Vereinbarungen zwischen den bisherigen Vertragsteilen, 
durch die der Kauf von der Nichtausübung des Vorkaufsrechts 
abhängig gemacht oder dem Verpflichteten für den Fall der 
Ausübung des Vorkaufsrechts der Rücktritt vorbehalten wird 
oder die in anderer Weise auf die Vereitelung oder Beein- 
trächtigung des Vorkaufsrechts gerichtet sind, sind dem Vor- 
kaufsberechtigten gegenüber unwirksam. 


(3) Die $$ 508 und 1098 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs sind entsprechend anzuwenden, 


89 


(1) Hat der Vorkaufsberechtigte von seinem Recht zu- 
nächst keinen Gebrauch gemacht, so kann: er das Vorkaufs- 
recht gleichwohl noch ausüben, wenn die Preisbehörde nach- 
träglich das vereinbarte Entgelt beanstandet und der Ver- 
äußerer sich dem Erwerber gegenüber mit einer Herabsetzung 
des Preises einverstanden erklärt oder zur Erteilung des Ein- 
verständnisses rechtskräftig verurteilt wird, Die Vorschriften 
über das Vorkaufsrecht ($$ 5 bis 8) finden in diesem Falle mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die neue -Frist zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts vier Wochen beträgt und mit dem Zeit- 
punkt beginnt, in dem der Vorkaufsberechtigte von der Er- 
klärung des Einverständnisses oder von der Rechtskraft des 
Urteils Kenntnis erhält, 


(2) Das gleiche gilt, wenn die Parteien unter Herab- 
setzung des Entgelts einen neuen Vertrag schließen. 


(3) Liegt der zwischen den bisherigen Vertragsteilen ver- 
einbarte Kaufpreis aus besonderen Gründen unterhalb des Be- 
trages, der dem Verkäufer bei einem freihändigen Verkauf 
nach den gesetzlichen Bestimmungen höchstens zugebilligt 
werden kann, so hat der Vorkaufsberechligte im Streitfalle den 
von der Preisbehörde zu bestimmenden Kaufpreis zu entrichten. 


$ i0 


Ist in dem Vertrage eine Nebenleistung vereinbart, die der 
Vorkaufsberechtigte zu entrichten außerstande ist, so hat der 
Vorkaufsberechtigte statt der Nebenleistung ihren Wert zu 
entrichten. Läßt sich die Nebenleistung nicht in Geld schätzen, 
so hat der Verkäufer dem Vorkäufsberechtigten gegenüber 
insoweit keine Ansprüche, 

6 11 


Die Vorschriften über das Vorkaufsrecht gelten sinn- 
gemäß bei anderen Verträgen, die auf die Veräußerung eines 
Grundstücks gegen Entgelt gerichtet sind, mit Ausnahme van 
Tauschverträgen, ferner im Falle der Zwangsversteigerung und 
bei freihändiger Veräußerung durch den Konkursverwalter, 
Der Zuschlag darf nicht vor Ablauf der im $ 7 Abs. 2 be- 
zeichneten Frist erteilt werden, es sei denn, daß der Vor- 
kaufsberechtigte sein Recht vorher ausgeübt oder dem Voll- 
streckungsgericht gegenüber erklärt hat, es nicht ausüben zu 
wollen. 

$ 12 


Für Rechtsgeschäfte über land- oder forstwirtschaftliche 
Grundstücke, für die eine Genehmigung nach der Verordnung 
zur Sicherung des geordneten Aufbaus der Wirtschaft der ein- 
gegliederten Ostgebiete — Aufbauverordnung — vom 31. Januar 
1940°) (Reichsgesetzbl. I S, 255) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 11. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 638) und 
der Verordnung vom 22, Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 737) beim Inkrafttreten dieser Verordnung beantragt war, 
gelten die Vorschriften der Aufbauverordnung. 


8 13 
Die Vorschriften der Aufbauverordnung vom 31. Januar 
1940 treten, soweit sie den Verkehr mit land- und forstwirt- 
schaftlichen Grundstücken über 1 ha ’ketreffen, unbeschadet 
der Vorschrift des $ 12 mit dem Inkrafttreten dieser Verord- 


nung außer Kraft. 
$ 14 


Die zur Durchführung und Ergänzung dieser Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erläßt der 
Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft im Einver- 
nehmen mit den beteiligten Obersten Reichsbehörden. 


Berlin, den 21. Dezember 1944. 


Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 


Mit der Führung der Geschäfte beauftragt 
H. Backe 


Der Reichsminister des Innern 


In Vertretung 
Dr. Stuckart 


3) RNVbl. S. 77. 


or 
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Wirtschaftsrecht 


Verordnung 


über das Ausscheiden von Genossen aus Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften 


Vom 28. Dezember 1944 
(Reichsgasetzbl, I S. 356) 


Auf Grund des $ 4 Abs. 2 der Verordnung über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Handelsrechts während ‚des 
Krieges vom 4. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1337) ver- 
oräne ich: 

$1 


(1) Ist die vom Gericht geführte Liste der Genossen infolge 
kriegsbedingter Umstände zerstört oder nicht erreichbar, so 
gilt ein Genosse auch dann als auf Grund der 88 65 bis 68 
des Genossenschaftsgesetzes mit dem Schluß des Geschäfts- 
jahres ausgeschieden, wenn die sein Ausscheiden begründende 


Tatsache zu diesem Zeitpunkt noch nicht in die Liste der Ge- 
nossen eingetragen ist. $ 18 Abs. 2 der Verordnung über 
Maßnahmen: auf dem Gebiete des Rechts der Handelsgesell- 
schaften und der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
vom 4. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1694) ist sinn- 
gemäß anzuwenden. 

(2) Ob die Liste infolge kriegsbedingter Umstände zerstört 
oder nicht erreichbar ist und wie lange dieser Zustand an- 
dauert, entscheidet das Registergericht durch unanfechtbaren 
Beschluß. 

$2 
Diese Verordnung tritt am 29, Dezember 1944 in Kraft. 


Berlin, den 28, Dezember 1944, 
Der Reichsminister der Justiz 


In Vertretung 
Klemm 


Kriegsernährungswirtschaft 


Erlaß 


des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft betr. Hausschlachtungen; Anbringung von 


Sperrvermerken bei Nichterfüllung der Ablieferungs- 


verpflichtungen 


B Vom 7, Dezember 1944 

Die gegenwärtige Kriegslage zwingt dazu, mit allen 
M'tteln die Voraussetzungen für die Ernährung des Volkes 
und für die Erfüllung der Verpflichtungen gegenüber der 
Wehrmacht zu schaffen. In meinem Rundschreiben an die 
Landesbauernführer vom 24. September 1944 habe ich daher 
gefordert, daß von allen Betrieben in erster Linie die restlose 
und frühzeitige Ablieferung des Brotgetreides sowie die Er- 
füllung. der ihnen auferlegten Ablieferungskontingente für 
Kartoffeln, Gerste und Hafer verlangt werden muß. Ich habe 
damit eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß die Erfüllung 
der Ablieferungsverpflichtungen bei Getreide und Kartoffeln 
der Erfüllung der Marktschweineumlagen unbedingt vorangeht. 
Es muß also von jedem landwirtschaftlichen Betrieb erwartet 
werden, daß er seine Ablieferungsverpflichtungen erfüllt hat, 
wenn er seine Ansprüche als Selbstversorger geltend macht. 
Sollten sich einzelne dieser Pflicht zu entziehen versuchen, so 
sind die Landesbauernschaften durch das als Anlage beigefügte 
Schreiben des Reichsbauernführers ermächtigt worden, durch 
die Abteilung A der Ernährungsämter mittels Sperrvermerk 
Hausschlachtungen derartiger Antragsteller zu unterbinden. 
Ich bestimme daher, daß Sperrvermerke auf Antrag der Äbtei- 
lung A-auch einzutragen sind, wenn die Ablieferungsverpflich- 
tungen für Getreide und Kartoffeln nicht oder nicht fristgerecht 
erfüllt worden sind. Die Bestimmungen zu Abschnitt XII 
meines Runderlasses vom 11. Juli 1944*) — II A 12 — 2200 II — 
betr, Hausschlachtungen; Selbstversorger mit Fleisch und Fett 
(außer Butter) sind sinngemäß anzuwenden. 


Berlin, den 7, Dezember 1944. 


Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 
In Vertretung 
Riecke 


S)ERNVhL 5.323. 
Anlage 


Berlin SW 11, den 20. Oktober 1944 
Dessauer Str. 26 


Der Reichsbauernführer 
Akt.-Z.: TIC 110 
Schnellbriefl 
An die Landesbauernschaften und Gaubauernschaften 


Betr.: Ablieferungen von Getreide und Kartoffeln — Geneh- 
migung zur Hausschlachtung. 


Nach den Hausschlachtungserlassen des Reichsministers 
für Ernährung und Landwirtschaft vom 10. Juli 1944 — ITA 12 


— 2200 — und vom 11. Juli 1944 — ITA 12 — 2200 II — sind 
die Kreisbauernschaften (Ernährungsamt Abt, A) berechtigt, 
diejenigen landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen 
Selbstversorger der Gruppen A und B dem Ernährungsamt, 
Abt. B, zu melden, bei denen ein Sperrvermerk für die Ge- 
nehmigung von Hausschlachtungen vorzunehmen ist. Solche 
Sperrvermerke waren für diejenigen Fälle vorgesehen, in 
denen die Erfüllung der festgesetzten Marktschweineumlagen 
nicht ausreichend gesichert erscheint. 


Mit Schreiben vom 24. August 1944 hat der Reichsmin'ster 
für Ernährung und Landwirtschaft und Reichsbauernführer 
nachdrücklichst darauf hingewiesen, daß die Erfüllung der Ab- 
lieferungsverpflichtungen bei Getreide und Kartoffeln der Er- 
füllung der Marktschweineumlagen unbedingt voranzustellen 
ist. Hieraus ergibt sich, daß auch die Erfüllung der geforder- 


" ten :Marktleistungen an Getreide und Kartoffeln zur Voraus- 


setzung der Erteilung einer Hausschlachtungsgenehmigung ge- 
macht werden kann, Im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft ermächtige ich die Landes- 
bauernschaften daher, Sperrvermerke für die Genehmigung 
von Hausschlachtungen auch dann anbringen zu lassen, wenn 
bestimmte Ablieferungsleistungen an Getreide und Kartoffeln 
zum jeweiligen Zeitpunkt des Schlachtantrages nicht erfüllt 
sind, oder wenn eine spätere volle Erfüllung der Ablieferungs- 
forderungen nicht gesichert erscheint. Der Reichsminister für 
Ernährung und Landwirtschaft hat die Landesernährungsämter 
entsprechend angewiesen. 

Ich bitte, dafür zu sorgen, daß die Verweigerung der 
Hausschlachtung auf solche Fälle beschränkt bleibt, in denen 
besonders schwerwiegende Verstöße gegen die Ablieferungs- 
verpflichtungen vorliegen. Diese Fälle müssen beispielhaft 
wirken, ohne daß durch eine Verallgemeinerung des Verfah- 
rens seine Wirksamkeit gefährdet wird. 


Heil Hitler! 


Im Auftrag 
Zschirnt 


Erlaß 


des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 

schaft betr. Hausschlachtungen; Belassung von über- 

schießenden Mengen durch Verlängerung der An- 
rechnungszeit 


Vom 8. Dezember 1944 


In meinem Erlaß vom 10. Juli 19441) — II A 12—2200 — 
habe ich vorgeschrieben, daß der Verkauf von Fieisch oder 
Erzeugnissen aus Hausschlachtungen vom Ernährungsamt an- 
zuordnen ist, wenn die Anrechnung größere überschießende 
Mengen über die dem Selbstversorgerhaushalt zustehende Ge- 
samtmenge ergibt. Unter den augenblicklichen Verhältnissen 
bestehen für die gewegblichen Betriebe erhebliche Schwierig- 
keiten, die aus Hausschlachtungen abzugebenden Fleisch- 


1) RNVbl. S. 315. 
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mengen aufzunehmen. Hinzu kommt, daß dieses Fleisch, soweit 
es nicht anderen Selbstversorgern zugeteilt oder von gewerb- 
lichen Betrieben am Ort abgenommen werden kann, an einen 
Marktort verbracht werden muß; unter den heutigen Verhält- 
nissen muß aber jeder nicht unbedingt notwendige Transport 
vermieden werden. Bei der Anwendung der Bestimmungen 
des Abschnittes XI Abs. 1 meines Erlasses vom 10. Juli 1944 
ist daher wie folgt zu verfahren: 


I. 


Das Ernährungsamt (Kartenausgabestelle) hat von der im 
Abschnitt XI des Hausschlachtungserlasses vom 10. Juli 1944 
vorgeschriebenen Anordnung des Verkaufes überschießender 
Mengen abzusehen, wenn dieser Verkauf dadurch vermieden 
werden kann, daß dem Selbstversorgerhaushalt bis zu 10 kg 
je Person über 6 Jahre und bis zu 5 kg für jedes Kind unter 
6 Jahren belassen werden. In diesem Falle verlängert sich 
die Anrechnungszeit bis zu 13 Wochen. Bei landwirtschaft- 
lichen Selbstversorgern ist dann in Spalte 2 der Schlachtkarte 
der entsprechende Endtermin — spätestens der 10, Februar 
1946 -- (statt des 11. November 1945) einzutragen. Für nicht- 
landwirtschaftliche Selbstversorger ist in diesem Falle die 
Anrechnungszeit von 52 Wochen um längstens 13 Wochen bis 
zu 65 Wochen zu verlängern. 


Beispiel: 
Zahl der zu versorgenden Personen 4 Personen 
zustehende Gesamtmenge für 52 Wochen 160 kg 
geschlachtet 2 Schweine , 5 195 kg 
abzugeben nach bisheriger Regelung 35 kg 
zustehende Menge für weitere 13 Wochen, 
4 Personen zu je 10 kg 40 kg 


Da die Menge von 35 kg im Rahmen der 

- Einschlachtungsmenge für 13 weitere 
Wochen liegt, ist eine Abgabe nicht mehr 
erforderlich. 


Verbleibt jedoch trotz dieser Erhöhung der Jahresein- 
schlachtungsmenge doch noch eine größere überschießende 
Menge, so ist von der vorstehenden Regelung abzusehen und 
die Abgabe derjenigen überschießenden Menge anzuordnen, 
die sich bei einer Jahreseinschlachtungsmenge von 40 kg bzw. 
20 kg und einer Anrechnungszeit von 52 Wochen gemäß Erlaß 
.vom 10. Juli 1944 ergibt, 


Beispiel: 


Zahl der zu versorgenden Personen 2 Personen 
zustehende Gesamtmenge für 52 Wochen BO kg 
geschlachtet 1 Schwein . . . .. 10kg 
abzugeben nach bisheriger. Regelung 30 kg 
zustehende Menge für weitere 13 Wochen, 

2 Personen zu je 10 kg . 20 kg 


Da eine Abgabe von Fleisch durch "die 
Verlängerung der Anrechnungszeit um 
weitere 13 Wochen nicht vermieden wird, 
muß die Anrechnungszeit auf 52 Wochen 
beschränkt bleiben und die Abgabe von 
30 kg Fleisch erfolgen. 


ü II. 


Vielfach verbleibt bei landwirtschaftlichen Selbstversor- 
gern bei Hausschlachtungen im Winterhalbjahr eine gewisse 
“Restmenge, die gewöhnlich durch nachträgliche Schlachtung 
im Sommer oder gegen Ende des Hausschlachtungsjahres aus- 
genutzt wird. Um auch die Einschlachtung solcher Restmengen 
schon im laufenden Winterhalbjahr zu ermöglichen, bin ich 
damit einverstanden, wenn in diesen Fällen der Gesamtbedarf 
für 65 Wochen, also bis-zum 10. Februar 1946 (statt bis zum 
11. November 1945), der Anrechnung zugrunde gelegt wird. 
Bei einer solchen Hausschlachtung muß jedoch ebenfalls die 
Abgabe überschießender Mengen vermieden werden, so daß 
die Hausschlachtungsgenehmigung nur erteilt werden darf, 
wenn dem Antragsteller ein Schlachtschwein zur Hausschlach- 
tung im entsprechenden Gewicht zur Verfügung steht. 


Beispiele: S 
a) Zahl der zu versorgenden Personen 6 Personen 
zustehende Gesamtmenge bis 11, Novem- 
beralgäsyr 00 240 kg 
davon ausgenutzt It. Schlachtkarte 140 kg 
»noch nicht äusgenutzte Menge des Haus- 
-schlachtungsjahres 1944/45 2 100 kg 
zulässige Mehreinschlachtung für weitere 
> a 6 nz bis zu je 10 kg 60 kg‘ 


zusammen 160 kg 


Diese 160 kg können durch Schlachtung 
eines weiteren Schweines zum einheit- 
lichen Anrechnungsgewicht (Gebiet I) bis 
zum Gewicht von 140 kg ausgenutzt 
werden. 

b) Zahl der zu versorgenden Personen 
zustehende Gesamtmenge bis 11. Novem- 


31/2 Personen 


ber 1945 Q e 140 kg 
davon ausgenutzt It, Schlachtkarte 5 120 kg 
noch nicht ausgenutzte Menge des Haus- 
schlachtungsjahres 1944/45 20 kg 
zulässige Mehreinschlachtung für weitere 
13 Wochen, 3!/a Personen bis zu je 
10 kg ER 35 kg 
zusammen 55 kg 


Da durch Schlachtung eines weiteren Schlachtschweines 
die Höchstmenge von 55 kg weit überschritten würde, also’ 
doch eine Abgabe erfolgen müßte, darf eine Verlängerung der 


‚Anrechnungszeit bis zu 13 Wochen nicht vorgenommen werden. 


Ill. 


Die auf Grund dieser Regelung von landwirtschaftlichen 
Selbstversgrgern eingeschlachteten Mengen sind als in An- 
spruch genommen in: Spalte 10 der Schlachtkarte für 1944/45 
einzutragen. Am Ende des laufenden Hausschlachtungsjahres 
(11. November 1945) ist die Menge, die über: die zustehende 
Gesamtmenge für 1944/45 hinausgeht, als ausgenutzt auf der 
Schlaghtkarte für das Hausschlachtungsjahr 1945/46 vorzu- 
tragen. 


IV, 


Im Gegensatz zu dem vorstehenden Verfahren bei den 
landwirtschaftlichen Selbstversorgern muß bei den nichtland- 
wirtschaftlichen Selbstversorgern das Ende der Anrechnungs- 
zeit auf Grund des festgestelften Anrechnungsgewichtes er- 
mittelt werden. Da die dem Hausschlachtungserlaß vom 
11. Juli 1944?) beiliegende Tabelle II jedoch nicht das Ab- 
lesen der Anrechnungszeiten bis zu 65 Wochen gestattet, wird 
als Anlage eine entsprechend erweiterte Aufstellung der 
Wochen vom 12. November 1945 bis 23. Juni 1946 beigefügt. 


4 
V. 
Die Bestimmungen, dieses Erlasses treten mit sofortiger 


Wirkung in Kraft. Am 4. März 1945 treten sie wieder außer 
Kraft, 


Berlin, den 8. Dezember 1944. 
Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 


In Vertretung des Staatssekretärs 


— Dr. Moritz 
2) RNVbI. S. 323. 
Anlage 
Ergänzungstabelle zur Tabelle II 
des Hausschlachtungserlasses vom 11. Juli 1944 . 


— I1A12— 22011 — 


Zahl der Wochen 


Zuteilungs- Woche 

u 4 ab 12. 11. 1945 
periode vom / bis bis 23. 6. 1946 

12. 11. bis 18. 11. 1945 t 

5 82 19. 11. bis 25. 11. 1945 2 

26. 11, bis 2. 12. 1945 3 

3. 12, bis 9. 12, 1945 4 

10. 12, bis 16. 12. 1945 5 

= 17. 12. bis 23. 12. 1945 6 

24. 12. bis 307 12. 1945 7 

31. 12. 1945 bis 6. 1. 1946 8 

7.1. bis 13. 1. 1946 9 

Ey 14. 1, bis 20. 1, 1946 10 

21.1. bis 27. T. 1946 11 

28. 1. bis 3. 2. 1946 en 

Ze 4. 2. bis 10. 2. 1946 13 

22 11. 2, bis 17. 2. 1946 14 

18. 2, bis 24. 2. 1946 15 

25. 2. bis 3. 3. 1946 16 

43. bis 10, 3. 1946 er, 

96 11. 3. bis 17. 3. 1946° 18 

18.3, bis 24. 3. 1946 19 

2a 3 bie 31. 3.1966 20 
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Zahl der Wochen 


Zuteilungs- Woche 

: : ab 12. 11. 1945 
periode vom / bis bis 23. 6. 1946 

1.4. bis 7.%. 1946 21 

97 . 8.4. bis 14. 4, 1946 22 

15. 4, bie 21. 4. 1946 23 

22. 4, bis 28. 4. 1946 24 

29. 4, bis 5. 5. 1946 25 

88 6. 5. bis 12. 5. 1946 26 

13. 5. bis 19, 5. 1946 27 

20. 5. bis 26. 5. 1946 28 

27. 5, bis 2. 6. 1946 29 

89 3.6. bis 9. 6. 1946 30 

i 10. 6. bis 16. 6. 1946 a 

17. 6. bis 23. 6. 1946 32 

\ Preisüberwachung 
Verordnung 


über die Aufhebung der Verordnung über Preise für 
geschälte und ungeschälte Weiden 


Vom 7. Dezember 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 344) 


Auf Grund des Gesetzes zur Durchführung des Vierjahres- 
plans — Bestellung eines Reichskommissars für die Preisbildung 
— vom 29. Oktober 1936*) (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird mit 


“) RNVbI. S. 554, 


= Anweisung 1/44 


des Produktionsausschusses Ledererzeugung 
(Haargewinnung in ledererzeugenden Betrieben) 


Vom 20. Dezember 1944 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 285 vom 27. Dezember 1944) 


Auf Grund der Verordnung über den Warenverkehr in der 
Fassung vom 11. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 686) 
wird gemäß $ 3 Abs. 1 Ziff. 1 und $ 7 der Anordnung II/44 des 
Produktionsbeauftragten für Lederwirtschaft vom 15. Oktober 
1944 (Deutscher Reichsanz, und Preuß, Staatsanz, Nr. 235 vom 
19. Oktober 1944) mit Zustimmung des Prodüktionsbeauftragten 
für Lederwirtschaft und im Einvernehmen mit dem Reichs- 
beauftragten für Textilwirtschaft folgendes angeordnet: 


81 
Haarerhaltung 


Ledererzeugende Betriebe sind verpflichtet, die. Haare von 
Kalbfellen, 
Rindhäuten, 
Schweinehäuten, 
Häuten und Fellen von Einhufern, 
Ziegen-, Zickel- und Wildfellen 


in einem für die Weiterverarbeitung dieser Haare brauchbaren 
Zustand zu gewinnen, 


82 
Meldepflicht 


(1) Ledererzeugende Betriebe sind verpflichtet, den Anfall 
an diesen Haaren der Arbeitsgemeinschaft Wolle in der von 
dieser vorgeschriebenen Form zu melden. 


Beispiel für die Anwendung der 
Ergänzungstabelle 


Ein ° nichtlandwirtschaftlicher Selbstversorger- 


haushalt von . ! 2. 2 2 2 2 2 22.2.3 Personen 
schlachtet ein Schwein zum einheitlichen An- 

rechnungsgewicht von . . 2... .2.....140 kg 
Naclt Spalte „3 Personen” der Tabelle II beträgt 

die Anrechnungszeit für 140 kg . „ a » » 62 Wochen 
Schlachtung erfolgt am . . . .» ec 2 2 x » 3. 2. 1945 
danach Beginn der Anrechnungszeit . x» « » u 5.2. 1945 
Die Tabelle II gestattet nur das Ablesen von . 40 Wochen 
Bien zum ile151945 
Der Endtermin der restlichen e 0 2. 22 Wochen 
ist von der Ergänzungstabelle abzulesen. Nach 

der Spalte „Zahl der Wochen“ (22 Wochen) 

endet die Anrechnungszeit am , ; a x ı 14. 4. 1946 


und Preisbildung 


Zustimmung des Beauftragten für den Vierjahresplan ver- 
ordnet: 


Die Verordnung über Preise für geschälte und ungeschälte 
Weiden vom 10. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1021) und die 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über Preise für ge- 
schälte und ungeschälte Weiden vom 28, August 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 541) treten am 7. Dezember 1944 außer Kraft. 


Berlin, den 7. Dezember 1944, 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Fischböck 


Verschiedenes 


(2) Hinsichtlich der Veräußerung, Bearbeitung und Ver- 
arbeitung dieser Tierhaare gelten die Vorschriften der An- 
ordnung V/43 der Reichsstelle für Textilwirtschaft (Bewirt- 
schaftung von Spinnstoffen, Gespinsten und Spinnstoffwaren) 
vom 21. Dezember 1942 und der Anordnung Nr. 4 zur Ergän- 
zung und Durchführung der Anordnung 1/43 der Reichsstelle 
für Textilwirtschäft (Bewirtschaftung von Tierhaaren) vom 
gleichen Tag (Deutscher Reichsanz, u. Preuß, Staatsanz. Nr. 304 
vom 29. Dezember 1942). 


8 3 
Ausnahmen 
Der Produktionsausschuß Ledererzeugung kann Ausnahmen 
von den Vorschriften dieser Anweisung zulassen, 
4 
Strafvorschriften 


Zuwiderhandlungen gegen diese Anweisung werden nach 
den $$ 10, 12 bis 15 der Verordnung über den Warenverkehr 
bestraft. Das Antragsrecht gemäß $ 14 sowie das Ordnungs- 
strafrecht gemäß $ 15 dieser Verordnung werden vom Reichs- 
beauftragten für Lederwirtschaft wahrgenommen. 


85 
Inkrafttreten und Geltungsbereich 


Diese Anweisung tritt am siebenten Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten Ost- 
gebieten. 


Berlin,. den 20. Dezember 1944. 


Der Leiter des Produktionsausschusses Ledererzeugung 
Wilhelm Möhlenbeck z ‚ 


Für den Inhalt verantwortlich: Dr. Rudolf Lais, Berlin (z. Z. bei der Wehrmacht). Vertreter: Otto Schlosser, Berlin-Lankwitz. 
‚ Verlag u. Druck: Reichsnährstandsverlag G.m.b.H., Berlin N4, Linienstr. 139—140. Verantw. Verlagsleiter; Roland Schulze, Berlin. 


Dr. Ernst Meulemann: 


Die öffentlich-rechtliche 


Schiedsgerichtsbarkeit des Reichsnährstandes 


und seiner Zusammenschlüsse 


Das Buch behandelt kurz das Wesen der 
landwirtschaftlichen Marktordnung, schildert 
den Aufbau und die Aufgaben der Schieds- 
gerichte für die landwirtschaftliche Markt- 
ordnung und zeigt dann an Beispielen aus 
der Praxis den Gang der Verfahren vor 


diesen Gerichten. 
\ 


Es ist nicht nur ein Buch für den Juristen, 
sondern auch für den Bauern und Landwirt 


131 Seiten 2,— RM 


Erscheinungsjahr 1939 


REICHSNAHRSTANDSVERLAG 
(1) BERLIN 


Unsere Schriftenreihe für die Praxis 


AhBEITEN 


DES REICHSNAÄHRSTANDES 


Bisiier erschienen 75 Bände mit einer 
Gesamtauf!agenhöhe von fast 
einer Million 


Behandelte Gebiete: 


Ackerbau 
Viehzucht und -pilege 
Bauen auf dem Lande 
Technik in der Landwirtschaft 
Garten- und Weinbau 
N Hauswirtschaft 
Wirtschaftsfragen 


Weitere Bände sind in Vorbereitung 


Diese Fach! " "*r unterstützen alle landwirt- 
schaftlich Tätigen bei der Erfüllung ihrer 
krieqswichtigen Aufgaben in Haus und Hof 


: REICHSNÄAHRSTANDSVERLAG (1) BERLIN 


Die Reichspachtschutzordnung 


vom 30. Juli 1940 


Von Dr. E, Sauer und Dr. H. Weißer 


Dieses Buch ist ein wertvolles Hilfsmittel in 
der Hand von Pächtern, Verpächtern, Sach- 
verständigen und Behörden, Alle einschlä- 
gigen gesetzlichen Vorschriften, wie Aus- 
führungsbestimmunaen und Dienstanordnun- 
gen, Einheitspachtverträge, Pachtleistungs- 
richt!in’on u. a., sind darin zusammengestellt 
und unter Berücksichtigung der Zielsetzung 
der agrarpolitischen Führung erläutert. 


BA 


2. Aufl.. 444 Seiten, Halbleinen RM 8,40. 


REICHSNÄHRSTANDSVERLAG (1) BERLIN 


Dr. Rudolf Habeck: 


Erzeugung und Bewirtschaftung 
inländischer Schafwolle 
und Angorakaninwolle 


Eine wichtige Neuerzzheinung für Schaf- 
und Angorakaninzüchter und ‚die wollver- 
arbeitende Industrie. Das Buch berichtet 
über die Entwicklung und Handhabung der 
Bewirtschaftung dieser volkswirtschaftlich 
wertvollen Rohstoffe, bringt darüber hinaus 
alle Bestimmungen, Erlasse, Anordnungen 
und Durchführungsverordnungen auf dem 
Gebiete der Erzeugung, Bewirtschaftung und 
Marktregelung, erläutert die Grundgedanken 


und Ziele der getroffenen Maßnahmen und 


ist damit der Praxis in Zweifelsfällen ein 
wertvolles Nachschlagewerk. 


88 Seiten 2,10 RM 


REICHSNAHRSTANDSVERLAG (1) BERLIN 


VERKUNDUNGSBLATT 


des Reichsnährstandes 


(abgekürzt RNVbI.) 
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Anordnungen des Reichsbauernführers 


Anordnung des Reichsbauernführers 


beir. Zahl und Gebiete der Milch-, Fett- und Eier- 
wirtschaitsverbände (MWV.) 


Vom 10, Januar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich mit 
Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft an: 

I. 


(1) Von. dem Gebiet des Milch-, Fett- und Eierwirtschafts- 
verbandes Rheinland-Westfalen wird das Gebiet der. Landes- 
bauernschaft Westfalen abgetrennt.. Für das Gebiet der Lan- 


desbauernschaft Westfalen wird ein Milch-, Fett- und Eierwirt- | 


schaftsverband Westfalen mit dem Sitz in Unna gebildet. 


(2) Der:auf die Gebiete der Landesbauernschaften Rhein- . 


land und-Moselland beschränkte Milch-, Fett- und Eierwirt- 
schaftsverband Rheinland-Westfalen erhält die -Gebietsbezeich- 
nung „Rheinland und verlegt seinen Sitz nach Bonn. 


Anm.: $ 2 Abs. 2 der Verordnung über den. Zusammenschluß dar daut- 
schen Milch- und Fettwirtschaft vom 29. Juli 19381) (Reichsgesetzbl, I S. 957) 
in der Fassung vom 11. Mai 1943?) (Reichsgesetzbl. I S. 303). 


YyRNVBL. SUR ©: 
2) RNVBL-S. 188. . - 


II. 
Diese Anordnung tritt am siebenten Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft, 
Berlin, den 10. Januar 1945. 
Der Reichsbauernführer 
In Vertretung 
Behrens 


Anordnung des Reichsbauernführers 


betr. Angliederung des Landesverbandes der Tier- 
versicherungsvereine Oberschlesien e. V., 
Sosnowitz (O.-S.) 


Vom 9. Januar 1945 


Gemäß $ 9 der Ersten Verordnung über den vorläufigen 
Aufbau: des Reichsnährstandes vom 8. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1060) gliedere ich: den Landesverband der Tier- 
versicherungsvereine Oberschlesien e. V., Sosnowitz (O.-S.), 
Marktstraße 12, an den Reichsnährstand an. 


Die Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft, 
Berlin, den 9. Januar 1945, 
Der Reichsbauernführer 
In Vertretung 
Behrens 


10 


Verkündungsblatt des Reichsnährstandes 1945, Nr. 2, ausgegeben am 13. Januar 1045 


Gartenbauwirtschaft 


Anordnung Nr. 1/45 


der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirt- 

schaft betr. Belieferung der Bäcker, Konditoren, 

Süßwarenhersteller, Brotfabriken, Gaststätten- und 
Beherbergungsbetriebe mit Brotaufstrichmitteln 


Vom 4. Januar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) wird mit Zu- 
stimmung des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft und des Reichsbauernführers angeordnet: 


Anm.: $ 4 der Verordnung über den Zusammenschluß der deuisehen 
Gartenbauwirtschaft vom 21. Oktober 1936*) (Reichsgesetzbl. ]J. 8. 811), $ 8 
der Satzung der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirischafi vom 
6. Februar 1937 (RNVbI. S. 77). 


*) RNVDI. S. 550, 


v1, 

Die Zuteilung von Brotaufstrichmitteln an Bäcker, Kondi- 
toren und Brotfabriken wird eingestellt. Soweit die Anord- 
nung Nr, 3/41 vom 6. Januar 1941 (RNVb]. S. 10) Vorschriften 
über die Zuteilung von Brotaufstrichmitteln en Bäcker, Kon- 
ditoren und Brotfabriken enthält, werden diese hiermit aufge- 
hoben. 

$ 2 


Diese Anordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 4. Januar 1945. 


Der Vorsitzende 
‘der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft 


In Vertretung 
Sievert 


Milch-, Fett- und Eierwirtschait 


Anordnung Nr. A 50 


der Hauptvereinigung der deutschen Milch-, Fett- 
und Eierwirtschaft über die Ablieferung von Milch, 
Landbutter, Zentrifugen und Butterfässern 


Vom 3. Januar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich 
mit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Land- 
wirtschaft und des Reichsbauernführers an: 


1 

Sämtliche Kuhhalter sind verpflichtet, die 
Milch an den Be- oder Verarbeitungsbetrieb (Milchsammel- 
stelle, Molkerei, Käserei, Dauermilchwerk) abzuliefern, zu 
deren Einzugsgebiet sie gehören. Die Einzugsgebiete ergeben 
eich aus den Anordnungen der Wirtschaftsverbände Soweit 
ein Einzugsgebiet nicht festgelegt oder keine sonstige Rege- 
lung getroffen worden ist, ist die Milch an den nächstgelege- 
nen Be- oder Verarbeitungsbetrieb abzuliefern. 


2 
(1) Soweit Kuhhaltern Infolge großer Entfernung. von 
einem Be- oder Verarbeitungsbetrieb oder einer Milchfuhre 
die Milchablieferung nicht zuzumuten ist, kann der Wirtschafts- 
verband ihnen auf Antrag genehmigen, die Milch zu entrahmen, 
zu verbuttern oder Butterschmaiz herzustellen. Die Genehmi- 
gung muß schriftlich erteilt werden. 


(2) Die auf diese Weise gewonnenen Erzeugnisse sind von 


den Kuhhaltern an die vom Wirtschaftsverbami bestimmten 
Betriebe oder Stellen abzuliefern. 

(3) Die noch gültigen Genehmigungen zur Rahmabliefe- 
rung oder Landbutterherstellung bleiben in Kraft, sofern der 
Wirtschafteverband nichte anderes bestimmt. 


3 
Die Ablieferungspflicht von Milch, Rahm, Landbutter oder 
Butterachmalz umfaßt auch die Anfuhr an die Molkerei oder 
Sammelstelle, . Erschwernisee In der Anfuhr entbinden nicht 
von der Ablisferungspflicht. 


s4 
Der Wirtschafteverband kann einzelne Milcherzeuger er- 
mächtigen oder anweisen, Milch, Rahm, Landbutter oder Butter- 
schmalz an Verteiler oder Verbraucher abzugeben. 


Anm.: Die Anordnung ergeht auf Grund der Verordnung über die öffent- 
liche a von landwirtschaftlichen Erzeugnissen vom 27. August 
19381) (Reichsgesetabl. I 8. 1521), der Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Milch, Milcherzeugnissen, Olen und Fetten vom 7. September 
19399) (Reichsgesetzbl. I 8, 1719) und der Verordnung über den Zusammen- 
schluß der deutschen Milch-, Fett- und Eierwirtschaft vom 29. Juli 19383) 
Dale 1 8. 057) in der Fassung der Verordnung vom 11. Mai 1943®) 

eichsgesetzbl. I 3. 303). 


3) RNVbI, 5. 695. 9) RNVDb). 5. 668. 3) RNVbI, 5. 387. &) RNVDI. 8. 188. 


ewonnene ' 


. Selbstversorger benötigten Mengen zurücknehmen. 


,5 


(1) Die Betriebe dürfen als Selbstversorger diejenigen 
Milch- und Buttermengen zur Deckung ihres eigenen Bedarfs 
einbehalten, die ihnen durch Erlaß des Reichsministers für Er- 
nährung und Landwirtschaft und anderer bewirtschaftender 
Stellen zuerkannt sind. 

(2) Die zur Selbstversorgung freigegebene Milch Aal 
weder verbuttert noch zur Herstellung anderer Milcherzeug- 
nisse (z. B. Schlagrahm oder Käse) verwendet werden. 


(3)*) Selbstversorger dürfen die ihnen oder ihren zur 
Selbstversorgung berechtigten Haushaltsangehörigen im Rah- 
men der für die Selbstversorgung geltenden Bestimmungen 
zum eigenen Verbrauch zustehenden Milch- und Buttermengen 
nicht verkaufen. Ausgenommen sind Verkäufe an diejenigen 
Abnehmer, an die diese Erzeugnisse auf Grund des Erlasses 
des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft oder. 
der Anordnungen der bewirtschaftenden Stellen verkauft’ 
werden müssen oder verkauft werden dürfen. Dem Verkauf 
stehen gleich der Tausch sowie das Überlassen der Erzeugnisse 
gegen eine gewerbliche oder berufliche nichtlandwirtschaft- 
liche Arbeits. oder Dienstleistung. 


46 


Milchsammelstellen, Buttersammler und Landbuttersammel- 
stellen sind verpflichtet, die angelieferten Erzeugnisse an die 
Be- oder Verarbeitungsbetriebe oder Bezirkssammelstellen, 
denen sie angeschlossen sind, weiterzuleiten. An Verbraucher 
dürfen diese Erzeugnisse nur mit Genehmigung des Wirt- 
schaftsverbandes abgegeben werden. 


7 


(1) Die in $ 1 genannten Betriebe und Landbuttersammel- 
stellen sind verpflichtet, jede Verletzung der Ablieferungs- 
pflicht sofort dem für den Erzeugerbetrieb zuständigen Wirt- 
achaftsverband zu melden. 


(2) Die in Abs. 1 genannten Betriebe haben die Belege für 
den Nachweis der an Milch- oder Rahmlieferer zurückgegebe- 
nen Butter sorgfältig aufzubewahren, 


i 2 
Kuhhalter dürfen entrahmte Milch nur in den für den 
eigenen landwirtschaftlichen Betrieb und die dazugehörigen 
Eine Wei- 
tergabe entrahmter Frischmilch oder aus ihr gewonnener Er- 
zeugnisse ist nur entsprechend $ 5 Abs, 3 statthaft. 


(1) Alle Kuhhalter, die keine Genehmigung zur Herstellung 
von Landbutter haben, und alle Personen, die ala Selbstver- 


®) Vgl. Erlaß des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft vom 
22. Dezember 1943 (RNVbl. 1944 S. 39). 
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sorger Milch oder Bulter erhalten, sind verpflichtet, die in 
ihrem Besitz befindlichen Butterfässer und Zentrifugen .abzu- 
liefern. 

(2) Kuhhälter, die eine Genehmigung zur Ablieferung von 
Rahm haben, sind verpflichtet, die in ihrem Besitz befindlichen 
Butterfässer abzuliefern. R 

(3) Die Gegenstände sind in einem ordnungsmäßigen und 
lagerfähigen Zustand sowie mit einem Anhängeschild, auf dem 
der Name des Eigentümers steht, abzuliefern. Die Wirtschafts- 
verbände erteilen die näheren Weisungen. 


$ 10 
Verstöße gegen diese Anordnung werden nach den gelten- 
den Bestimmungen bestraft. 
511 


(1) Diese Anordnung tritt am 1. Oktober 1944 in Kraft. 
8 9 gilt nicht in den Wirtschaftsverbänden Danzig-Westpreußen 
und Wartheland. 


(2) Gleichzeitig treten folgende Anordnungen der Haupt- 
vereinigung außer Kraft: 


ea) Nr. A3 betr. Ablieferung der vom Milcherzeuger her- 

gestellten Butter (Landbutter) vom 1. September 

1939 (RNVbI. S, 622); - 

betr. Milchablieferungspflicht vom 6. September 

1939 (RNVDI, S. 641); 

c) Nr. A15 betr. Selbstversorger mit Milch, Milcherzeug- 
nissen und Speiseöl vom 30. November 1939 
.(RNVbI. S. 835); 

d) Nr. A28 betr. Durchführung der Milchablieferungspflicht 
vom 9. April 1941 (RNVbI. S. 136), 


Berlin, den 3. Januar 1945. j) 
Der Vorsitzende 


der Hauptvereinigung der deutschen Milch-, Fett- 
und Eierwirtschaft 


Dr. Zweigler 


_b) Nr. A5 


Wein- und Trinkbranntweinwirtschaft 


Bekanntmachung 


über die Ubernahmepreise für Branntwein für das 
Betriebsjahr 1944/45 


Vom 29. Dezember 1944 
(Deutscher ‚Reichsanzeiger Nr. 3 vom 4. Januar. 1945) 


In Ergänzung meiner Bekanntmachung vom 6: Oktober 
1944*) — V 7103—3052/1 a — (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 228 
vom 11. Oktober 1944 — Reichszollblatt Nr. 39 Seite 183) 


1. erhöhe ich den Zuschlag zum Grundpreis unter II2a dieser 
Bekanntmachung für den aue eigengebauten Zuckerrüben 
hergestellten Branntwein von 14 RM euf 18 RM, 
für den aus zugekauften Zuckerrüben hergestellten Brannt- 
wein von 16 RM auf 20 RM 


für das Hektoliter Weingeist, 
2. gewähre ich den landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Kartoffeibrennereien, die  Zuckerschnitzel 


neben dem Zuschlag gemäß vorstehender Ziff. 1 einen wei- 
teren Zuschlag bis zu 12 RM 


für das Hektoliter Weingeist. 
Dieser . Zuschlag wird nicht gewährt, wenn befonderse 
verbilligt2 Zuckerrübenschnitzel verarbeitet werden. In 


diesen Fällen ermäßigt eich der Zuschlag zum Grundpreis 
nach Ziff. 1 für das Hektoliter Weingeiet. 


Berlin, den 29. Dezember 1944, 


D 


Reichsmonopolverwaltung für Branntwein 
Wolt 


®) RNVbI. 8.481. 


Preisüberwachung 


Anordnung 


über die Aufhebung meiner Anordnung über die 
Erhebung einer Gebühr zur Förderung der Schweine- 
enthäutung 


Vom 29. Dezember 1944 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 4 vom 35. Januar 1945) 


Auf Grund des $ 2 Abs. 1. des Gesetzes zur Durchführung 
des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichekommissare 
für die Preisbiidung — vom 29, Oktober 1936') (Reichsge- 
setzbl. I S. 927) ondne ich an: 


2) RNVbL. S. 554. 9) RNVhN. S. 616. 


verarbeiten, 


Bekanntmachung 
betr. Abschlag zur Berechnung des Branntwein- 
aufschlags 


Vom 29. Dezember 1944 
(Deutscher Reicheanzeiger Nr. 3 vom 4. Januar 1945) 


Auf Grund von $ 79 Abs. 1 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol in Verbindung mit $ 221 der Brennereiordnung 
wird der besondere Abschlag vom regelmäßigen Verkaufspreis 
zur Berechnung des Branntweinaufschlags für ein Hektoliter 
Weingeist wie folgt festgesetzt: 


il, Bei Branntwein, der unter Abfindung oder der in Verschluß- 
kleinbrennereien mit einer Jahreserzeugung bis zu vier 
Hektoliter Weingeist hergestellt ist, 

a) ausschließlich aus Steinobst, Beeren oder Enzian- RM 
wurzeln auf . , ee oe Ze) 
b) aus, anderen Stoffen auf : u: hl) 


2. bei, Branntwein aus Verschlußkleinhrennereien mit 
einer Jahreserzeugung über vier Hektoliter Weingeist 
und bei Branntwein, der in Brennereien mıt Brennrecht 
innerhalb des Brennrechtse hergestellt ist, auf. . . . 50 


Danach beträgt vom 1. Februar 1945 ab der Branntwein- 
aufsechlag je Hektoliter Weingeist ı 


BUS a 500 
zutb oe ee he 600 
zu 2 0000 2 650 


Im Protektorat Böhmen und Mähren zahlen Stoffbesitzer, 
ebenso Obstverschlußbrennereien, die nur selbstgewonnene 
Obststoffe verarbeiten, für die ersten fünfzig Liter Weingeist 
ihrer Jahreserzeugung an Branntweinaufschlag etatt 500 RM: 
325 RM und statt 600 RM: 425 RM je Hektoliter Weingeist. 


Berlin, den 29. Dezember 1944. 


Reichsmonopolverwaliung für Branntwein 
— Reichsmonopolamt — 
Woll 


und Preisbildung 


[2 
51 
Die Anordnung über die Erhebung einer Gebühr zur För- 
derung, der Schweineenthäutung vom 2. November 1940?) 
(Deutscher Reichsanz. und Preuß, Staatsanz. Nr. 260 vom 5. No- 
vember 1940) in der Fassung der Zweiten Anordnung zur Ände- 
ıung der Anordnung über die Erhebung einer Gebühr zur För- 
derung der Schweineenthäutung vom 15. April 1942 (Deutscher 
Reichsanz. und Preuß. Staateanz. Nr. 93 vom 22. April 1942) 
wird aufgehoben. 
82 
Die Anordnung tritt am 1. Janwar 1945 in Kraft. 
Berlin, den 29. Dezember 1944. 
Der Reichskommissar für die Preisbildung 


Fiechböck 
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Zweite Anordnung 


zur Änderung der Dritten Anordnung über Preise 
für im Inland anfallende Zahmschweinshäute 


Vom 29. Dezember 1944 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 4 vom 5. Januar 1945) 


Auf Grund des $ 9 der Verordnung über die Bildung von 
Preisen und Entgelten auf dem Gebiete der Lederwirtschaft 
(Lederpreisverordnung) vom 29. April 19371) (Reichsgesetzbl. I 
S. 553) wird angeordnet: 

$1 


Der $ 4 der Dritten Anordnung über Preise für im Inland 
anfallende Zahmschweinshäute vom 15. April 1940*) (Deutscher 
Reichsanz, und Preuß. Staalsanz. Nr. 91 vom 18. April 1940) 


3) RNVbI. 5. 553. E) RNVbI S. 183. 


Unsere Schriftenreihe für die Praxis 


ARBEITEN 
DES REICHSNAHRSTANDES 


Bisher erschienen 75 Bände mit einer 
Gesamtauflagenhöhe von fast 
einer Million 


Behandelte Gebiete: 


Ackerbau 

Viehzucht und Pflege 

Bauen auf dem Lande 
Technik in der Landwirtschaft 
Garten- und Weinbau 
Hauswirtschaft 
Wirtschaftefragen 


Weitere Bände sind in Vorbereitung 


Diese Fachbücher unterstützen alle landwirt- 
schaftlich Tätigen bei der Erfüllung ihrer 
kriegswichtigen Aufgaben in Haus und Hof 


"REICHSNAHRSTANDSVERLAG (1) BERLIN 


ls 0000 


in der Fassung der Anordnung zur Änderung der Dritien An- 
ordnung über Preise für im Inland anfallende Zahmschweins- 
häute vom 2. November 1940°) (Deutscher Reichs- und Preuß. 
Staatsanz. Nr. 260 vom 5. November 1940) erhält folgende 
Fassung: 

„Beim Verkauf durch einen Großhändler oder eine Häute- 
verwertung an Verarbeiter darf auf die in $ 1 Abs. 1 unter I 
bis III festgesetzten Preise ein Zuschlag von 0,12 RM je 
Kilogramm und auf’ die für Eberfelle festgesetzten Preise ein 
Zuschlag von 0,06 RM je Kilogramm berechnet werden, Wei- 
tere Zuschläge sind nicht zulässig. 

$2 
Die Anordnung tritt am 1. Januar 1945 in Kraft. 


Berlin, den 29. Dezember 1944. 


Der Reichkommissar für die Preisbildung 
Fischböck 


3) RNVbI. S. 616, 


Dr. Rudolf Habeck: 


Erzeugung und Bewirtschaftung 
inländischer Schafwolle 
und Angorakaninwolle 


Eine wichtige Neuerscheinung für Schaf- 
und Angorakaninzüchter und die wollver- 
arbeitende Industrie. Das Buch berichtet 
über die Entwicklung und Handhabung der 
Bewirtschaftung dieser volkswirtschaftlich 
wertvollen Rohstoffe, bringt darüber hinaus 
alle Bestimmungen, Erlasse, Anordnungen 
und Durchführungsverordnungen auf dem 
Gebiete der Erzeugung, Bewirtschaftung und 
Marktregelung, erläutert die Grundgedanken 
und Ziele der getroffenen Maßnahmen und 
ist damit der Praxis in Zweifelsfällen ein 
wertvolles Nachschlagewerk. 
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Anordnung des Reichsbauernführers 


Anordnung des Reichsbauernführers 


betr. Verordnung über die Verkündung von Anord- 
nungen und Festsetzungen des Reichsnährstandes 


Vom 10. Januar 1945 


Auf Grund des $2 Abs.2 Satz2 der Verordnung über die 
Verkündung von Anordnungen und Festsetzungen des Reichs- 
nährstandes vom 19. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1272) 
ordne ich an: 

gi 


(1) Anordnungen, die nicht für das ganze Reichsgebiet 
gelten, werden verkündet 


a) durch Abdruck im Wochenblatt der Landesbauernschaft 
oder 

b) durch Anschlag an der Gemefndetafel. Auf den Inhalt 
dieser Anordnungen ist im Wochenblatt der Landes- 
bauernschaft kurz hinzuweisen, 


c) durch Anschlag am schwarzen Brett von Märkten und 
marktähnlichen Veranstaltungen. 
(2) Anordnungen brauchen nicht allgemein verkündet zu 
werden, wenn sie dem Betroffenen schriftlich mitgeteilt oder 
von ihm unterschriftlich anerkannt werden. 


82 
Die 46. Anordnung des Verwaltungsamtsführers betr. Ver- 
kündungsblatt der Landesbauernschaften vom 24. Januar 1935 
(RNVbl. S. 85) wird aufgehoben. 


8 3 
Diese Anordnung tritt am siebenten Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Berlin, den 10. Januar 1945. 


Der Reichsbauernführer 
In Vertretung 
Behrens 


Brauwirtschaft 


Verordnung 
zur achten Änderung des Biersteuergesetzes 


Vom 30. Dezember 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 4) 


Ich verordne auf Grund des Abschnitts I Abs, 2 des Er- 
lasses des Führers über den totalen Kriegseinsatz vom 25. Juli 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 161) im Einvernehmen mit dem 
Reichsminister und Chef der Reichskanzlei, dem Leiter der 
Partei-Kanzlei und dem Generalbevollmächtigten für die 
Reichsverwaltung: 

51 


$ 16 Satz 1 des Bicrsteucıgesetzes vom 
24 23. März 1931 (Poichsaesetzhl.T S. 110) _ 
2. November 1943 (Reichszesetzbi. 1 S. 651) 
wird durch die folgenden Vorschriften ersetzt: 


„Inhaber von Brauereien, in denen in einem Rechnungsjahr 
nicht mehr als 1000 Hektoliter Bier hergestellt werden, wer- 
den abgefunden. Auf abgefundene Brauer werden $2 Abs. |, 
85, 56 Abs. 1 und $8 nicht angewendet. Das Hauptzollamt 
kann Ausnahmen zulassen; es kann Brauer von der Abfin- 
dung ausschließen." 


2 
Diese Verordnung tritt am 1. April 1945 in Kraft. 


Berlin, den 30. Dezember 1944. 


Der Reichsminister der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 
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‚, Gartenbauwirtschaft 


Bekanntmachung 


der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwilt- 
schaft zur Anordnung Nr. 3/44 betr. Anbau- und 


Lieferungsverträge vom 4. April 1944 
Vom 6. Januar 1945 


Mit Zustimmung des Reichskommissars für die Preis- 


bildung und des Reichsbauernführers bestimme ich: 


Die Anlage 9 der Anordnunn Nr. 3/44 betr. Anbau- und 
Lieferungsverträge von 4. April 1944 (RNVb]. S, 97) wird in 


Abschnitt IA Ziffer 4, 5 und 9 wie folgt geändert: 


4. Herbstkohl 


(sogen. September-Kohl) B- und E-Vertrag. 
In den Gebieten der Gartenbauwirtschaftsverbände: 


je 100 kg 
RM 
Schleswig-Holstein (außer Hamburg und Lauen- 
D[NTG u ur ar u a 2160 
We 5 BO OH Do HH 0 0 5 5 
Mecklenburg, "Niedersachsen, Pommern (Basten 
Stralsund und Stettin, Rheinland und die 
schleswig-holsteinischen Gebie!c Hamburg und 
Lauenburg . ı m ı oc er 0 0 rn. dm 
Westfalen ik‘ 
Baden, Danzig-Westpreußen, Hessen-Nassau, 
Kurhessen, Nieder- und Oberschlesien, Pom- 
mern (ohne Basten Stralsund und Stettin), 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Warthe- 
land, Westmark, Württemberg . 2 2.2... 550 
Bayern, Donau-Alpenland, Kärnten, Kurmark, 
Ostpreußen, Steiermark, Sudetenland . , » 6— 


5. Platten Holsteiner KohlundDauer- 
sorten ab 15. Oktober 


in den Gebieten der Gartenbauwirtschafts- 
verbände: 


je 100 kg 
RM 
Schleswig-Holstein . © 2 2 2 2 02 000.330 
Mecklenburg, Niedersachsen, Pommern (Basten 
Stralsund und Stettin), Weser-Ems . . » » . 47 
Rheinland, Westfalen 5,20 
Baden, Danzie-Westpreußen, Hessen-Nassau, 
Kurhessen, Nieder- und Oberschlesien, Pom- 
mern (ohne Basten Stralsund und Stettin), 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Sudetenland, Thürin- 
gen, Wartheland, Westmark, Württemberg . . 6,20 
Bayern, Kurmark und Niederdonau . . . . .67%0 
Kärnten, Oberdonau, Ostpreußen, Salzburg, 
Steiermark und Tirol. », » a» a 2 02 0. 7,20 
Die Preise zu 4 und 5 qelt«n vom 1. September ab in 
den aufgeführten Gebieten auch für den Frischmarkt. 
Die Preise erhöhen sich ab 21. November zur Abgeltung 
der Ein- und Aus!arrrirgskosten um 0,60 RM je 100kq 
und für je weiiera volle 7 Tage um 0,60RM je 100kgq 
Lagerungskostenzuschlag. 
. Mohrrüben, lange Sorten (außer gelben Sorten) 
C- u. E-Vertrag 
: je 100 kg 
ab 1.August . ,„ . » 000 80 050 A 
SDEIS TA UGS eh — 


Die Preise des A-C.:biets gelten auch für den Frisch- 
markt für die I‘ “"ıbezirke in den Gebieten der 
Gartenbauwirtschaftsverbäinde Kurmark, Mecklenburg, 
Niedersachsen, Nieder--Hirsien, Rheinland, Sachsen- 
Anhalt und BAST-Bezirke Leipzig, Schleswiq-Holstein, 
Thüringen (Altenburg), Wartheland, Westmark. 


Diese Rekanntmachung tritt mit Wirkung vom 10. Januar 


1945 in Kraft. 


Berlin, den 6. Januar 1945. 


Der Vorsitzende 


der Hauptvereinigung «ler deutschen Gartenbauw‘rischaft 


In Vertretung 
Sievert 
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Kriegsernährungswirtschaft 


Erlaß des Reichsministers 
für Ernährung und Landwirtschaft betr. Durch- 
führung des Kartensystems für Lebensmittel für die 
72. Zuteilungsperiode vom 5. Februar bis 4. März 
1945 (mit Ergänzungen für die 71. Zuteilungsperiode) 
Vom 20. Dezember 1944 


Erster Teil 
Ergänzungen für die 71. Zuteilungsperiode 


In der 71. Zuteilungsperiode werden auf die Abschnitte 
Bi und B2 der Grundkarten für über 3 Jahre alte Normal- 
versorgungsberechtigte sowie der Ergänzungskarten SV 1 bis 6 
und SV 8 je 125 g Fleisch oder Fleischwaren abgegeben. 


Zweiter Teil . 
Fesisetzung der Rationen für die 72. Zuteilungsperiode 


Die Lebensmitteirationen der 71. Zuteilungsperiode gelten 
mit folgenden Ausnahmen auch in der 72. Zuteilungsperiode, 


Fett/Fleischaustausch 

Die Entscheidung darüber, ob die Ausgabe von 250 q 
Fleisch an Stelle von Fett auf die Abschnitte Bi und B2 für 
die über 3 Jahre alten Versorgungsberechtigten und Teilselbst- 
versorger auch in der 72. Zuteilungsperiode noch fortgesetzt 
wird, bleibt vorbehalten und wird rechtzeitig vor Beginn der 
72. Zuteilungsperiode bekanntgegeben. Daher enthalten die 
Abschnitte Bi und B2 auf den Grundkarten der über 3 Jahre 
aiten Versorgungsberechtigten und auf den Ergänzungskarten 
der Teilselbstversorger wiederum nur die Mengenangabe von 
je 62,5 g, aber nicht die Angabe der Warenart. 


Käse 
Falls die zweite Kürzung der Käseration um 62,5 g als 
Restausgleich für die in der 69. Zuteilungsperiode erfolgte 
Fleischzuteilung (Fernschreiben vom 28. November 1944 — 
IIB 1—5050 —) für die 72, Zuteilungsperiode angeordnet wird, 
beträgt die Käseration 62,5 g. Erfolgt die Anrechnung nicht in 
dieser Zuteilungsperiode, so ist meine Weisung abzuwarten, 
ob weitere 62,5 g auf einen noch bekanntzugebenden freien 

Kartenabschnitt abzugeben sind. 


e Marmelade und Kunsthonig 
Wie bereits angekündigt, erhalten die Versorgungsberech- 
tigten im Alter von 10 bis 18 Jahren in der 72. Zuteilungs- 
periode 200 g Marmelade. 
Nährmittel 
Die Nährmittelration der über 3 Jahre alten \ lee ven 
sorger wird um 75 g je Zuteilungsperiode auf 175 g gekürzt. 


Ubrige: Ralionen 

Folgende Erzeugnisse werden in der gleichen Menge wie 
in der 71. Zuteilungsperiode verteilt: 

Brot, Mehl, Fleisch (Ausgleichszuteilungen an Stelle von 
anderen Lebensmitteln sind hierbei nicht berücksichtigt), 
Butter, Margarine, Schlachtfette, Quark und Vollmilch, ferner 
die Normalration an Marmelade (wahlweise Zucker). 


Dritter Teil 
Durchführungsbestimmungen und sonstige Regeiungen 


Erster Abschnitt 
Zuckerversorgung 

Die Verbraucher sind mit dem ihnen zustehenden Zucker 
bis zur 72. Zuteilungsperiode einschließlich versorgt (vgl. Er- 
laß vom 17, November 1944 — IIB1—7#1 —). Ein Vorgriff auf 
den Zucker einer späteren Zuteilungsperiode erfolgt in der 
72, Zuteilungsperiode nicht. 

Zweiter Abschnitt 
Kartenwesen 
1. Abgabe von Nährmitteln an Vollselbstversorger 

Im Hinblick auf die für über 3 Jahre alten Vollselbsiver- 
sorger um 75 g gekürzte Nährmittelration (vgl. Zweiter Teil) 
entfallen auf den Grundkarten SV und SV KIk die Abschnitte 
über insgesamt 50 g Stärkeerzeugnisse sowie ein Abschnitt 
über 25 g Nährmittel. In den Gebieten, in denen die Nähr- 
mittelration nur aus Teigwaren besteht, entfallen die Ab- 
schnitte über insgesamt 50 g Stärkeerzeugnisse sowie ein mit 
„I gekennzeichneter Abschnitt über 25 g Nährmittel. 

2. Versorgung mit Kaffee-Ersalz 

Da die Verbraucher von der ihnen in der 71. bis 75. Zu- 
teilungsperiode insgesamt zustehenden Ration an Kaffee-Ersatz 
in Höhe von 750 g bereits in der 71: Zuteilungsperiode 250 gq 
beziehen können, enthalten die Karten für die 72, und die 
weiteren Zuteilungsperioden Abschnitte über je 125 g Kaffee- 
Ersatz (vgl. Erlaß vom 17. November 1944 — IIB1—71 —). 

3. Abgabe von Vollmilch 

Abs. 7 Satz 1 des Dritten Abschnittes „Neuregelung der 
Abgabe von Vollmilch” des Erlasses betreffend Durchführung 
des Kartensystems vom 17. November 1944 — IIB1—71 — 
erhält folgende Fassung: 

Falls einzelne. Kinder oder sonstige Personen, die Voll- 
milch über Haushaltsausweise beziehen, aus dem Haushalt 
ausscheiden, hat das Ernährungsamt bei der Abmeldung aus 
der Versorgung mit Lebensmitteln in dem Haushaltsausweis an 
der dafür vorgesehenen Stelle unterhalb der Tagesfelder die 
Litermenge unter Beifügung des Dienstsiegels zu vermerken, 
die dem um die ausscheidenden Personen verkleinerten Haus- 
halt künftig zusteht, und die Rückrechnung bei dem Kleinver- 
teiler unverzüglich durchzuführen. 

4. Abgabe von Seifenerzeugnissen 

Aut Veranlassung des Reichswirtschaftsministers, dessen 
nähere Durchführungsbestimmungen abzuwarten sind, enthalten 
die Karten 72 für über 3 Jahre alte Verbraucher Abschnitte . 
über je ein Stück Einheitsfeinseife und die Karten für Kleinst- 
kinder bis zu 3 Jahren je einen Abschnitt über ein Stück 
Feinseife. 

5. Papierfarben 

Als Papierfarben «ür die 73. bis 76. Zuteilungsperiode 

werden bestimmt: j 
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73. Zuteilungsperiode: Grundxarıen blau Nr. 84, 
i Ergänzungskarten rot Nr. 142, 
74. Zuteilungsperiode: Grundkarten rosa Nr. 113, 
Ergänzungskarten gelb Nr. 4, 
75. Zuteilungsperiode: Grundkarten rot Nr. 142, 
Ergänzungskarten blau Nr. 84, 
76. Zuteilungsperiode: Grundkarten geb Nr. 4, 
Ergänzungskarten rosa Nr. 113. 

6. Karteriormaie 
Infolge der Unterbringuug neuer und des Wegfalls anderer 
Abschnitte mußten einige Kartenformate geändert werden. 


Eine Zusammenstellung der in der 72, Zuteilungsperiode ‘gül- 
tigen Kartenformate, soweit gegenüber der 71, Zuteilungs- 
periode eine Änderung eingetreten ist, ist aus der Anlage er- 
sichtlich, 
Dritter Abschnitt 
Schlußveslimmungen 
Abgabe der Besteilscheine 
Die Verbraucher haben die Bestellscheine 72 für Vollmilch 
und für entrahmte Frischmilch in der Woche vom 29, Januar 
bis 3. Februar 1945 bei den Verteilern abzugeben, sofern nicht 
die Ernährungsämter die Abgabe auf bestimmte Tage dieser 


Inkrailtreien 

Die Bestiminungen dieses Erlasses über die Zuteilungen für 
die Zeit vom 5. Februar bis 4. März 1945 treten am 5. Februar 
1945, die übrigen Anordnungen, soweit nickts anderes be- 
stimmt ist, sofort in Kraft. s 

Die Ernährungsämter und Kartenstellen sind durch Über- 
sendung eines Abdruckes dieses Erlasses unmittelbar zu ver- 
ständigen. 

Der Erlaß wird im „Deutschen Reichsanzeiger‘ 
licht. 


Berlin, den 20, Dezember 1945. 


veröifent- 


Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 


Im Auftrag 
Dr. Moritz 
Anlage 


Zusammensiellung der in der 72. Zuieilungsperiode 
gültigen Kartenformate, soweit sie sich gegenüber der 
71. Zuteilungsperiode geändert haben 


Woche beschränken. r Bar Nena! 
En "ormat Format 
Maternübersendung Nutzenzalıl Nutzenzahl 

Die gemäß den Vorschriften dieses Erlasses hergestellten cm em 
Matern werden wie üblich übersandt. Grundkarte 

Die Ernährungsämter haben die Druckmatern, die nicht für Jgd ... 21 :148 16 19,7 :14 16 
das gesamte Reichsgebiet einheitlich hergestellt werden, sofort SV Kit . 118:12 35 11,8: 10,5 40° 
nach ihrem Eingang auf ihre Richtigkeit zu prüfen, TSV Kik . 16,3:14,8 20 14 :14,8 24 

®. 
Verschiedenes 


Anordnung IX/44 
des Reichsbeauftragten für Verpackungsmittel über 
die Erfassung gebrauchter Papiersäcke 


Vom 13. Januar 1945 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr, 10 vom 16, Januar 1945) 


Auf Grund der Verordnung über den Warenverkehr in der 
Fassung vom 11. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 686) in 
Verbindung mit der Verordnung über die Einsetzung eines 
Reichsbeauftragten für Verpackungsmittel vom 8. Februar 1943 
(Deutscher Reichs- und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 38 vom 
16. Februar 1943) wird mit Zustimmung des Generalbevollmäch- 
tigten für Rüstungsaufgaben — Planungsamt —, des Reichs- 
wirtschaftsministers und des Reichskommissars für die Preis- 
bildung angeordnet: 

$1 


(1) Papiersäcke mit Ausnahme von Papiergewebesäcken 
werden, um die Wiedergewinnung des Rohstoffes zu sichern, 
mit einem Pfand von 0,20 RM je Sack belastet. 

(2) Das Pfand ist von dem Hersteller der Papiersäcke, so- 
bald er Papiersäcke veräußert, an die Verteilungsstelle für 
Säcke des Reichsbeauftragten für Verpackungsmittel zu ent- 
richten. £ 

$2 


(1) Hersteller von Papiersäcken sowie Lieferer von Waren, 
d'ie in Papiersäcken verpackt sind, haben den Beziehern das 
Pfand gesondert zu berechnen. 

(2) Empfänger von Papiersäcken oder von Waren, die in 
Papiersäcken verpackt sind, haben den berechneten Pfand- 
betrag an den Lieferer zu zahlen. Geben Bezieher von Papier- 
säcken diese an den Lieferer zurück, so haben sie gegen den 
Lieferer Anspruch auf Rückzahlung der Pfandbeträge. 
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(1) Wenn entlaerte Papiersäcke an zugelassene Reinigungs- 
anstalten oder an Altpapierhändler abgeliefert werden, haben 
diese den Ablieferern die Pfandbeträge zu erstatten, Die 
Reinigungsanstalten haben die Beträge für die Verteilungs- 
stelle für Säcke, die Altpapierhändler für die Reinigungsanstal- 
ten zu verauslagen. Die Reinigungsanstalten haben den Alt- 
papierhändlern die von ihnen verauslagten Beträge bei Ab- 
lieferung der Papiersäcke zu erstatten. 

(2) Die Verteilungsstelle für Säcke zahlt die verauslagten 
Erstattungsbeträge gegen Vorlage von Quittungen auf vor- 


geschriebenem Formblatt, aus denen die Zahl der abgelieferten , 


Papiersäcke ersichtlich ist. 

(3) Bezieht ein Warenempfänger Waren in geringerer 
Menge als 50 Sack, so kann er die entleerten Säcke auch an 
den Lieferer zurückgeben; dann ist dieser verpflichtet, das 
Pfand zu erstatten und die hierfür erforderlichen Beträge zu 
verauslagen. 


(4) Der Anspruch des Ablieferers auf Bezahlung des Alt- 
papierwertes des abgelieferten Sackes bleibt unberührt, 
5 4 
Wer Waren in Papiersäcken liefert, hat die Abnehmer in 
geeigneter Form auf folgendes hinzuweisen: 


„Auf jedem Papiersack lastet ein Pfand von 0,20 RM. 
Dieses Pfand soll die Wiedergewinnung des in den Papier- 
säcken verwandten Rohstoffes sichern. Es wird daher er- 
stattet, wenn der Papierssack an eine zugelassene Reini- 
gungsanstalt für Natronsackaltpapier oder einen Altpapier- 
händler abgeliefert wird. . 

Reinigungsanstalten und Altpapierhändler sind ver- 
pflichtet, die Gebühr bei Ablieferung des Sackes zu er- 
statten, 

Das Pfand ist nicht ein Teil des Warenpreises, auch 
nicht ein Teil der Verpackungskosten.“ 
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Der Reichsbeauftragte für Verpackungsmittel behält sich 
vor, in besonders zu begründenden Einzelfällen Ausnahmen 
von den Vorschriften dieser Anordnung zuzulassen. Er kann 
diese Befugnis auf die Verteilungsstelle für Säcke übertragen. 

J $ 6 

Die Vorschriften dieser Anordnung gelten nicht für Säcke, 
auf die sich die Anordnung VIIV/44 des Eecnb aut n 
für Verpackungsmittel über die Erfassung gebrauchter Dünge- 
mittelsäcke vom 15. Juni 1944 (Deutscher Reichs- und Preußi- 
scher Staatsanzeiger Nr. 135 vom 16. Juni 1944) bezieht. Die 
Hersteller von Papiersäcken sind zur Entrichtung des Pfandes 
nicht verpflichtet, wenn sie Säcke an die Hersteller von Han- 
delsdüngemitteln (Stickstoff, Phosphörsäure, Kali und Kalk) 
liefern. j 

87 

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden nach 
den $$ 10, 12 bis 15 der Verordnung über den Warenverkehr 
bestraft. 

88 

(1) Diese Anordnung tritt am 1, Februar 1945 in Kraft; 
sie gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung IV/43 des Reichs- 
beauftragten für Verpackungsmittel über die Erfassung ge- 
brauchter Papiersäcke vom 15. November 1943 (Deutscher 
Reichs- und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 270 vom 18. No- 
vember 1943) außer Kraft; sie gilt jedoch über diese Zeit 
hinaus für diejenigen Papiersäcke, die vor dem 1. Februar 1945 
an die Hersteller von Zement, Kalk (ausgenommen Düngekalk), 
Gips und Kreide bereits geliefert sind. 


Berlin, den 13. Januar 1945. 


Der Reichsbeauitragte für Verpackungsmittel 
Dr. Gruber 
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Getreide- und Futtermittelwirtschaft 


Bekanntmachung 
der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft betr. Festsetzung der Ver- 
arbeitungsquoten der Roggen- und Weizenmühlen 
Vom 23. Januar 1945 


Die Verarbeitungsquoten für die Roggen- und Weizen- 
mühlen werden, mit Ausnahme der Roggen- und Weizenmühlen 
im Getreidewirtschaftsverband Alpen- und Donauland (vgl. II), 
gemäß Ziff. 4 der Anordnung vom 15. Juli 1938 betreffend Re- 
gelung der Verarbeitung der Roggen- und Weizenmühlen wie 
folgt festgesetzt: 

1. Die Verarbeitungsquoten betragen für den Monät 
Februar 1945 für die Mühlen, die ein Grundkontin- 
gent von mehr als insgesamt 500 t Roggen und Weizen 
haben, 

9vH des Roggengrundkontingentes und 
7vH des Weizengrundkontingentes, 

2. Den Mühlen, die ein Grundkontingent bis einschließlich 
insgesamt 500 t Roggen und Weizen haben, wurden für 
die drei Monate Januar, Februar und März 1945 

25 vH des Roggengrundkontingentes und 

22 vH des Weizengrundkontingentes 
zur Vermahlung freigegeben. Die Aufteilung dieser Ver- 
arbeitungsquoten auf die einzelnen Monate bleibt den 
Mühlen überlassen. 

3.. Für die Mühlen, die ein Grundkontingent von mehr als 
500 t Roggen und Weizen insgesamt haben und denen 
auf Antrag Vierteljahresquoten bewilligt worden „sind, 
werden die für die drei Monate Januar, Februar und 
März 1945 bisher festgesetzten Verarbeitungsquoten von 
20 vH des Roggengrundkontingentes und 12 vH des 
Weizengrundkontingentes auf 

25 vH des Roggengrundkontingentes und 

20 vH des Weizengrundkontingentes 
erhöht, Die Aufteilung dieser Verarbeitungsgüoten auf 
die einzelnen Monate bleibt .den Mühlen überlassen, Der 
Verkauf der anfallenden Erzeugnisse darf jedoch nur im 
Rahmen der jeweils geltenden Monatsquoten erfolgen. 


II. < 
Die Monatsverarbeitungsquoten für die Roggen- und 
Weizenmühlen im Getreidewirtschaftsverband Alpen- und 


Donauland werden gemäß Ziff. 2 Abs. 2 der Anordnung der 
Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und Futlermittel- 
wirtschaft vom 21. Dezember 1939 betr» vorläufige Regelung 
der Verarbeitung der Roggen- und Weizenmühlen: in der Ost- 
mark wie folgt festgesefät: 
1. Die Monatsverarbeitungsquoten betragen für den Mo- 
nat Februar 1945 
165 vH der Monatsgrundquote in Roggen und 
100 vH der Mpnatsgrundquote in Weizen. 


2. Für Mühlen, denen auf Antrag Vierteljahresquoten be- 
willigt worden sind, wurden für die drei Monate Januar, 
Februar und März 1945 

450 vH der Monatsgrundquote in Roggen und 

250 vH der Monatsgrundquote in Weizen 
zur Vermahlung freigegeben. Die Aufteilung dieser Ver- 
arbeitungsquoten auf die einzelnen Monate bleibt dan 
Mühlen überlassen. Der Verkauf der anfallenden Er- 
zeugnisse darf jedoch nur im Rahmen der jeweils gel- 
tenden Monatsquoten erfolgen. 

3. Neken den Roggenverarbeitungsquoten werden 
a) den Mühlen der ‚vorstehenden Ziff. 1 für den Monat 

Februar 1945 weitere 
30 vH der Monatsgrundquote in Weizen, 


b) den Mühlen der vorstehenden Ziff. 2 für die Monate 
Februar und März 1945 ebenfalls weitere insgesamt 
30 vH der Monatsgrundquote in Weizen 
zur Vermahlung nur inRoggen freigegeben. 


II. 


Auf Grund meiner Anordnung vom 1. Juli 1944 betr. Be- 
stimmungen für das Getreidewirtschaftsjahr 1944/45 haben die 
Mühlen, die im Besitz eines Weizengrundkontingentes sind 
bzw. über eine Monatsgrundquote in Weizen verfügen, Gerste 


zu vermahlen, sofern Gerste für diesen Zweck zur Verfügung 
steht. 


1. Zur Vermahlung von Gerste wird für die Mühlen zu 
Ziff, I Abs. 1 (Mühlen des Altreichs mit einem Gesamt- 
grundkontingent über 500 t und Monatsquoten) neben der 
Weizenverarbeitungsquote, ‘die in reinem Weizen auszu- 
nutzen ist, für den Monat Februar 1945 eine Sonder-; 
quote von S 

1vH des Weizengrundkontingentes 

festgesetzt. 

2. Zur Vermahlung von Gerste wurden neben den 
‚Weizenverarbeitungsquoten, die in reinem Weizen aus- 
zunutzen sind, für die Monate Januar, Februar und März 
1945 die folgenden Sonderquoten freigegeben: 

a) für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 2 (Mühlen des Altreichs 
mit einem Gesamtgrundkontingent bis 500 t) 

3vH des Weizengrundkontingentes, 

b) für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 3 (Mühlen des Altreichs 
mit einem Gesamtgrundkontingent über 500t und 
Vierteljahresquoten) 

2vH des Weizengrundkontingentes, 

c) für die Mühlen zu Ziff. II Abs. 2 (Mühlen des Ge- 
treidewirtschaftsverbandes Alpen- und Donauland 
mit Vierteljahresquoten) 

30-vH der Weizenmonatsgrundquote. 

3. Den Vierteljahresmühlen zu Ziff, I Abs. 2 und 3 sowie 
Ziff. II Abs. 2 bleibt die Aufteilung der Sonderquoten auf 
die einzelnen Monate überlassen. \ 
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IV. 

Lohn- und Umtauschmüllerei, soweit diese nach den be- 
stehenden Vorschriften statthaft ist, wird auf die Verarbei- 
tungsquoten angerechnet. Lohnvermahlungen einer Mühle für 
eine andere Mühle werden auf die Verarbeitungsquoten der 
Mühle angerechnet, die den Mahlauftrag erteilt hat. 


v 


Gemäß $ 73 der Anordnung vom 1. Juli 1944 (Bestimmun- 
gen tür das Getreidewirtschaftsjahr 1944/45) gelten die Anwei- 


Verkündungsblatt des Reichsnährstandes 1945, Nr.5, ausgegeben am 5. Februar 1945 


sungen der vorstehenden Ziff. I, III und IV für die Mühlen des 
Altreichs, denen an Stelle des Grundkontingentes eine Ver- 
arbeitungsanweisung erteilt wurde, entsprechend. 
Berlin, den 23. Januar 1945. 
Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futiermittelwirtschaft 


In Vertretung 
Wuttke * 


Saatgut 


Anordnung 


der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und . 


Futtermittelwirischaft und der Saatgutstelle betr. 
Bewirtschaftung von Peluschken, peluschkenartigen 
Futtererbsen einschl. Wintererbsen (pisum arvense), 
Wicken, Ackerbohnen und bitterstofffreien Lupinen 
für die Aussaat 1945 
Vom 25. Januar 1945 h 

Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) wird mit 

Zustimmung des Reichsbauernführers angeordnet: 
81 

Anerkanntes Saatgut und zugelassenes Handelssaatgut von 
Peluschken, peluschkenartigen Futtererbsen einschl. Winter- 
erbsen (pisum arvense), Wicken, Ackerbohnen und bitterstoff- 


freien Lupinen darf nur zu Saatzwecken in den Verkehr ge- 


bracht, abgegeben, bezogen und verwandt werden. 
Be 

(1) Der Verbraucher des im $ 1 genannten Saatgutes mit 
“ Ausnahme von bitterstofffreien Lupinen hat aus, der Ernte 1945 
die gleiche Menge des bezogenen Saatgutes in Fulterhülsen- 
früchten abzuliefern 

(2) Die -Rücklieferung kann auch mit Genehmigung der 

zuständigen Kreisbauernschaft in Futtergetreide erfolgen, wo- 
bei dann die doppelte Menge des bezogenen Saatgutes geliefert 
werden muß. ; 
(3) Der Verbraucher von zudelassenem Handelssaatgut 
von bitterstofffreien Lupinen darf diese nur für Grünfutter- 
»zwecke anbauen und hat die doppelte Menge des bezogenen 
Saatgutes in Form von Futtergelreide zurückzuliefern. 

(4) Die Rücklieferung muß an einen Erfassungsverteiler 
spälesiens bis zum 31. Dezember 1945 ertolgt sein, 

(5) Der Erfassungsverteiler ist verpflichtet, dem Verbrau- 
cher. des Saatgutes für die Rücklieferungen eine Abiieferungs- 
bescheinigung nach dem von deı Hauptvereinigung der deut- 
schen Getreide- und Futtermittelwirtschaft vorgeschriebenen 
Muster auszustellen. Fe 


(1}. Wer das im $ 1 aufgeführte Saatgut an Verbraucher 
abgibt, hat der Kreisbauernschaft des Verbrauchers unmittel- 
bar nach der Abgabe die Art und, Menge des Saatgutes sowie 
den Namen und den Wohnort des Saatgutbeziehers zu melden. 
Außerdem ist er verpflichtet, den Verbraucher schriftlich oder 
durch Stempelaufdruck auf die Erfüllung der Rücklieferungs- 
pflicht gemäß $ 2 Abs. 1 und 2 hinzuweisen. 

mis 54 

Die Bestimmungen dieser Anordnung gelten nicht für an- 
erkanntes Saatgut, das zu Vermehrungszwecken auf Anbau- 
vertrag geliefert wird. Die Nichterfüllung der Anbauverträge 
kann gemäß $-5 dieser Anordnung bestraft werden, Ü 

85 

Verstöße gegen diese Anordnung werden nach den geiten- 
den Bestimmungen bestraft. 

2 , 6 \ 

Die Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in 
Kraft. 

Berlin, den 25. Januar 1945, 


.Der Vorsitzende j 
der’ Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft 
In Vertretung 
Wuttke 
Der Vorsitzende der .Saatguistelle 
Dr. Roemer j 


Anm.: Auf Grund der Versednung über die öffentliche Bewirlschaflung von 
Getreide, Futtermittelh‘ und sonsligen landwirtschaftlichen Erzeugnissen vom 
7. September 19391) (Reichsgesetzbl. I S. 1705), der Verordnung über die öffen:! 
liche Bewirtschaflung von Saatgut vom 18. Oktober 1939*). (Reichsgesetzbl. I 
S. 2051) in d@ Fassung der Änderungsverordnung vom 14. Juni 19403) (Reichs- 
gesetzbl. IS 878) und auf Grund der Verordnung über die öffentliche Bewirt- 


Anordnung Nr. 83/45 
der Saatgutstelie betr. Maßnahmen zur Bewirt- 
schaftung des Saatguies von Speiseerbsen 
Vom 25. Januar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) wird mit 

Zustimmung des Reichsbauernführers folgendes angeordnet: 
$1 i 

(1) Anerkanntes Saatgut und-zugelassenes Handelssaatgut 
von Speiseerbsen darf nur für Saatzwecke in den Verkehr ge- 
bracht, abgegeben, bezogen und verwandt werden. 

(2) Ist die Abgabe oder die Verwendung für Saatzwecke 
nicht möglich, so ist das Saatgut dem zuständigen Getreidewirt- 
schaftsverband anzubieten und nach dessen Weisungen zu ver- 
wenden. 2 % 


(1) Die Abgabe des Saatgutes von Speiseerbsen an Ver- 
braueher darf nur erfolgen, wenn der, Verbraucher dem Liefe- 
ranten eine schriftiiche Erklärung unterzeichnet, wonach das 
von ihm bezogene Saatgut ausschließlich für Anbauzwecke im 


“eigenen Betrieb Verwendung findet und -ihm hinreichendes 


Saatgut aus eigenem oder fremdem Betrieb nicht zur Ver- 
fügung steht. 8 

(2) Bei Mengen unter 121» kg ist für die Abgabe außer- 
dem die Vorlage eines Bezugscheines notwendig, der von dem 
für den Verbraucher zuständigen Ortsbauernführer oder der 
Kreisbauernschaft ausgestellt wird. 

(3) Als Bezugschein gilt auch eine Bescheinigung des 
Reichsbundes deutscher Kleingärtner oder der Reichsbann-Land- 
wirtschaft oder des Reichsverbandes Deutscher Kleintier- 
züchter oder des. Deutschen Siedlerbundes oder des Reichs- 
verbandes Deutscher Haus- und Grundbesitzer oder eines 
diesen Vereinen angeschlossenen Untervereins. 

(4) Den Bezugschein hat der Verkäufer einzubehalten und 
aufzubewahren. 53 


Wer Saatgut von Speiseerbsen an Verbraucher abgibt, hat 
die Abgabe der für den Verbraucher zuständigen Kreisbauern- 
schaft unter Angabe von Warenart und Menge sowie Namen 
und Wohnort des Verbrauchers unverzüglich nach Abscl.;uß 
der Versandperiode mitzuteilen. Außerdem hat er die an Ver- 
braucher abgegebenen Mengen listenmäßig unter Angabe von 
Warenart, Menge, Namen und Wohnort des Verbrauchers auf- 
zuzeichnen. 54 


(1) Verstöße gegen diese Anordnung und gegen die auf 
Grund dieser Anordnung erlassenen Weisungen werden mit 
Ordnungsstrafen bis zu 100000 RM im Einzelfall bestraft, 

(2) Diese Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung 
in Kraft, S 

(3) Die Anordnung Nr. 72/44 der Saatgutstelle vom 10. Fe- 
bruar 1944 (RNVbl. S. 57) und die Gemeinschaftsanordnung 
der Saatgutstelle und der Hauptvereinigung der deutschen 
Getreide- und Futtermittelwirtschaft betr. Bewirtschaftung von 
Saatgetreide und Saathülsenfrüchten vom 21. August 1944 
(RNVbI, S. 351) werden, soweit sie sich auf Speiseerbsen be- 
ziehen, aufgehoben. 

, Berlin, den 25. Januar 1945. 
Der Vorsitzende der Saatgulstelle 
Dr. Roemer 


Anm.: Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von Saatqut vom 
18. Oktober 19394) (Reichsgesetzbl. I S. 2051) in der Fassung der Änderungs- 
verordnung voın 14, Juni 19402) (Reichsgesetzbl, I S. 878) und auf Grund der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von Saatgut in den eingeglie- 
derten Ostgebieten vom 31. Juli 19403) (Reichsgesetzbl. I S. 1074). 


4) RNVDI. S. 782. 2) RNVDL. S. 256. 2) RNVbl. S. 434. 


schaftung von Saatgut in den eingegliederten Ostgebieten vom 31. Juli 1940%) 
(Reichsgesetzbl. I S. 1074) sowie der Anordnung Nr. 39/41 der Saatgutstelle 
beir. Einbeziehung von Handelssaatgut in die Bewirtschaftung vom 30, Jun 
1941 {RNVbl. S. 258), ä 


3) RNVbl. S. 665. 2) RNVbl. S. 256. 3) RNVbl. S. 782, A) RNVBI. S. 434. 
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Blut und Boden 


| 1945 Ausgegeben zu Berlin, den 13. Februar Nr. 6 


Datuın - Inhalt Seite 
29. 1. 1945 Dritte Nähere Anweisung zur Anordnung Nr. 1/44 des Reichsbeauftragten für Forst und Holz in der Fassung 
der Anordnung Nr. 1/45 vom 27. September 1944 , . .. 19 
9. 2. 1945 Durchführungsanordnung des Reichsbauernführers zur Verordnung des Reicheministere Fir Ernährung und 
Landwirlschaft zur Sicherstellung der Brotversorgung . . 19 


25. 1. 1945 Bekanntmachung Nr. 2a/45 der Hauptvereinigung der deutschen Vieh wirechäft ah Darmkonlihgentierung 20 
5. 2. 1945 Anordnung Nr. 27 der PDS End der deutschen Viehwirtschaft betr. Versorgungsausgleich für 


Naturdärme . < ee ee 2 
9. 1. 1945 Verordnung über die race = ae Gen enandieber agdbecrke N 2) 
Berichtigung eo ee e De ee, ee et ae ze 320) 
. 
Forst- und Holzwirtschaft 
Dritte Nähere Anweisung zur Anordnung ! wirtschaftsämter teilen die Einkaufsscheine nach Maßgabe der 
Nr. 1/44 von ihnen festgestellten Erfordernisse zu. Zuteilungen anderer 


R e ı Stellen für diese Verwendungszwecke sind verboten. 
des Reichsbeauftragten für Forst und Holz l Anträge auf Zuteilung von Einkaufsscheinen aus dem 
in der Fassung der Anordnung Nr. 1/45 ; Fliegerschadenkontingent sind nicht mehr an die bisherigen 
vom 27. September 1944 Ausgabestellen (Fachliche Stellen der Organisation der ge- 
werblichen Wirtschaft), sondern 
Vom 29. Januar 1945 a) von den Betrieben,. die vom Landeswirtschaftsamt be- 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 22 vom 2. Februar 1945) treut werden, an die zuständige Gauwirtschaftskammer 
oder Wirtschaftskammer, 
b) von den Betrieben, die von Rüstungsdienststellen betreut 
werden, an das zuständige Rüstungskommando bzw. die 
- Rüstungsinspektion 
zu richten. 
Die Fliegerschadenkontingente dürfen nicht in. Anspruch 
genommen werden für: 
a) die Beseitigung von Totalschäden, 
b) die Deckung des Bedarfs an betrieblichen Inneneinrich- 
tungen in Fällen der Betriebsverlagerung, 
: f c) die Deckung des Bedarfs an innerbetrieblichen Einrich- 
Zur Beseitigung der nach Inkrafttreten dieser Anweisung tungen, wenn ein genehmigungspflichtiges Bauvorhaben 
entstehenden Teilfliegerschäden in . gewerblichen Betrieben die Voraussetzung für die Wiederaufnahme des Betrie- 
werden i bes bildet, 
1. für die Wiederherstellung innerbetrieblicher Einrich- d) den anfallenden Bedarf aus Fliegerschäden, die vor In- 
tungen, krafttreten dieser Anweisung entstanden sind. 


2, zur Beseitigung von geringfügigen baulichen Schäden Holzfaserhartplatten dürfen zur Beseitigung von Teil- 
mit einem Holzbedarf insgesamt bis höchstens 3 cbm | fliegerschäden nicht verwendet ‘werden. 


je Einzelfall ar i i in Kraft. 
den Forst- und Holzwirtschaftsämtern bezirkliche Flieger- DIS Rn gelung u a u See 


schadenkontingente an Nadelschnittholz, Sperrholz und Holz- Berlin, den 29. Januar 1945. 
faserdämmplatten zur Verfügung gestellt. Die Forst- und Holz- Der Reichsbeauftragte für Ferst und Holz 


 RNVDL. S. 385. Dr. Schmieder 


Der Dringlichkeit der Deckung des Bedarfs an Nadel- 
schnitthoiz, Sperrholz und Holzfaserdämmplatten zur: Beseiti- 
gung von Teillliegerschäden in gewerblichen Betrieben Rech- 
nung tragend, wird mit Zustimmung des Reichsforstmeisters, 
des Reichswirtschaftsministers und des Generalbevollmächtig- 
ten für Rüstungsfragen — Planungsamt — in Abänderung der 
Bestimmungen unter Abschnitt G/9/IITA und III der Ersten 
Näheren Anweisung zur Anordnung Nr, 1/44 in der Fassung 
der Anordnung Nr. 1/45 des Reichsbeauftragten für Forst und 
Holz vom 27. September 1944*) verfügt: 


Getreide- und Futtermittelwirtschaft 


Durchführungsanordnung des Reichsbauernführers | schen Getreide- und ‘Futtermittelwirtschaft erteilten Mindest- 


es R = i i i i tqut- 
zur Verordnung des Reichsministers für Ernährung ee hinaus mit Zusudime des Say 


und Landwirtschaft zur Sicherstellung der Brot- 52 
versorgung Die Ablieferung muß an einen hierfür zugelassenen De- 


45 trieb (Verteiler oder Verarbeiter) erfolgen, der die Abliefe- 
Yan. 2. Teutuar 19 rung durch die von der Hauptvereinigung vorgeschriebene Ab- 


Auf Grund der mir erteilten Ermächtigung ordne ich für | lieferungsbescheinigung zu bestätigen hat. 


die Ablieferung von Gerste (Gerste, -Menggetreide und -Misch- $ 3 . Ä j : 
frucht) an: Die Verfütterung von Gerste im eigenen Betrieb eia- 
gi schließlich der im Rahmen der Schweinemastverträge ausge- 


Die gesamte im Betrieb des Erzeugers vorhandene Gerste | lieferten Mengen ist verboten. Eine weitere Belieferung der‘ 
ist auch über, die im Namen der Hauptvereinigung der deut-, |. Mastverträge. mit. ‚Gerste erfolgt nicht. 


20 


Verkündungsblatt des Reichsnährstandes 1945, Nr. 6, ausgegeben am 13. Februar 1945 


Ausnahmen zu Fuiterzwecken können vom Ortsbauern- 
führer nach näherer Weisung des Kreisbauernführers nur zu- 
gelassen werden 

a) für Schweine im Gewicht von mindestens 60 kg je Stück, 

die nachweislich nicht abgenommen werden können, 
sowie für Hausschlachtungsschweine, die noch zur Ver- 
sorgung im laufenden Hausschlachtungsjahr geschlach- 
tet werden dürfen. Die Freigabe ist auf das äußerste 
Maß zu beschränken, das zur Durchhaltung dieser 
Schweine bis zur Ablieferung notwendig ist. Sie darf 
50 kg je Stück keinesfalls überschreiten. 


b) Für die Fütterung der Pferde, soweit Hafer im einzelnen 
Betrieb nicht oder nicht ausreichend geerntet wurde, 
so daB Gerste als Pferdefutter eingesetzt werden muß, 
Auch in diesen Fällen ist dem Sinn der Verordnung 
entsprechend die Freigabe auf das geringstmögliche Maß 
zu beschränken. 


Berlin, den 6. Februar 1945. 
Der Reichsbauernführer 
Im Auftrag 
Zschirnt 


Viehwirtschaft 


Bekanntmachung Nr. 24/45 


der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft |, Die bei 


betr. Darmkontingentierung 
Vom 25. Januar 1945 


(1) Durch Bekanntmachung Nr. 2/45 betr. Darmkontin- 
gentierung vom 18. Dezember 1944 (RNVbl. S. 476) habe ich 
die Lieferziffer für Naturdärme für das erste Halbjahr 1945 auf 
10 vH der Kontlingentsgrundzahl festgesetzt. 

(2) Im Vorgriff auf die Lieferziffer für das zweite Halbjahr 
1945 werden darüber hinaus ab sofort 5vH des Darmkontin- 
gents zum Einkauf freigegeben. 

Berlin, den 25. Januar 1945. 

Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschait 


In Vertretung 
Müller 


Anordnung Nr. 27 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschait 
betr. Versorgungsausgleich für Naturdärme 
Vom 5 Februar. 1945 


Auf Grund geselzlicher Ermächtigung (Anm.) wird 
mit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Land- 
wirtschaft und des Reichsbauernführers angeordnet: 


Anmerkung: Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen vom 27. August 19391) (Reichsgesetzbl. I S. 1521), 
Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von Tieren und tierischen 
Erzeugnissen vom 7, September 1939?) (Reichsgeselzbl. I S. 1714), Verordnung 
zur Regelung des Verkehrs mit Schlachtvieh vom 27. Februar 19353) (Reichs- 
gesetzbl. I S. 301), Satzung der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft 
vom 9. Mai 1936 (RNVb], S. 230) sämtlich in der geltenden Fassung. 


1) RNVbI. $. 635, 2) RNVbl, S. 667. 3) RNVbI, S. 107, 


$1 

den Schleimereibetrieben aus Reichsstellen- 
schlachtungen und aus Schlachtungen zur Versorgung der 
Zivilbevölkerung anfallenden Därme gelten, soweit diese nicht 
zur Erfüllung der jeweils zum Einkauf freigegebenen Liefer- 
ziffer benötigt werden, als beschlagnahmt. Über die hier- 
unter fallenden Darmbestände darf nur auf Grund eines be- 
sonderen schriftlichen Bescheides der Hauptvereinigung oder 
des Viehwirtschaftverbandes verfügt werden. 


82 
Die von einzelnen Schleimereibetrieben zur Erfüllung ihrer 
Lieferverpflichtungen nicht benötigten Därme werden zum Aus- 
gleich der Darmversorgung anderen Lieferfirmen zugewiesen. 


$ 3 
Die UÜbernahmepreise sind die Großhandels-Einkaufspreise 
der Anlage 9 der Anordnung Nr. 1/45 der Hauptvereinigung 
mit einem Abschlag von 5 vH für sortierte Därme und einem 
Abschlag von 20 vH für geschleimte, aber unsorlierte Därme. 


84 
Jede von den Weisungen der Hauptvereinigung oder des 
Viehwirtschaftsverbandes abweichende Verfügung über die 
beschlagnahmten. Därme ist verboten. Verstöße gegen diese 
Anordnung werden nach den geltenden Bestimmungen bestraft. 
$5 
Diese Anordnung tritt am 11. Februar 1945 in Kraft. 


Berlin, den 5. Februar 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschait 


Pflaumbaum 


Jagdrecht 


Verordnung = 
über die Verwendung des Ertrags gemeinschaftlicher 
Jagdbezirke 


Vom 9. Januar 1945 
(Reichsgesetzbl. I S. 10) 


Auf Grund der Nr. VI des Erlasses des Führers über die 
Vereinfachung der Verwaltung vom 28. August 1939 (Reichs- 
gesetzbl.I S.1535) wird mit Zustimmung des Beauftragten für 
den Vierjahresplan verordnet: 

$1 
Der $ 67 des Reichsjagdgesetzes vom 3. Juli 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 549) erhält folgende Fassung: 
„8 67 
Abweichend von $ 11 Abs. 4 Satz 1 fließen die Erträge 
genossenschaftlicher Jagden bis zu dem auf das Kriegsende 


Berichtigung 


Der $ 78 Abs. 1 der Jahresanordnung Nr. 1/45 der Haupt- 
vereinigung der deutschen Viehwirtschaft vom 18. Dezember 
1944 (RNVbI. S. 469) muß richtig wie folgt lauten: 


„(1) Alle Betriebe, die Fleischwaren herstellen oder 
verteilen, dürfen Fleisch und Fleischwaren mit der Eisen- 
bahn nur bis zu einer Entfernung von 50 Bahnkilometer 


folgenden 31. März den Gemeinden zu. Ist der Ertrag einer 
genossenschaftlichen Jagd bisher zu einem anderen gemein- 
nützigen Zweck verwendet worden, so verbleibt es bis zum 
gleichen Zeitpunkt hierbei." 
$ 2 
Der $ 3 der Dritten Verordnung über die Vereinfachung 
der Verwaltung vom 30. März 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 566) 
wird aufgehoben. 
$ 3 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1944 in 
Kraft, Soweit bei ihrer Verkündung bereits Erträge unter die 
Jagdgenossen verteilt waren, behält es hierbei sein Bewenden. 
Berlin, den 9. Januar 1945. 
Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 


In Vertretung 
Dr. Stuckart 


von .ihrem Betriebssitz und mit einem Mindestgewicht 
von 15kg versenden.” 
Berlin, den 20. Januar 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft 
In Vertretung . 
Müller 


Für den Inhält. verantwortlich: .Dr.. Rudolf Lais, Berlin: iz. "Zei der Wehrmacht). ‘Vertreter: Oito Schlosser, Berlin-Lankwitz. 
Verlag u. Druck: Reichsnährstandsverlag G.m.b.H., Berlin N’%, Linienstr, 139—140." Veräntw, Verlagsleiter: Roland Schulze, Berlig. 


„ensnä hrey, 


vN 


Blutund Boden 


EA SS 


Erscheinen nach Bedart. 
nährstandsverlag G.m.b.H., Berlin N 4, Linienstraße 139—140. 
al 66 A 
Bankkonto: 
Schriliwallung: 


Bezug durch dıe Postanstalten. — Verlag: Reichs- 
Fernsprecher: 
Posischeckkonlo: Reichsnährstandsverlag G.m.b.H., Berlin 1006 71. 
Bank für Landwirtschaft, Berlin SW 11, Dessauer Siraße 26. 
Berlin SW Il, Dessauer Straße 26. Fernsprecher: 1955 41. 


VERKÜNDUNGSBLATT 


des Reichsnährstandes 


(abgekürzt RNVDI.) 


Bezucdspreis: Durch die Post vierteljährlich RM 4,05 (einschl. 17,22 Rpf. Post- | 
zeilungsyebühr und 7,04 Rpf. Postverpackungsgebühr) und 24 Rpf. Bestell- 
geld. Ausland RM 1,35 und Porlo, Einzelbezug jeder — auch jeder älte- 
ren — Nummer bis zu 8 Seiten 15 Rpf. u. Porlo, über 8 Seiten erfolat Rerech- 
nung nach Umfang. Bei größeren Bestellungen 10 bis 60 vll Preisermäßigqung 


1945 


Ausgegeben zu Berlin, den 22. Februar 


Nr. 7 


Inhalt Seite 
14. 2. 1945 Anordnung Nr. 2,45 der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft betr. Versorgung der Großver- 
braucher mit frischem Obst und Gemüse i ea a ee Rena l 
5. 2. 1945 Verordnung zur Sicherstellung des Brotgetreidebedars . . 2. 2 2 2 2 2. ee 
6 2. 1945 Anordnung Nr, 84’45 der Saatgutslelle betr. Beizung von Mohnsaatgut. . ee ee a 
14. 2. 1945 Anordnung Nr. 85’45 der Saatgutstelle betr. Erfassung’ und Meldung von Saatqut, das infolge von Kriegs- 
ereignissen in den Besitz Nichtverechtigter gelangt 6 ; 22 


Gartenbauwirtschaft 


Anordnung Nr. 2/45 
der Hauptvereinigung der deutschen Garienbauwirt- 
schaft betr. Versorgung der Großverbraucher mit 
frischem Obst und Gemüse 


Vom 14. Februar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich 
mit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Land- 
wirtschaft und des Reichskaucernführers an: 


$1 


(1) Die Versorgung der Großverbraucher mit frischem 
und Gemüse erfo!gt durch die zuständigen Gartenbau- 
aftsverbände entsprechend den gebietlichen Regelungen. 


Obst 
wirtsen 

(2) Der Aufkauf von Obst und Gemüse durch Großver- 
braucher unmitte!ibar beim Erzeuger ist nur mit Genehmigung 
des Gartenbauwirtschaltsverbandes gestaltet, Der Gartenbau- 
wirtschaftsverband kann das Genehmigungsrecht auf die Be- 
zirksabgabestellen für Obst und Gemüse übertragen. Tausch 
sowie Übernahme gegen «aewerbliche oder berufliche Gegen- 
leistungen stehen dem Kauf gleich. 


(3) Als Großverbraucher gelten insbesondere: Wehrmacht 
(einschließlich der Lazarette), Reichsarbeitsdienst, andere Orga- 
n:sationen von Partei und Staat, Gaststätten, Kantinen, Werk- 
und Lagerküchen, Krankenanstalten, Erholungsheime, Gemein- 
schaftsverpflegungseinrichtungen für Jugendliche, Süßwaren- 
hersteller und sonstige gewerbliche Großabnehmer. 


82 


(1) Gemüse aus eigenem Anbau von Großverbrauchern 
auf betriebseigenem Gelände oder Pachtland ist auf die Liefer- 


Anm.: Verordnung über die öffentliche Bewirtschallung von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen vom 27. August 19391) (Reichsgesetzbl. I S. 1521), 
Verordnung über die öffenlliche Bewirtschällung von Brotaufstrichmilteln, 
Speisezwiebeln und Gewürzen vom 7, September 1939?) (Reichsgesetzbl. T’ 
5.1731), $ 4 der Verordnung über den Zusammenschluß der deutschen Garlen- 
bauwirtschaft vom 21. Oktober 19369) (Reichsgeselzbl. 1 S. 911), $ 8 der Satzung 
der llauptvereinigung der deu'schen Gartenbauwirtschaft vom 6. Februar 1937 
(RNVbl. S. 77) und Erlaß des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft 
heir, Erwerb von Gartenbauerzeugissen durch Großverbraucher vom 18, Juli 
19444) (DRA. Nr. 155 vom 25. Juli 19441. = 

1) RNVbI. S. 635, 2) RNVbl, S. 671. 83) RNVbI, S. 550. 4) RNVbl. S. 312, 


sätze anzurechnen, die durch den zuständigen Gartenbauwir!- 
schaltsverband für d’e Belieteiung der Verpflegungsteilnehmer 
jeweils festgesetzt werden, 


(2) Die Großverbraucher sind verpflichtet, dem zuständigen 
Gartenbauwirtschaftsverband den Umfang der Fiäche, die sie 
mit Gemüse (ohne Gewürzpflanzen) bebauen (einschl. des Vor-, 
Zwischen- und Nachanbaues), am 1. Mai eines jeden Jahres 
unterteilt nach den verschiedenen Gsmüsearten zu melden. Die 
Ernte aus diesen Flächen wird auf den Liefersatz (Abs. 1) an- 
gerechnet; jedoch bleiben mindestens 10 vH der Ernte von der 
Anrechnung frei, 


Diese Meldepflicht ist vom Statistischen Zentralausschuß 
gemäß Verordnung vom 13. Februar 1939 durch Verfügung 
vom 9. Februar 1945 genehmigt worden. 


(3) Soweit Gefolgschaftsmitglieder gewerblicher Betriebe 
außerhalb ihrer Dienstzeit im freiwilligen Einsatz werkeigenes 
Gelände urbar machen und mit Gemüse bebauen, sind die 
geerntelen Gemüsemengen — unbeschadet der Vorschriften 
des Abs. 2 Satz 2 — den Betrieben für die Verpflegung ihrer 
Gefolgschaftsmitglieder zu belassen und nicht auf den Liefer- 
salz (Abs. 1) anzurechnen, 


83 


Die Vorsitzenden der Gartenbauwirtschaftsverbände können 
in Einzelfällen Ausnahmen von den Bestimmungen dieser An- 
ordnung zulassen. 

$ A 


(1) Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden 
nach den geltenden Bestimmungen bestraft, 


(2) Als Zuwiderhandlungen sind auch Maßnahmen anzu- 
sehen, die, ohne gegen den Wortlaut der erlassenen Bestim- 
mungen zu verstoßen, eine Umgehung darstellen. 


85 


Diese Anordnung tritt am siebenten Tage nach?der Ver- 
kündung in Kraft. 


Berlin, den 14. Februar 1945. 


Der Vorsitzende 
der ‚Hauptvereinigung der drutschen Garlenbauwirtschait 


Quast 


Verkündungsblalt des Reichsnährstandes 1945, Nr. 7, ausgegeben am 22. Februar 1945 


Getreide- und Futtermittelwirtschaft 


Verordnung 
zur Sicherstellung des Brotgetreidebedaris 
Vom 5. Februar 1945 
(Reichsgesetzbl, 1 S. 22) 


Auf Grund geselzlicher Ermächtigung *) wird verordnet: 
81 

(1) Jeder Erzeuger von inländischer Gerste ist verpflichtet, 
die gesamte bei ihm noch vorhandene Menge an Gerste ab- 
zulietern 

(2) Ausgenommen von dei Ablieferungspflicht ist lediglich 
die Menge, die tür Saatzwecke innerhalb des Betriebes des 
Erzeugers benötigt wird 

(3) Als Ablieferung gilt nur dic Lieferung, die zur Er- 
füllung eines auf Veräußerung gerichteten Geschäfts an einen 
dalür zugelassenen Betriev gegen Ablieferungsbescheinigung 
erlolgt 

i4) Als Gerste im Sinne dieser Verordnung gelten auch 
Menggetreide (Gemenge von Gerste mit anderen Getreidearten) 
und Mischfrucht (Gemenge von Gerste mit Hülsenfrüchten). 

*) (88 1 bis 4, 7, 8 dos Cose!zos zur Ordnung der Gelreidewirtschaft vom 
27. Juni 1943, Reichsgeselzbl. I] S. 527, und der Änderung über die öffenlliche 


Bewirlischaltung von Gelieide Fultermitteln und sons!iycn landwirtschattlichen 
Erzeugnissen vom 7. September 19391). Reichsgesclzbl. I S. 1705.) 


1) RNVDbI. 8. 635. 3, RNVDbI. 5. 317. 


2 
Gerste (sowohl gedroschen als auch ungedroschen) oder 
Erzeugnisse aus Gerste dürfen weder vom Erzeuger noch von 
anderen zu Futterzwecken verwendet, veräußert oder erworben 
werden. 
83 


Gerste darf nur von den hierfür zugelassenen gewerblichen 
Betrieben für Zwecke der menschlichen Ernährung be- oder 
verarbeitet werden. Jede andere Be- oder Verarbeitung, insbe- 
sendere zu Futterzwecken (auch durch Schroten, Qustschen, 
Weichen, Kochen), ist verboten, 

$ 4 

Der Reichsbauernführer kann Durchführungsvorschriften 
erlassen und Bestimmungen über die Bewilligung von Aus- 
rahmen trefien. 85 


Die Strafvestimmungen der $$ 11 und 12 der Verordnung 
zur Sicherstellung des Brotgetreidebedarfs vom 5. Juli 1942?) 
(Reichsgesetzbl. I S. 443) finden entsprechende Anwendung. 

$6 

Diese Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung fol- 
genden Tage in Kralt. 

Berlin, den 5. Februar 1945. N 

Der Reichsminister für Ernährung und Landwirlschait 

Mit der Führung der Geschälte beauftragt 
H Backe 


Saatgut 


Anordnung Nr. 84/45 der Saatgutstelle 
betr. Beizung von Mohnsaatgut 
Vom 6 Februar 1945 
Auf Grund der Verordnung über die öffentliche Bewitt- 
schaltung von Saatgut vom 18. Oktober 1939') (Reichsgesetzbl. I 
S. 2051) in der Fassung der Änderungsverordnung vom 14. Juni 
1940°) (Reichsgesetzbl. I S. 878) und auf Grund der Verordaung 
über die öffentliche Bewirlschallung von Saatgut in den ein- 
gegliederten Ostgebieten vom 31. Juli 1940”) (Reichsgesetzbl. I 
$. 1074) wird im Einvernehmen mit dem Reichsbauernführer 


folgendes angeordnet: 
$ 1 


ıl) Saatgut von Mohn aller Anbaustufen darf vom Letzt- | 


veıteiler an den Verbraucher nur in gebeiztem Zustand gelie- 
tert werden. 

(2) Die Beizung hat durch Trockenbeizmittel, und zwar 
Abavit, Ceresan, Fusariol oder Germisen, und zwar in der 
Konzentration von 0,3 vH, zu erfolgen. 

82 

Die durch die Beizung entstehenden Selbstkosten dürfen 

auf die vorgeschriebenen Höchstpreise aufgeschlagen werden. 
$ 3 

Verstöße gegen diese Anordnung werden mit Ordnungs- 
stralen bis zu 100000 RM im Einzelfall bestraft. 

g4 

Die Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in 
Kraft, 

Berlin. den 6. Februar 1949. 

Der Vorsitzende der Saatguistelle 
Dr Roemer 


1) RNYhl. S. 782. 2) RNVbI. S. 256, 3) RNVbI. S. 434. 
Anordnung Nr. 85/45 
der Saatquistelle betr. Erfassung und Meldung von 
Saatgut, das infolge von Kriegsereignissen in den Be- 
sitz Nichtberechtigter gelangt 
Vom 14. Februar 1945 
Auf Grund d@r Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Saatgut vom 18. Oktober 1939!) (Reichs- 
gesetzbl.I S 2051) in der Fassung der Änderungsverordnung 
vom 14 Juni 1940 °) (Reichsgesetzbl 1 S. 878) und auf Grund 
der Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von Saat- 
gut in den eingegliederten Ostgebieten vom 31. Juli 1940°) 
(Reichsgesetzbl. I S. 1074) wird folgendes angeordnet: 


1) RNVDI. S, 782. =) RNVbl, S, 256. 3) RNVbI. S. 434. 


1 
(1) Personen und Firmen, die infolge von Kriegscreig- 
nissen, ohne ursprünglich Berechtigte oder Empfänger zu sein, 
in den Besitz von Saatgut oder solchen landwirtschaftlichen 
Produkten gelangen, die als Saatgut verwendet werden können, 
haben der Saatgutstelle unverzüglich Meldung zu erstatten. 
(2) Die Meldung hat zu enthalten: 


a) Art, Menge und soweit feststellbar, auch die Sorte des 
empfangenen Saatgutes. 

b) soweit feststellbar, den Ablader und den Empfangs- 
berechtigten, 

c) die Umstände, durch die die Ware in den Besitz des 
Meldenden gelangt ist, 

d) bei aus dem Ausland stammender Ware die Angabe des 
Ursprungslandes. 

$2 


(1) Die Besitzer der Ware haben, soweit nicht durch 
andere zuständige Behörden über die Ware verfügt wird und 
soweit nicht der Zustand des Saatgutes eine solortige Ver- 
wertung erforderlich macht, jede Verfügung über die Ware 
zu unterlassen 

(2) Die Ware gilt insoweit als zugunsten der Saatgutstelie 
beschlagnahmt. 

83 

(1) Die Saatgutstelle kann die Ware zur Verwertung 
unter der Bedingung freigeben, daß entweder von dem Besitzer 
derselben ein dem Werte der Ware entsprechender Betrag oder 
der für die Ware cızicite Erlös sofort nach Eingang auf ein 
Treuhandkonto der Saatgutstelie bei der Bank für Landwirt- 
schaft A.G., Berlin SW 11, Dessauer Str. 26, unter der Bezeich- 
nung „Treuhandkonto für Erfassung von Waren infolge von 
Iriegsereignissen” einzuzahlen ist. 

(2) Erfolgt die Verwertung der Ware gemäß $ 2 Abs. 1 
auf Grund der Verfügung einer zuständigen Behörde oder 
wegen des schlechten Zustandes der Ware, so ist der Erlös 
auch ohne Anweisung der Saatgutstelle unverzüglich auf ein 
Treuhandkonto der Saatgutsielle bei der Bank für Landwirt- 
schaft A.G. Berlin SW 11, Dessauer Str, 26, unter der Be- 
zeichnung „Treuhandkonto für Erfassung von Waren infolge 
von Kriegsereignissen” einzuzahlen. 

5 4 

Verstöße gegen diese Anordnung werden mit Ordnungs- 

strafen bis zu 100000 RM im Einzelfall bestraft. 
85 

Die Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung 

in Kraft. i 


Berlin, den 14. Fehruar 1945. 
Der Vorsitzende der Saalgutstelle 
Dr. Roemer 


ei’der Wehrmacht). :Vertreter:"Otto’ Schlosser; Berlin-Lankwitz. 
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; > - 
Gartenbauwirtschaft 
Bekanntmachung je n kg 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirt- “ 
Rheinland . . Dan = 
schaft zur Anordnung Nr. 3/44 betr. Anbau- und Niedersachsen Weser Ems Wetten 4,50 
Lieferungsverträge Mecklenburg, Pommern (Basten Stralsund und 


V 20. Feb 1945 Stettin), Württemberg und die schleswig- 

Sn ae 8 holsteinischen Gebiete Hamburg und Lauen- 
Mit Zustimmung des Reichskommissars für die Preisbil- ee hen 5,0 

Gung und des Reichsbauernführers bestimme ich: Bayern, Bayreuth, Hessen-Nassau, Kurhessen, 
Die Anlage 9 der Anordnung Nr. 3/44 betr. Anbau- und Sachsen-Anhalt , . . 6— 


Lieferungsverträge vom 4. April 1944 (RNVbl. S. 97) erhält Danzig-Westpreußen, Kurmark, erknasissten, 
fo:gende Fassung: i Pommern (ohne Basten Stralsund und 
‚Anlage 9 Stettin), Wartheland, Westmark , , . . . 6,50 
I. Preise Baden , Mn 
Den Reichseinheitsverträgen — außer den F- und F 1-Ver- Donau- -Alpenland, Kärnten, Oberschlesien, Ost- 
trägen — sind die nachstehenden Erzeugerlestpreise zugrunde preußen, Sachsen, Sudetenland, Steiermark, 
zu legen: Auhn In ge rer. . 8— 
A. Gemüse 5. Platten Holsteiner Kohl und 
a a Dauersorten ab 15. Oktober 
Je g Je i i = 
Essig ur ken Br RM g I en Seniekn der Gartenbauwirtschafts 
= 2 CINE Zn a a Schleswig-Holstein , 2 » 2 2 ee. en. 4,— 
Le en ie = Niedersachsen . . ; I— 
2. Salz-Einlegegur rk en Pommern (Basten Stralsund und Stettin), Rhein- 
9-I5cm. x. en 00» 23— 27, — land, Westfalen und die schleswig-holsteini- 
9—22 cm, ve ser 000. 18 20,— schen Gebiete Hamburg und Lauenburg. . 5,50 
15 22 cm. va yo... 16 18, — Mecklenburg, Weser-Ems , . . 6,— 
3. Schälgurken. , 11,— 12,— Danzig-Westpreußen, Hessen- Nassau, 'Kurhessen, 


Krüppelgurken und großgewor- Pommern (ohne Basten Stralsund und Stet- 
dene Einleger über 60 mm © . 6,— 6,— tin), Sachsen-Anhalt, Wartheland, West- 


Die Preise zu 1 bis 3 gelten für das gesamte Reichsgebiet, 
auch für den Verkauf auf dem Frischmarkt. 
Erforderlichenfalls kann der Gartenbauwirtschaftsverband 
mit Zustimmung der Preisbildungsstelle bestimmen, welche 
Sortierungen im Gebiet zugelassen sind. 

Herbstkohl 

(sog. September-Kohl) B- und E-Vertrag 


In den Gebieten der Gartenbauwirtschafts- je 100 kg 
verbände: _ : RM . 
‚Schleswig- -Holstein ‚(außer Hämburg, und ‚Kauen- 

burg) . Doc n Oo 9 3 


mark, Württemberg . . 6,50 
Baden, Bayern, ee Kurmark, "Nieder- 

schlesien . 7,— 
Donauland (Alpenland, Oberdonau), Kärnten, 


Ostpreußen, Sachsen, Steiermark, Sudeten- 

land, Thüringen . . . ee Nö 
Donauland (Niederdonau, Wien), Oberschlesien 9,— 
Die Preise zu 4 und 5 gelten vom 1. September ab in den 
aufgeführten Gebieten auch für den Frischmarkt. Die 
Preise erhöhen sich ab 21. November zur Abgeltung .der 
Ein- und Auslagerungskosten um 0,60 RM je 100 kg und 


10. 


11 


12. 
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für je weitere volle 7 Tage um 0,60 RM je 100 kg Lage- 
rungskostenzuschlag. 


Spargel C- und E-Vertrag 


je 100 kg 


. Sortierung 
. Sortierung 
. Sortierung ' v 
ES OTLI LUNG 30,— 

Die Preise gelten von der 7, Erntewoche ab, auch für den 
Frischmarkt, für die Hauptanbaubezirke in den Gebieten 
der Gartenbauwirtschaftsverbände Baden, Hessen-Nassau, 
Kurmark, Mecklenburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt. 


Pflückerbsen 


” 
.- 
ı 
” 

. 


. oe 
- 
= 

.. 
m. 
- 
“- 
. 


»Ovn- 


" und E-Vertrag 
je 100kg 
R- RM 
Schalerbsen (Palerbsen) . . 32,— 
Markerbsen . . .» 2 2.2. 32,— 


“ Die Preise gelten, falls nicht ein-anderer Zeitpunkt be- 
kanntgegeben wird, vom 25. Juni bis 15. August, auch für 


den Frischmarkt, für die Hauptanbaubezirke in den Ge- 
bieten der Gartenbauwirtschaftsverbände Baden, Donau- 
Alpenland (Niederdonau), Mecklenburg (ab 10. Juli), Nie- 
dersachsen (Hannover-Braunschweig), Niederschlesien (ab 
10. Juli), Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein (Lübeck ab 
10. Juli), Weser-Ems (ab 1. August) sowie ferner für das 
Gebiet des württembergischen Neckarbezirks und der 
hessischen Kreise Bergstraße und Erbach. 


Mohrrüben, kleine, runde (Karotten) 
SR . A-Preisgebiet B-Preisgebiet 
je 100kg je 100 kg 
RM RM 


1. Sorte Frühkarotten . . 
2. Sorte Frühkarotten . . . 
1. Sorte Herbstkarotten . . 12,— 15,— 
2. Sorte Herbstkarotten 8,— 10,— 


Als A-Preiegebiet gelten die Gebiete der Gartenbauwirt- 
schaftsverbände Baden, Bayern, Kurmark, Niedersachsen, 
Rheinland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Warthe- 
land, Westmark. 

Als B-Preisgebiet gelten die Gebiete der Gartenbauwirt- 
schaftverbände Danzig-Westpreußen, Donauland, Hessen- 
Nassau, Mecklenburg, Niederschlesien, Pommern, Sachsen, 
Weser-Ems. 


17,— 
13,— 


20,— 
15,— 


Mohrrüben, lange Sorten C- und E-Vertrag 
I je 100 kg 
RM 


Table Auguste 9,50 
ab-15. August oe 6,— 


Die Preise gelten auch für den Frischmarkt für die Haupt- 
anbaubezirke in den Gebieten der Gartenbauwirtschafts- 
verbände Kurmark, Mecklenburg, Niedersachsen (Lüne- 
burg, Braunschweig), Rheinland, Sachsen-Anhalt, Schles- 
au Thüringen (Altenburg), Wartheland, West- 
mark. 


Bohnen C- und E-Vertrag 


je 100kg 
RM 


Buschbohnen alle Sorten ohne Fäden , 
Buschbohnen alle Sorten mit Fäden .. 
Stangenbohnen alle Sorten ohne Fäden 
Stangenbohnen alle Sorten mit Fäden . 


,— 
02 
48,— 
u, 


Die Preise gelten, falle kein anderer Zeitpunkt festgesetzt 
wird, vom 1. August bis 10, September, auch für den 
Frischmarkt, für die Hauptanbaubezirke in den Gebieten 
der Gartenbauwirtschaftsverbände Kurmark, Mecklenburg, 
Niedersachsen, Niederschlesien, Rheinland, Sachsen-An- 
halt, Schleswig-Holstein und Weser-Ems. 


Große Bohnen (dicke Bohnen Puffbohnen) 
C- und E-Vertrag 
je 100 kg 
RM 
weiße ) own 
Daun er 


16,— 
16,— 
Knollensellerie 

17,— 


zur Zone I 


zur Zone II 


zur Zone III 


Der Preis gilt vom 1. September bis 30. November, auch 
für den Frischmarkt, für die Hauptanbaubezirke in den Ge- 
bieten der Gartenbauwirtschaftsverbände Kurmark, Pom- 
mern (Kreise Greifenhagen, Naugard, Pyritz, Saatzig, Star- 
gard, Stettin Uckermünde), Sachsen-Anhalt, 


Spinat C- und E-Vertrag 
je 100 kg 
RM 
a) Wurzelspinat . ». 2 2 2.0. 11 — 
b) Blattspinat . » 2. 2 2... 17,— 


Die Preise gelten auch für den Frischmarkt. 

Für das Gebiet des Gartenbauwirtschaftsverbandes 
Niedersachsen vom 20. Mai bis 15. Juli, 
Niederschlesien vom 1, Juni bis 15. Juli, 
Rheinland vom 1. Mai bis 15. Juli, 
Sachsen-Anhalt vom 20. Mai bis 15, Juli, 
Westmark vom 1. Mai bis 15. Juli 

und in den genannten Bezirken vom 1. Oktober bis 

30, November. 


Grünkohl C- und E-Vertrag 
je 100 kg 
RM 
bis 30. November er, % ren 7— 
aba Dezember 12,— 


Die Preise gelten vom 15, Oktober bis 30. November auch 
für den Frischmarkt für die Hauptanbaubezirke in den Ge- 
bieten der Gartenbauwirtschaftsverbände Niedersachsen, 
Rheinland und Weser-Ems und vom 1. Dezember bis 
31, Dezember auch für den Frischmarkt im ganzen Reichs- 
gebiet. . 


Rotkohl C- und E-Vertrag. 
je 100 kg 
RM 
4,80 


Der Preis gilt vom 10. September bis 20. November auch 
für den Frischmarkt für die Hauptanbaubezirke im Gebiet 
des Gartenbauwirtschaftsverbandes Schleswig-Holstein. Der 
Preis erhöht sich am 21. November auf 6,20 RM je 100 kg 
und von dort bis zum 1. Februar für je volle 7 Tage um 
0,60 RM je 100 kg. 


Wirsing C- und E-Vertrag 


je 100 kg 
RM 
6,— 


Dieser Preis gilt vom 1. September bis 20, November für 
die Hauptanbaubezirke im Gebiet des Gartenbauwirt- 
schaftsverbandes Schleswig-Holstein, 


B. Obst 
Die Vertragspreise für Obst werden noch bekanntgegeben. 


£ U. Zoneneinteilung 
Bs gehören: 


das Gebiet der Gartenbauwirtschaftsverbände 
Rheinland, Westmark, Baden, vom Gartenbau- 
wirtschaftsverband Hessen-Nassau das Gebiet des 
Reg.-Bez. Wiesbaden und des Landes Hessen mit 
Ausnahme des Gebiets der ehemaligen Provinz 
Oberhessen; 5 

das Gebiet des Gartenbauwirtschaftsverbandes 
Westfalen (außer Lippe-Detmold und dem Reqg.- 
Bez. Minden), Württemberg, der ehemaligen 
hessischen Provinz Oberhessen sowie der Kreise 
Schlüchtern, Gelnhausen und Hanau des Regq.-Bez. 
Kassel, des bayerischen Reg.-Bez. Mainfranken 
sowie der Reichsgaue Niederdonau und Wien; 


das Gebiet: der bayerischen Reg.-Bez. Schwaben 
und Mittelfranken, 


vom Gartenbauwirtschaftsverband Bayreuth die 
Gebiete Oberfranken und Niederbayern, 

das Gebiet des Reichsgaues Steiermark, 

der hannoverschen Reg.-Bez. Hannover und Hil- 
desheim, 

vom Gartenbauwirtschaftsverband Westfalen die 
Gebiete Lippe-Detmold und Reg.-Bez. Minden, 


das Gebiet der Länder Schaumburg-Lippe und 
Braunschweig, 
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der Gartenbauwirtschaftsverband Sachsen-Anhalt, 
Sachsen, Kurmark, Thüringen, 

des Reichsgaues Oberdonau, 

des Regierungsbezirks Kassel mit Ausnahme der 
Kreise Schlüchtern, Gelnhausen und Hanau; 


zur Zone IV das Gebiet des bayerischen Reg.-Bez. Oberbayern, 

vom Gartenbauwirtschaftsverband Bayreuth das 
S Gebiet Oberpfalz, 

das Gebiet der hannoverschen Reg. -Bez. Lüneburg 
und Stade, 
die Gebiete der Gartenbauwirtschaftsverbände 
Weser-Ems, Schleswig-Holstein, Mecklenburg, 
des pommerschen Reg.-Bezirks Stettin mit Aus- 


nahme der Kreise Cammin, Rügen, Usedom- 
Wollin, 
der Reichsgaue Tirol-Vorarlberg, Salzburg, 
Kärnten, 


das Gebiet der Gartenbauwirtschaftsverbände Nie- 
derschlesien und Sudetenland; 
das Gebiet der pommerschen Reg.-Bez. 
und die Grenzmark 
und aus dem pommerschen Reg.-Bez. Stettin der 
= Kreise Cammin, Rügen, Usedom-Wollin, 
des ostpreußischen Reg.-Bez. Zichenau, 
die Gebiete der Gartenbauwirtschaftsverbände 
Danzig-Westpreußen, Wartheland und Oberschle- 
sien; 
zur Zone VI das Gebiet der ostpreußischen Reg.-Bez. Königs- 
berg, Allenstein und Gumbinnen. 
Die Bekanntmachung, tritt am siebenten Tage nach der 
Verkündung, auch mit Wirkung für die vor, diesem Tage be- 
reits für das laufende Jahr abgeschlossenen Verträge in Kraft. 


zur Zone V Köslin 


"Sicherung 


Gieichzeitig tritt meine Bekanntmachung vom 6. Januar 1945 
{RNVbI. $S. 14) außer Kraft. 


Berlin, den 20. Januar 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft 


In Vertretung 
Sievert 


Bekanntmachung 


der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirt- 

schaft zur Anordnung Nr. 19/44 betr. Anbau von 

Gemüsejungpflanzen und Gemüse in Betrieben des 
Blumen- und Zierpflanzenbaues 


Vom 20. Februar 1945 


“Im Einvernehmen mit dem Reichsbauernführer übertrage 
ich das mir gemäß $ 6 Abs. 2a meiner Anordnung Nr. 19/44 
vom 1. Dezember 1944 (RNVb]. S, 449) zustehende Recht, zur 
einer ausreichenden Gemüseversorgung weiter- 
gehende Einschränkungen des Blumen- und Zierpflanzenbaues 
anzuordnen, auf die Vorsitzenden der Gartenbauwirtschafts- 
verbände. 

Berlin, den 20. Februar 1945. 


D 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwfirtschaft 


2 In Vertretung 
Sievert 


Viehwirtschaft 


Richtlinien 


zur Anordnung des Reichsbauernführers zur Rege- 
lung der Preisbildung für Zuchthengste sowie der 
Höchstsätze der Deck- und Fohlengelder 


Vom 23. Februar 1945 


In Ergänzung meiner Anordnung vom 29. November 1943 
(RNVbI. S. 506) gelten im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft und dem Reichskommissar 
für die Preisbildung mit Wirkung vom 1. März 1945 nach- 
stehende Richtlinien: 

(1) Die in der vorgenannten Anordnung en 
Deckgeldsätze sind als Höchstsätze anzusehen. 

(2) Wird ein Hengst einer höheren Zuchtwertklasse in 
einer niedrigeren Preisklasse verkauft, eo richtet sich das 
Höchstdeckgeld nach derjenigen Zuchtwertklasse, die dieser 
Preisklasse entspricht, 

(3) Wird ein Fohlengeld erhoben, so darf das Deckgeld 
zuzüglich des halben Fohlengeldes den für die betreffende 
Zuchtwertklasse wargeachriebenen Deckgeldhöchstsatz nicht 
überschreiten. 

(4) Der Mindestsatz dee Deckgeldes beträgt für sämtliche 
Zuchtwertklassen 25 RM. Die Reichsgestütverwaltung wird 
dafür Sorge tragen, daß diese Regelung sich nicht zum Nach- 
teil der Eigen- bzw. genossenschaftlichen Hengsthaltung aue- 
wirkt. 


Berlin, den 23. Februar 1945, 


Der Reichsbauernführer 
Im Auftrag 
Dr. Winnigstedt 


Anordnung des Reichsbauernführers 
betr. Veräußerung von Pferden 


Vom 23. Februar 1945 


In Ergänzung meiner Anordnungen vom 20. Februar 1943 
(RNVDI. S. 83) und vom 18. September 1943 (RNVbI. $. 381) 
wird mit sofortiger Wirkung im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister für Ernährung und Landwirtschaft und dem Reichs- 
kommissar für die Preisbildung bestimmt, daß die gemäß $ 11 


Abs. 3 vorgesehene Entrichtung eines Betrages von 20 RM 
bei Pferden, die unter einem geschätzten Höchstwert von 
500 RM liegen, in Wegfall kommt. 


Berlin, den 23. Februar 1945, 


Der Reichsbauernführer 
Im Auftrag 
Dr. Winnigstedt 


Anordnung des Reichsbauernführers 
betr. Preisregelung für Maultiere und Maulesel 


Vom 23. Februar 1945 


In Ergänzung meiner Anordnung vom 20. Februar 1943 
(RNVbL 8.83) wird im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft und dem Reichskommissar 
für die Preisebildung bestimmt, daß mit sofortiger Wirkung die 
Preise für Maultiere nach den vollen Wertsätzen der Schätzung 
für Nutzpferde, die Preise für Maulesel auf 75 vH des Schätz- 
wertes für Nutzpferde gemäß den Richtlinien obiger Anordnung 
iestgesetzt werden. Die Schätzung erfolgt auf Formularen der 
Pferdekarte. 


Berlin, den 23. Februar 1945. ! 


Der Reichsbauernführer 
Im Auftrag 
Dr. Winnigstedt 


Anordnung des Reichsbauernführers 
über das Verbot der künstlichen Erbrütung von Eiern 


Vom 21. Februar 1945 i 


In Durchführung des $ 8 Abs. 2 der Anordnung über den 
Verkehr mit Nutz- und Zuchtgeflügel sowie über Brütereierr 
vom 26. September 1940 (RNVDb|. S. 692) wird mit Zustimmung 
des Reichsministere für Ernährung und Landwirtschaft ange- 
ordnet: 

Hi 


Das Einlegen von Eiern aller Art in Brutapparate zum 


‚Zweck der künstlichen Erbrütung ist verboten. 


LS 
er} 
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82 
Der Reichsfachwart des Reichsnährstandes für Kleintier- 
zucht und -haltung kann Ausnahmen von dieser Anordnung 
zulassen, wenn diese im Interesse des Krieges liegen. 
953 
Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden nach 
den geitenden Bestimmungen bestraft. 
$ 4 
(1) Die Anordnung tritt am Tage nach. der ‚Verkündung 
in Kratt, 
(2) Die’ Anordnung über die Festsetzung .der Brutzeit für 


Nutz- und Zuchtgeflügel für 1945 vom 20. September 1944 
(RNVbI. S. 380) tritt an demselben Tage außer Kraft. 


Berlin, den 21. Februar, 1945 


Der Reichsbauernführer 
In Vertretung 
Behrens 


Anordnung Nr. 13/45 


der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft 
betr. Anderung der Preise für Schweine 


Vom 12, Februar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) wird mit 


Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft, des Reichskommissars für die Preiebifäung und des 
Reichsbauernführers angeordnet: 


$1 
(1) Die gemäß Anlage 5 der Anordnung Nr. 1/45 der 
.Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft vom 18. De- 
zember 1944 (RNVBI. S. 469). geltenden Grundpreise für 
Schweine auf Schlachtviehmärkten werden wie folgt geändert: 


a) Die Preise der Schlachtwertklasse e (60— 79,5 kg) werden 
um 7 RM erhöht und damit den Preisen der Schlacht- 
wertklassen a, b!, b?, c und d angeglichen; 

b) die Preise der Schlachtwertklassen g° (andere Sauen), 
h (Eber) werden um 5 RM erhöht und damit den Preisen 
der Schlachtwertklassen ‚g! (fette Specksauen) und i 
(Altschneider) angeglichen. 


(2) Die Grundpreise für die übrigen Schlachtwertklassen 
bleiben unverändert 


. Anm.: Verordnung zur Regelung des Verkehrs mit Schlachtvieh vom 
Zur Februar 1935*) (Reichsgesetzbl. T S. 301), Satzung der Hauptvereirigung der 
deulschen Viehwirischaft vom 9, Mai 1936 (RNVbI. $. 233), sämtlich in der 
geltenden Fassung. 

*) RNVbI. S. 107, 


ein: dan Inhalt erolarher in 


$2 : 
Die Anlage 5 der Anordnung 1/45 ist entsprechend‘ Bu 5 
ändern. 


& 3 
Die Höchstpreise für-Schweinehälften im Großhandel‘ blei- 
ben ‚unverändert, 


$ 4 
Diese Anordnung tritt-am 5. März 1945 in Kraft. 


Berlin, den 12. Februar 1945. 


.. Der -Vorsitzende ; 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft. 


Pflaumbaum 


Bekanntmachung Nr. 3/45 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschait 


| betr. Anderung der Bekanntmachung Nr:'10/44 über 


Ausgleichsbeträge für geschlachtete 'Schweine und: 
Rinder 


Vom 12, Februar 1945 


$1 
Die Bekanntmachung Nr; 10/44 vom 13. Juni .1944 (RNVbI, 
S. 169) in der Fassung der Bekanntmachung Nr. 10 b/44 vom 
2. November 1944 (RNVbl. S. 422) wird wie folgt geändert: 


Die Einleitung erhält folgende Fassung: 


„Gemäß $ 94 Abs. 6 und $ 95 Abs. 3 der. Anordnung 
Nr. 1/45 .der Hauptvereinigung der deutschen Viehwittschaft 
vom 18. Dezember 1944 (RNVbl. S. 469) gebe ich Lekannt:” 


$ 2 erhält folgende Fassung: 


„Der Ausgleichsbetrag für Schweine beträgt 
bis auf weiteres je Tier für Schweine im Gewicht 


von 60 kg und darüber . . . 2... 27,— RM 
für Schweine im Gewicht unter 60 Er und 

für notgeschlachtete Schweine ohne Lebend- 

gewichtsfeststellung . . . .. 16,— RM" 


$ 2 
Diese Bekanntmachung tritt am 5. März 1945 in Kraft. 


Berlin, den 12. Februar 1945. 


. Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschait 


Pflaumbaum 
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8. 3. 1945 Anordnung Nr. 87/45 der Saatgutstelle betr, Maßnahmen zur Beschleunigung der Versorgung mit gartenbau- 
lichen Sämereien für die Aussaat 1945, 0 0 2 2 0 m 0 en En Lee NO 
10. 2. 1945 Verordnung über Vereinfachungen im Wasser- und Wasserverbandrecht . 2» 2 0 a 0 a 2 nenn. 
m 15. 1. 1945 Erlaß des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft betr. Durchführung des Kartensystems für 
Lebensmittel für die 73. Zuleilungsperiode vom 5. März bis I. April 1945 (mil Erganzungen [ür die 72. Zu- 
terlungsperniode a 32 


Getreide- und Futtermittelwirtschaft 


Anordnung E 
der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft betr. Ausmahlung des Weizens 
Vom T5. Februar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich mit 
Zustimmung des Reichsministere für Ernfhrung und Landwirt- 
schaft, des Reichskommissarse für die Preisbildung und des 
Reichabauernführers folgendes an: 


Je ü 
(1) Mit Wirkung vom 15: Februar 1945 dürfen aus Weizen 
nur noch Mahlerzeugnisse der Typen 550 (Weizengrießd), 4950 
(Weizenbrotmehl) und 1700 (Weizenvollkornschrot, Weizen- 
backschrot) hergestellt und abgesetzt werden. 
(2} Die aus Weizen hergestellten Mahlerzeugnisse müssen 
den nachstehend angegebenen Typen entsprechen: 


vorgeschrie- zulässiger zulässiger 
bener Asche- Mindestasche- Höchslasche- 
gehalt gehalt gehalt 
Type in vH in vH in vH 
550 (Weizengrieß) 0,550 0,490 0,580 
1950 (Weizenbrotmehl) 1,9% 1,700 2,200 
1700 (Weizenvollkorn- 
schrot, Weizen- 
backschrot) 1,700 1,440 1,800 


9 

(1) Die Vorschriften in $ 76 Abs. 2 der Anordnung vom 
1. Juli 1944 (RNVbI. S. 223) über die Vermahlung des Roggens 
sind in gleicher Weise bei der Herslellung der Weizenmehl- 
typen 1950 und 1700 anzuwenden. 

(2) Bei der Herstellung der Type 1950 sind entsprechend 
den technischen Möglichkeiten bis zu 10 vH Weizengrieß vor- 
wegzuziehen, 


3. 
(1) Der Preis für Weizenbrotmehl Type 1950 ergibt sich 
aus der Anlage. 


Anm.: Verordnung über die ®ffentliche Bewirlschaftung von landwirt. 
schaftlichen Eızeugnissen vom 27. August 19391) (Reichsgesetzbl. LS. 1521), 
Verordoung über die öffentliche Bewirtschaftung von Getreide, Futlermitteln 
und sonstigen Jandwirtschaflichen Erzeugnissen vom 7. September 1939°) 
(lteichsgesetzbl. I 5. 1705), Verordnung zur Ordnung der Getreidowirtschalt 
und der Satzung der Hauptverelnigung der deuischen Gelrelde- und Fulter- 
miltelwirtschafl. 


4) RNVbI. 5. 635. N RNVLL S, 665. 


(2) Für die Typen 550 (Weizengrieß) und 1700 (Weizen- 
vollkornschrot, Weizenbackschrot) werden lolgende Aufschläge 
festgesetzt: 

Im Reichsgebiet mit Ausnahme des Getlreidewirtschafts- 
verhandes Alpen-Donauland 


Tvpe Aufschlag je 100 kg 


550 (Weizeugrieß) 11,75 RM 
1700 (Weizenvollkornschrol) 3,55 RM 
1700 (Weizenbackschrot) 3,05 RM 


Im Gebiet des Getreidewirtschaftsverbandes Alpen-Donau- 


. land 


& 


Type Aufschlag je 100 kg 
550 (Weizer.grieß) 15,% RM 
1700 (Weizenvollkornschrot) 7,00 RM 
1700 (Weizenbackschrot) 6,50 RM 


4. 

Fur die Vermahlung des Weizens zur Type 1950 (einschl. 
WeizengrieB) wird auf Antrag ein Zuschuß in Höhe von 
4,50 RM je 100 kg, im Gebiet des Getreidewirtschaftsverbandes 
Alpen-Donauland in Höhe von 7,20 RM je 100 kg gewährt, 

5. h 

(1) Die bei den Mühlen noch vorhandenen Bestände an 
Type 550 (Weizendunst) und Type 1350 (Weizenmehl) dürfen 
nur bis zum 15. März 1945, die im Besitz von Verteilern be- 
findlichen Mengen bis zum 31. März. 1945 verkauft und aus- 
geliefert werden. 

{2} Die Berechnung hat nach den bisher gültigen Preis- 
bestimmungen zu erfolgen. 

(3) Verarbeitungsbelriebe (Backbetricebe und Teigwaren- 
betriebe) dürfen die nicht mehr zugelassenen Mahlerzeugnisse 
nur noch bis zum 15. April 1945 verarbeiten. 

{4) Die nach dem jeweila maßgebenden Zeitpunkt noch 
vorhandenen Bestände dürfen nur mit Erlaubnis des zustän- 
digen  Getreidewirtschaltsverbandes verkauft, geliefert oder 
verarbeitet werden. Sie sind dem Wirtschaftsverband bis zum 
30. April .1945 bereitzustellen, 


6. 

(1) Die nach der Herstellung der Type 1950 und 1700 an- 
fallenden Nacherzeugnisse dürfen nur unler der Bezeichnung 
Weizenschälkleie In den Verkehr gebracht werden, 

(2) Der Preis für Weizenschälkleie wird in Höhe des 
Preises für Gerstenschälkleie festgesetzt. 

(3) Die nach der Type 1350 angefallene Kleie kann noch 


os 
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zu dem bisheigen Preis abgeselzt werden Sie Ist noch als 
Weizenkleie zu kennzeichnen. 


7. 
{l} Die in der Anordnung vom 31, Oktober 1944 (RNVb). 
S. 417) für die Lohn- und Umtlauschmüllerei festgesetzten Mabl- 
„löhne werden um 010 RM je 100 kg erhöbt, 
(2} Es sind auszuliefern: 
92 vH Weızenbrotmehl Type 1950 
4 vl Weizenschälkleie 


Hinsichtlich seiner Verwendung wird das Weizenbrotmehl 
Type 1950 dem Roggenmchl Type 1790 und dem Brotmehl 2000 
gleichgestellt, Die Getreidewirtschaftsverbände sind berechtigt, 
gegebenenlalls nähere Bestimmungen zu treffen. 


9. - 

(l) Teigwaren dürfen nur unter Verwendung der Typen 
1950 und 1700 hergestellt werden. 

(2) Die Preise liegen um 8 RM je 100 kg — im Getreide- 
wırischaftsverband Alpen-Donauland um 12,50 RM je 100 kg — 
unter den in 85 151 und 152 der Anordnung vom 1. Juli 1944 
festgesetzlen Preisen. Die gemäß $ 153 der Anordnung vom 
1 Juli 1944 für den Verbraucher gellenden Höchstpreise 
werden einheillich um 0,10 RM je kg gesenkt. 


10. 
Gegen sämtliche Bedarlsnachweise für Brot und Mehl 
dürfen abgegeben werden: 
Roggenmehl Type 1790, 
Roggenvolikornschrot und Roggenbackschrol Type 1800, 
Roggengemengemeh) Type 1750, 
Weizenvollkomschrot und Weizenbackschrol Type 1700, 
Weizenbrotmehl Type 1950, 
Brotmeh! Type 2000 
sowie die aus den vorerwähnlen Mahlerzeugnissen 
hergestelllen Fertigwaren, doch dürfen Mahlerzeugnisse 
der genannten Art auf Kartenabschnitte nur dann ab- 
gegeben werden, wenn diese zum Mehlbezuge be- 
rechtigen. 
Dieser Vorschrift entgegenstehende Bestimmungen der An- 
oıdnung vom |. Juli 1944 trelen außer Kralt. 


11, : 
Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden nach 
den geltenden Bestimmungen bestraft. 
12. 
Die Anordnung lritt mit soforliger Wirkung In Kraft. 
Berlin, den 15. Februar 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Gelrelde- und Tuller- 


N 


miltelwirtschaft 
In Vertretung 
Wutlke 
Mehlpreise 
IT a) Weizenmehl 
; ' ’ Type 1950 
Gelreidewirtschaftsverband abIR Fehrudr 1045 
w RM 


I— nn 


Alpen-Donauland .—VI 21,70 
x 21,95 

xıu 22,25 

XIV 22,50, 

XVII 22,90 

XXI 23,85 

Baden-ElsadB . . .. xVvl 21,9% 
2 XV 21,% 
XX’) 22,25 

xXx') 21,9 

XXI « 22,25 

Bayern «X 21,% 
XIV 21,90 

XVI 21,% 

XVII 21,9 

Danzig-Wesipreußen 11 21,10 
vi 21,10 

° 19,80 

’e) 20,30 . 

“a 21,10 ı 


z 


Weizenmehl 


Getreidewirtschaflsverband ah is 
i w RM 
en 
E XI 21,90 
Hessen-Nassau Er 21.90 
XIX 21,9 
xx) 21,90 
xx") 22,25 
Kurhessen . IX 21,15 
XI 21,90 
xl 21,9% 
xVI 21,90 
XIX 21,90 
VI 21,10 
Kurmarkı . vi an 
vi) 21,15 
Vin 21,10 
IX 21,10 
x 21,10 
XU 21,80 
XIV 21,90 
ecklenburg © . 2 2 2 2 2 2 0a IX 21,60 
DIecE dmg X 21,60 
Niedersachsen . . » 2» 2 2 2000. V 21,15 
vi 21,15 
VılI 21,60 
ıx 21,15 
x 21,60 
x) 21,15 
xıl 21,15 
xı* 21,90 
x11®) 21,15 
R xXVvIil 21,90 
Niederschlesien . » 2 2 2 2 2 202020» IV 20,35 
VI 20,35 
Vıl 20,15 
Oberschlesien lv. 20,35 
VI 20,80 
VI 20,80 
2 20,80 
") 20,80 
Ostpreußen MI 21,10 
VI 21,10 
VII 21,10 
er 19,80 
eo) 21,10 
Pommern I 21,10 
V 21,10 
VI 21,10 
vi 21,10 
VI 21,10 
2 21,10 
Rheinland \ . XVI N 
XIX 21,90 
Sachsen ea cal EINE 21,40 
V 21,40 
vi 21,40 
u 21,40 
x 
Sachsen-Anhalt . v 21 
vu 21,15 
vi 21,15 
IX 5 21,15 
X 21,15 
Schleswig-Holstein . 1X 21,40 
x 21,60 
XI 21,60 
Xıll 21,%0 
xVI 21,90 
Sudetenland . IV 20,65 
vl 20,65 
VIII 20,65 
IX 21,55 
h x 21,55 
Thüringen ,„ . IV’ 21,15 
V 21,15 
v1?) 21,15 
v1®) 21,40 
1X 21,0 
xl 21,90 
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Weizenmehl 


Getreidewi Type 1950 
es nlieyerbang ab 15. Februar 1945 
w RM 
Wartlieland 2) 19,80 
») 19,80 
as) 20,30 
a8) 20,30 
a”) 20,55 
Weser-Ems XI 21,90 
XVI 21,90 
XVIl 21,% 
Westfalen Be an EEE en Sn ARE 21.15 
ö x) 21,15 
xXr1%) 21,90 
XIII 21,90 
XVI 21,90 
XVII 21,90 
Westmark . AIX 21,90 
2 XX 22,25 
. xXXl 22,25 
Württemberg , XIV 21,90 
XVI 21,90 
xXVI 21,90 
XVII 21,90 
R XIX 21,90 


Hinsichtlich der in der vorstehenden Aufstellung verwendeten 
Index-Ziffern verweise ich auf meine Anlage 6 der Anordnung 
vom 1. Jull 1944 (RNVb], S. 223), 


Bekannlmachung 


der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 


Futtermittelwirtschaft betr. Festsetzung der Ver- 
arbeitungsquoten der Roggen- und Weizenmühlen 


Vom 24, Februar 1945 


I. 


Die Verarbeitungsquoten für die Roggen- und Weizen- 
mühlen werden, mit Ausnahme der Roggen- und Weizenmühlen 
im Gelreidewirtschaflsverband Alpen- und Donauland (vgl. IT), 

gemäß Ziff. 4 der Anordnung vom 15. Juli 1938 betreffend Re- 
“gelung der Verarbeitung der Roggen- und Weizenmühlen wie 
folgt festgesetzt: 

1. Die Verarbeitungsquolen betragen für den Monat 
März 1245 für «e Mühlen die ein Grundkontin- 
gent von mehr als insgesamt 500 t Roggen und Weizen 
haben, 

BvH des Roggengrundkonlingentes und 
6vH des Weizengrundkonlingentes. 

2. Den Mühlen, die ein Grundkonlingent bis einschließlich 
insgesamt 500 t Roggen und Weizen haben, wurden für 
die drei Monate Januar, Februar und März 1945 

25vH des Roggengrundkontingentes und 
22vH des Weizengrundkontingentes 
zur Vermäahlung freigegeben. 

3. Für Mühlen, die ein Grundkonlingent von mehr als 
500 t Roggen und Weizen Insgesamt haben und denen 
auf Antrag Vierteljahresquoten bewilligt worden sind, 
wird die für die drei Monate Januar, Februar und 
März 1945 bisher [estgesetzte Verarbeitungsquote von 
25 vH des Roggengrundkonlingenles auf 


26 vH des Roggengrundkonlingentes 


erhöht. Die für die Monate Januar, Februar und März 
1945 bisher fesigesetzte Verarbeilungsquole von 20 vH 
des Weizengrundkontingentes bleibt unverändert bo- 


slehen. 
I. 
Die Monatsverarbeitungsquoten für die Roggen- und 
Weizenmühlen im Getreidewirtschaftsverband Alpen- und 


Donauland werden gemäß Ziff. 2 Abs. 2 der Anordnung der 
Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und Futtermittel- 
wirtschaft vom 21. Dezeinber )''*-ı heir. vor:suige Rege:ung 
der Verarbeitung der Roggen- und Weizenmühlen In der Ost- 
mark wie folgt festgesetzt: 


1) RNVbI. S, 325. 2) RNVDI. S. 891. 8) RNVbI. S. 223. 


1. Die Monatsverarbeitungsquoten betragen für den Mo- 
nat März 19 
165 vH der Monatsgrundquote in Roggen nnd 
115 vH der Monatsgrundquote in Weizen. 


2. Für Mühlen, denen auf Antrag Vierleljahresquoten be 
willigt worden sind, werden die fur die drei Monate 
Januar, Februar und März 1945 bisher festgeselzten Ver- 
arbeitungsquoten von 450 vH der Monatsgrundquote in 
Roggen und 250 vH der Monatsgrundquote in. Weizen 
auf 

495 vFl der Monatsgrundquote in Roggen und 
300 vH der Monalsgrundquote in Weizen 
erhöht. 


3. Neben den Roggenverarbeitungsquoten werden für den 
Monat März 1945 
a) dan Mühlen der vorslehenden Ziff. 1 weitere 
30 vH der Monatsgrundquots in Weizen und 
b) den Mühlen der vorstehenden Ziff. 2 ebenfalls weitere 
30 vFl der Monatsgrundquole in Weizen 
zur Vermahlung nyr in Roggen [reigegeben. 


III. 


Auf Grund meiner Anordnung vom I. Juli 1944°) betr. Br- 
stimmungen für das Gelreidewirtschaftsjahr 1944/45 haben die 
Mühlen, die im Besilz eines Weizengrundkontingentes sınd 
bzw. über eine Monatsgrundquote In Weizen verlügen, Gerste 
zu vermahlen, sofern Gerste für diesen Zweck zur Verfügung 
steht. 

1, Zur Vermahlung von Gerste wird für die Mühlen zu 
Ziff. I Abs. I (Mühlen des Altreichs mit einem Gesamt- 
grundkontingent über 500 t und Monatsquoten) neben der 
Welzenverarbeitungsquote, die in reinem Weizen auszu- 


nutzen ist, [ür den Monat März 1045 eine Sonller- 
quole von 
I vH des Weizengrundkontingenles 
festgeselzt. 
2. Zur Vermahlung von Gerste wurden neben den 


Weizenverarbeitungsquoten, die in reinem Weizen aus- 
zunutzen sind, für die Monate Januar, Februar und März 
1945 die folgenden Sonderquoten freigegeben: 

a) für die Mühlen zu Zilf. I Abs. 2 (Mühlen des Altreichs 
mit einsm Gesamtgrundkontingent bis 500 t) 

3vH des Weizengrundkonlingentes, 

b) für die Mühlen zu Ziff. ]I Abs.2 (Mühlen des G»- 
treidewirtschafleverbandes Alpen- und Donaul.nid 
mit Vierteljahresquoten) u 

30 vH der Welzenmonatsgrundquote. 

3. Die für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 3 (Mühlen des AU- 
reichs mit einem Gesamlgrundkonlingent über 500 t und 
Vierleljahresquoten) zur Vermahlung von Gerste für die 
Monate Januar, Februar und März 1945 bisher lest- 
gesetzte Sonderquote von 2 vH des Weizengrundkon- 
lingentes wird auf‘ 


3 vH des Weizengrundkontingentes 
erhöht. 
IV. 


Lohn- und Umtauschmüllerel, soweit diese nach den be- 
stehenden Vowwhriften statthaft ist, wird auf die Verarbei- 
tungsquoten angerechnet. Lohnvermahlungen emer Mühle für 
eine andere Mühle werden auf die Verarbeitungsquoten der 
Mühle angerechnet, die den Mahlauftrag erteilt hat. i 


V. 

Gemäß 3 73 der Anordnung vom 1. Jull 1944 (Bestimmun- 
gen [für das Getreidewirtschaftsjahr 1944/45) gelten die Anwei- 
sungen der vorstehenden Ziff. I, III und IV für die Mühlen des 
Altreichs, denen an Stelle des Grundkontingentes eine Ver- 
arbeitungsanweisung ertellt wurde, entsprechend. 


VI 
Die Ausnutzung der für das Abrechnungsjahr 1944/45 
(1. April 1944 bis 31. März 1945) bei Roggen, Weizen und 


Gerste [estgesetzten Verarbeitungsquoten wird “über den 
3L März 1945 hinaus nicht zugelassen. i 


Berlin, den 24 Februar 1945. 
Der Vorsitzende 


der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft 


In Vertretung 
Wuttke 
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Anordnung 


betr. Änderung der Anordnung des Reichsbauern-. 
führers betr. Vertriebs- und Preisregelung für Saat- 
gut von bitterstofifreien Lupinen ab Ernte 1943 
Vom 24. Februar 1945 


Aul Grund der Verordnung über Saalgut vom 26. März 
1934 {Reichsgesetzbl. I S. 248) wird mit Zustimmung des Reichs- 
kommissars lür die Preisbildung angeordnet: 


| 

In Abänderung des $ I der Anordnung des Reichsbauern- 
führers beir. Vertriebs- und Preisregelung für Saatgut von 
bilterstoffireien Lupinen ab Ernte 1943 (RNVbl. S. 206) wird 
der Verbraucherfestpreis für anerkannten Nachbau von bitter- 
stofffreien Lupinen ab Ernte 1944 auf 54 RM je 100 kg lest- 
gesetzt. In diesem Preis ist ein Erzeugerpreis von 48 RM 
je 100 kg eingeschlossen. Die übrigen Bestimmungen der vor- 
genannten Anordnung bleiben auch für den anerkannten 
Nachbau von bitlerstofffreien Lupinen nach wie vor in Kraft. 

Berlin, den 24. Februar 1945, 

Der Reichsbauernlührer 
Im Auftrag 


Di. Winnigstedt 


Anordnung Nr. 86/45 der Saatquistelle 
betr. Maßnahmen zur Bewirtschaftung von Pflanz- 
kartoffeln 
Vom 28. Februar 1945 


Auf Grund der Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaltung von Saalgut vom 18. Oktober 1939") (Reichsgesetzbl. I 
S. 2051) in der Fassung der Änderungsverordnung vom 14. Juni 
1940?) (Reichsgesetzbl. I S. 878) und der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtschaftung von Saalgut in den eingegliederten 
Ostgeb:elen vom 31. Juli 1940°) (Reichsgesetzbl. I S. 1074) wird 


folgendes angeordnet: 
Die Anordnung Nr. 77/44 der Saatgutstelle vom ?. Juni 1944 


(RNVbI. S. 160) wird wie folgt abgeänderl und ergänzl: 


I. 

(1) Alle im Zeitpunkt des Inkrafltreiens der vorliegenden 
Anordnung bereits abgeschlossenen Verträge über Lieferung 
von Pflanzkartoffeln aus dem Gebiet einer Landesbauernschalt 
in das Gebiet einer anderen Landesbauernschaft (übergebiet- 
liche Lieferungen) verlieren vorbehaltlich der Bestimmung in 
Abs. 2 mit diesem Zeitpunkt ihre Rechtsgültigkeit; es sei denn, 
daß die Ware in dem genannten Zeitpunkt bereits verladen ist. 

(2) Unbeschadet der Bestimmung des Abs. I behalten ihre 
Rechtsgültigkeit Verträge über übergebietliche Lieferung von 
Pfaanzkarloffeln zwischen dem Erzeuger und dem zum Aufkauf 
berechtigten Erstverteiler. 

II. 

Vom Zeitpunkt des Inkraftiretens der vorliegenden Anord- 
nung ab dürlen Verträge über übergebietliche Lieferung von 
Fflanzkartoffeln nur gemäß den den Karlofelwirtschaftsver- 
bänden von der Saatgutstelle erteilten Weisungen abge- 
schlossen und ausgeführt werden. Verträge, die diesen Wei- 
sungen nicht entsprechen, sind rechtsungültig, 

1. 

$ 5 der Anordnung Nr. 77/44 vom 7. Juni 1944 (RNVb!. 
S. 160) gilt nur für Verträge über Lieferung von Pflanzkartoffeln 
innerhalb des Gebietes einer Landesbauernschaft (innergebiet- 
liche Lieferungen). 

IV. 
Die Kartoffelwirtschaftsverbände können für ihren Bezirk 
eine den vorstehenden Bestimmungen entsprechende Regelung 


hinsichtlich der innergebietlichen Lieferung von Pflanzkartoffeln 
Ireffen. 
V. 


Diese Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in 
Kraft. 


Berlin, den 28. Februar 1945, 
Der Vorsitzende der Saalguistelle 
In Vertretung 
Dr, Spennemann 
") RNVbI. S. 762. 3) RNVD). 5. 256. 3) RNVDI, 5. 434, 


vr 


Saatgut 


Anordnung Nr. 87/45 der Saatguistelle 
betr. Maßnahmen zur Beschleunigung der Versor- 
gung mit gartenbaulichen Sämereien für die Aus- 
‘ saat 1945 
Vom B. März 1945 


Die Versorgung der Bevölkerung mit Gemüse muß auf 
jeden Fall sichergesiellt werden. Voraussetzung hierfür ist die 
schnelle und reibungslose Verteilung der gartenbaulichen 
Sämereien bie zum letzten Verbraucher. Mit Rücksicht auf die 
derzeitigen Erschwernisse in den Verkehrsverhältnissen wird 
daher auf Grund der Verordnung über die öffentliche Bewirl- 
schaflung von Saatgut vom 18. Oktober 1939') (Reichsgesetzbl. I 
S. 2051) in der Fassung der Änderungsverordnung vom 14. Juni 
1940°) (Reichsgesetzbl. I S. 878) und auf Grund der Verordnung 
über die öffentliche Bewirtschaflung von Saalgut in den einge- 
gliederten Ostgebieten vom 31. Juli 1940°) (Reichsgesetzbl. I 
5. 1074) mit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung 
und Landwirtschaft und des Reichsbauernführers folgendes 
angeordnet: 

81 

(1) Die Verkäufer von garlenbaulichen Sämereien sind, 
soweit nicht [ür den Käufer günsligere Zahlungsbedingungen, 
wie z.B. Zahlung innerhalb einer bestimmten Frist nach Liefe- 
rung, vereinbart werden, nur berechtigt, Kasse gegen Verlade- 
papiere beim Käufer oder bei einer Bank des Käulers zu ver- 
langen. 

(2) Ausnahmen von dieser ‚Bestimmung sind nur zulässig, 
soweit der Verkäufer mit einem beslimmlen Käufer im bis- 
herigen Geschäftsverkehr ständig andere Zahlungsbedingungen 
vereinbart hatte. 

(3) Der Versand von garlenbaulichen Sämereien durch 


Postnachnahme bleibt hiervon unberührt, 


$2 0 
Der Versand von gartenbaulichen Sämereien darf nicht 
deshalb unterbleiben oder verzögert werden, weil der Ver- 
käufer nach dieser Anordnung für ihn günstigere Zahlungs- 
bedingungen nicht verlangen darf, 


$ 93 
Um die Verkäufer von garienbaulichen Sämereien von den 
durch diese Regelung eintretenden Risiken zu enllasten, wird 


von der Saalguistelle eine Finanzbeihilfe nach Maßgabe der 
folgenden Grundsätze gewährt. 


54 

Die Finanzbeihilfe in Form eines zinslosen Darlehne wird 
den Verkäufern von garltenbaulichen Sämereien auf Antrag 
durch die Saatgulstelle gewährt, soweit Forderungen aus dem 
Verkauf von gartenbaulichen Sämereien, die vom 1. Januar 
1945 ab versandt worden sind, nicht innerhalb einer Frist von 
einem Monat nach dem Zeitpunkt eingegangen sind, in dem 
sie nach dem zwischen den Parteien abgeschlossenen Kaufver- 


trage ‚unter Zugrundelegung normaler Verkehrsverbindungen 
hälten eingehen müssen, 
85 


u Voraussetzungen [ür die Gewährung der Finanzbeihilfe 

1. Die gartenbaulichen Sämereien müssen vom Verkäufer zum 
Versand gebracht und dürfen bis zum Tage der Antrag- 
stellung nicht wieder in seinen Besitz gelangt sein, 

2. Der Verkäufer muß sämtliche sonstigen ihm nach dem Kauf- 
verlrag obliegenden Verpflichtungen, soweit nicht höhere 
Gewalt dem entgegensteht, erfüllt haben. 

3. Die Finanzbeihilfe wird in Höhe von 80 vH des durch den 
Nichteingang des Rechnungsbetrages entstandenen Aus- 
falls gewährt, soweit dieser Ausfall 6 vH des Gesamtjahres- 
umsalzes der die Finanzbeihilfe in Anspruch nehmenden 
Firma in gartenbaulichen Sämereien übersteigt. Maßgebend 
ist der Umsatz des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. 

4. Der Darlehnsbetrag muß mindestens 10.000 RM betragen. 

(2) Der Antrag muß bis zum 1. Oktober 1945 bei der Saat- 
guistelle eingegangen sein, 


56 
Die Finanzbeihilfe wird, auch wenn die Vorausselzungen 
des $ 5 gegeben sind, nicht gewährt, wenn der Geschäftsbetrieb 


ı des Verkäufers im Zeitpunkt der Antragstellung stillgelegt ist. 


%) RNVDI S. 782. 2) RNVbI. S. 256. %) RNVbI. S. 434, 
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87 
Die Saatgutstelle kann in gesondert geiagerten Fällen zur 
Vermeidung von unbilligen Härten von den Voraussetzungen 


des $ 5 Abs. 1 Ziff. 4, Abs. 2 und des & 6 ganz oder leilweise 
Abstand nehmen. 
8 


Die Gewährung des Darlehns 

Bedingungen: 

1. Das Darlehn wird zinslos gewährt. 
2 Die Rückzahlung des Darlehnsbetrages hat nur nach Maß- 
gabe der Bestimmungen der Ziffern 3 bis 7 zu erfolgen. 

3. Gelangt der Verkäufer wieder in den Besitz von Ware, die 
er nach dem I. Januar 1945 versandt hat, obne daß der 
Rechnungsbetrag bei ihm eingegangen ist, so hat er &0 vH 
des Rechnungsbetrages unverzüglich an die Saatgutstelle 
als Rückzahlung auf das Darlehn zu zahlen. 


4 Geht ein Forderungsbetrag, der bei der Gesamlerrechnung 
des eingetrelenen Ausfalls mitberücksichtigt worden ist, 
ganz oder teilweise nach der Antragstellung bei dem Dar- 
lehnsnehmer ein, so hat er 80 vH des eingegargenen Be- 
trages an die Saatgutistelle zum Zwecke der Rückzahlung 
des Darlehns unverzüglich zu zahlen. ; 


5, Wird dem DarlehnsneLmer auf Grund bestehender oder 
später erlassener gesetzlicher Anordnungen eine Entschadi- 
gung wegen des Auslalles der Forderungen gewährt, die in 
die Gesamlaufstellung zum Zwecke der Errechnung des 


erfolgt unter folgenden 


Ausfalls aufgenommen worren s.nd, sa hat er ) vAl ces en 
ihn gezahlten Entschäd:gurgsbetrages an cie Saatgutstelle 
zum Zwecke der Rückzanlung des Darlehrs zu zahlen. 

6. Der Darlehnsnehmer het mit der Gewährung ces Derlehrs 
die ibm gemäß $ 8 Ziff 4 und 5 gegen die Schuldrer und 
gegen die die Entschädigung auszahlencen Stellen zuste- 
herden Forderungen auf die Saatgutstelle zum Zwecke cer 
Sicherung des Darlehns zu übertragen. 

Die Obertragung erlischt, <o bald das Dariehn getüigt ist. 

7. Hat ein Darlehnnehmer bei der Stellurg des Antrages vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig falsche Angaben gemacht und 
dadurch die Gewährung eines Darlehns erreicht, so kar.n 
die Saatgutstelle Darlehn fristlos aufkündigen und Ver- 
zinsung des Darlehrs vom Tage der Gewährung ab mit 
i vH über Reichsbarkdiskont verlangen, 

9 
Zuwiderhand!ungen gegen die Vorschriften Gieser Arcor 
nung werden unbeschadet der Bestrefung nach den el:ce- 
meinen Stzafvorschriften mit Ordnurgestrefen bie zu IOWAM PM 

im Einzeifall bestraft 

& 10 


Dic Ano:dnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft 
BerJin, den 8 März 1945. 
Der Vorsitzende der Saalguisielle 
Dr. Roemer 


Bodenrecht 


Verordnung 
ic. N e:einiachungen im Wasser- und Wasser- 
verbandrecht 


Vom 10. Feb:uar 3945 
(Reichögesetizbl. I S. 29) 


r 


Auf Grund des Erlasses des Führers über den totalen 
Kriegseiosatz vom 25. Juli 1944 fReichegesetzbl. I S. 161) wird 
im Einverneämen mit dem Reichsbevollmächtigten für cen 
totalen Kriegseinsatz, dem Reichsminister und Chef der Reichs- 
kanzlei, dem Leiter der Partei-Kanzlei und dem Generalbevoll- 
mächtigten für die Reichsverwallung verordnet: 


1 

(1! An Steile von Wasserbenutzungsrechten nach Maß- 
gabe der Wassergeseize können von den zu deren Gewährung 
zue:ändigen Behörden Bewilligungen zur Benutzung von 
Waseerläufen, Seen und unterirdischen Wasser erteilt werden. 
Die bewillig’en Benutzuzgen unterliegen nicht dem Anspruch 
auf Unterlassung ucrd sind nur aus überwiegenden Gründen 
des gemeinen Wohles widerrufiich. 

(2) Soweit nach den bestehenden Vorechriften zu der Be- 
nutzung die Zustimmung des Eigentümers erlorderlich ist, be- 
bält es dabei sein Bewenden. 


2 

111 Die Wesserbersutzung, für die eine Bewilligung erteilt 
wird, darf das gemeine Wohl ticht beeinträchtigen. Nach- 
teiige Wirkungen für Drit!e sind durch Einrichtungen und 
Maßrahmen auszugleichen, soweit solche mit der Ausgestal- 
tung und dem Betrieb der Wasserbenutzung vereinbar und wirt- 
schaftlich gerechtfertigt sird. Erisprechende Auflagen eind 
vorzuschreiben; eie kön..en aus kriegebedirgten G:ürden anch 
Einrichtungen und Maßnahmen vorsehen, die vorubergehender 
Art sind. 
- ı(M) Die Bewilligung schließt Entechädigungsassprüche 
nächteilig Betroffener nicht aus. Sie körnen im ordentlichen 
Rechiswege verfolgt werden 

3 

{1) Vor der Bewilligung ist die Absicht mit Fristsetzung 
zur Erhebung von Einsprüchen öflent!ich bekanntzumachen 
Ist die Bekanntmachurg nicht tunlich, eo sind die Betroffenen 
in geeigneter Weise zu unterrichten 

(2) Einsprüche sind unter Zuziehung desjenigen, dem die 
Bewilligung erteilt werden soll, und der beteiligten Behörden 
sowie des Reichsnährstandes, wenn der Bereich der Land- und 
der Ernährungswirtschaft berührt wird, mündlich zu erörtern. 
Von mündlicher Erörterung kann abgesehen werden, wenn die 


erischeidende Behörde den Sachverhalt ass hinreichend geriarl 
erzchtet. Die Verordnung über die Vereinfachung des wäaeeer- 
rechtlichen Verwaltungsveriahrens vom 28. August 1942”) 
(Reichegesetzbl. I S. 542) firdet keine Anwendung. 


4 
(1) Wird eine Bewilligzcg widerrufen und würde der 
Wicerruf zur Estschsdiguag verplichten, wenn ein Wesser- 
benutzuagsrecht nach MaBgete der Wassergesetze erteilt wur- 
den wäre, eo iet cer Inhaber der Bewilligerg für Neckteile 
angemessen zu entschädigen, eoweit sie ihm billigerweise nicht 
zugemutet werden können. Die Entschädigung fäl!t demier:gea 
zur Last, der nach cen bestehender Bestimmurgen bei Z=- 
rückoahme des Wasserbenulzungsrechts entschädigungsphicht:g 
gewesen wäre. ö 
(2) Der Generalinepektor für Wasser und Ezergie wird er- 
mächtigt, für die Bemessung cer Erischädigur.cen Ricktiinien 
zu erlassen. u 
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Uber cas Bestehen und den Umfang der Bewilligung eowie 
über den Widerru! und die EntschZäigung im Falle See Wider 
rufs entscheiden die Verwaltungsbehorden, die zur Gewährung 
von Wasserbnutzungsrechten zuetänd'g eind. 


56 
Die Bewilligung schließt die Gewähruzg eines Rechte zur 
Wasserbenutzung nach Maßgabe der \Wassergeseize nicht acs. 
Die _zur Gewährung der Wasserbenu'zungsrechte zuständigen 
Behörden können jedoch die Einleitung und Fortführung der 
vorgeschriebenen Verfahren zurückstelien und eize Bewiiiüi- 
gung zur Wässerbenutzung erteilen. 


7 
ıl) Eine zeitlich begrenzte wasserrechtiiche Beizgnis wird 
arf cie Geltangsdaner der Verordnung verlängert. Die zusiän- 
dige Behörde kann die Verlängerung ausschließen oder kürzen 
R (2) Erlischt nach den Vorschriften des Reichs und der 
Länder eine wässertechtliche Befugnis, wenn nicht inzerkalb 
einer bestimmien Frist eine Handlurg vorgenommen wird, so 
bleibt bei Berechnung der Frist die Zeit des Krieges zußer- 
Ansatz. Dies gilt nicht, wenn die Handlung nach Entscheidung . 
der zuständigen Behörden schuldhaft unterlassen worden iet 
8 
{1} Verbandversammlungen (Genossenschaftsversamm- 
lungen) und Ausschußsilzungen der Wasser- und Boden- 
verbände kör:r:.. it Genehmigung der Aufsichtsbehörden 
während des rir.e,‚es unterbleiben. Soweit dies geschieht, weı- 


*y RNVEI. S. 422. 


Verkündungsblalt des Relchsnährstandes 1945, N. 9, ausgegeben am 13. März 1945 


den die -geselzlich und salzungsmäßig der Verbandversamm- 
lung und dem Ausschuß vorbehaltenen Entscheidungen von 
dem Vorstand mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde getroffen; 
die Entlastung des Vorstandes wird jedoch den salzunge- 
mäßigen Organen bei ihrem nächsten Zueammentreten vor- 
behallen. Die Aufsichtsbehörde kann Belugnisse des Vor- 
slandes dem Vorsteher übertragen, soweit dies zur Behebung 
eines Notstandes erforderlich ist. 

(2) Die Amisdauer der Mitglieder des Vorslandes und Aus- 
schusses sowie der besonderen Spruchstellen {Berulungsaus- 
schüsse, Berufungskommissionen} läuft während der Gellungs- 
dauer der Verordnung nicht ab. Scheidet ein Mitglied infolge 
Todes oder aus sonstigen Gründen aus, so kann von der Be- 
stellung eines Ersatzmilgliedes abgesehen werden, wenn nicht 
berechtigte Interessen - dem entgegenstehen. Die Ersaiz- 
mitglieder werden erforderlichenfalls von der Aufsichtsbehörde 
ernannt. 

9 

Der Generalinspeklor für Wasser und Energie kann im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern wasserrecht- 
liche Zuständigkeiten von den bisher zuständigen Landes- 
behörden auf Reichsbehörden oder auf die Behörden eines 
anderen Landes übertragen, wenn es sich zur Vermeidung von 


Erschwernissen der Verwaltung ale notwendig erweist, sZu- 
sländigkeilen an einem Gewässer zusammenzufussen, 


5 10 
{1} Die Verordnung tritt am siebenten Tage nach der Ver- 


kündung in Kraft; $ 7 Abs. 2 gilt jedoch rückwirkend vom 
i. September 1939 ab. Sie gilt auch in den eingegliederten 


Ostgebieten. - 

(2) Die Verordnung gilt für die Dauer des Krieges. Der 
Generalinspektor für Wasser und Energie kann ihre Anwen- 
dung auch für die unmittelbar auf den Krieg folgende Zeit 
anordnen. Er bestimmt den Zeitpunkt ihres Außerkrafttretens. 


$ 11 


Der Generalinspektor für Wasser und Energie erlaßt die 
zur Durchführung erforderlichen Vorschriften durch Rechts- 


verordnung oder im Verwaltungswege. 
Berlin, den 10. Februar 1945. 
Der Generalinspektor für Wasser und Energie 


Im Auftrag 
Dr. Wehrmann 


Kriegsernährungswirtschaft 


Erlaß 


des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft betr. Durchführung des Kartensystems für 
Lebensmittel für die 73. Zuteilungsperiode vom 
5. März bis I, April 1945 (mit Ergänzungen für die 
72. Zuteilungsperiode) 
Vom 15. Januar 1945 
Erster Tell 
Ergänzungen für die 72. Zuleilungsperiode 

In der 72. Zuteilungsperiode werden auf die Abschnitte 
Bi und B2 der Grundkarten für über 3 Jahre alte Versor- 
gungsberechligte, der Ergänzungskarten SV I bis 6 und SV8 
sowie der AZ-Karlen je 125 g Fleisch oder FRischwaren ab- 
gegeben. 

Die zweile Kürzung der Käseration um 62,5 g als Rest- 
ausgleich für die in der 69. Zuteilungsperiode erfolgte Fleisch- 
zuteilung (vgl. Zuteilungserlaß IIBI—72 vom 20, Dezember 
1944*) wird in der 72. Zuteilungsperiode vorgenommen. Dem- 
gemäß beträgt die Käseralion in dieser Zuleilungsperiode 
62,5 g. Die Abgabe erfolgt auf den dafür vorgeschenen Käse- 
abschnitt. - 

Zweller Tell 
Festseizung der Ralionen für die 73. Zuleilungsperiode 


Die Lebensmillelrationen der 72. Zuleilungsperiode gelten 
mit folgenden Ausnahmen auch in der 73. Zuteilungsperiode: 


Fellrationen 


Die über 6 Jahre alten Versorgungsberechligten und Teil- 
selbstversorger mit Butter cıhalten in «er 73. Zuteilungs- 
periode an Stelle von 125 qg Schweineschlachtfellen die dem 
Fettgehalt nach gleiche Menge von 100 g Bulierschmalz. 
Demgemäß hat der Abschnitt C der Grundkarten E, Jgd, grK 
und K sowie der Ergänzungskarten SVIE, SV3K und SV5 
Jgd den Aufdruck „100 g Butlterschmalz” erhalten. 


Es bleibt vorbehalten, den über 10 Jahre alten Versor- 
gungsbcrechtigten in der 73. Zuteilungsperiode an Stelle von 
125 g Butter eine andere Fetlart zuzuteilen. Aus diesem 
Grunde lautet der Abschnitt D der Grundkarten E, Jgd und 
grK lediglich über 125 q ohne Angabe der Warenarl. 

h 5 


Fell/Flelschaustausch 

Die Entscheidung darüber, ob die Ausgabe von 250 g 
Fleisch an Stelie von Felt auf die Abschnille Bi und B2 für 
die über 3 Jahre allen Versorgungsberechtigten und Teilselbst- 
versorger auch in der 73. Zuteilungsperiode noch forlgeselzt 
wird, bleibt vorbehalten und wird rechtzeitig vor Beginn der 
73. Zuteilungsperiode bekanntgegeben, Daher enthalten die 
Abschnitte Bl und B2 auf den Grundkarten der über 3 Jahre 


*) RNVbL. 1945 5. 15. 


alten Versorgungsberechtigien, auf den Ergänzungskarten der 
TeilselbstverSorger sowie auf den AZ-Karlen. wiederum nur 
die Mengenangabe von je 62,5 g, aber nicht die Angabe der 
Warcnarl. : 
= Käse 

Die Käseration von 125 g wird zur Hälfte aut einen über 
62,5 g lautenden Käseabschnill und zur Hälfte auf einen noch 
bekanntzugebenden freien Z- bzw. W-Abschnitt der Grund- 
und AZ-Karten ausgegeben. Auf Grund dieser Regelung be- 
steht die Möglichkeit, einer etwa eintretenden Verschlechle- 
ıung der Käseversorgungslage Rechnung zu tragen, 


Marmelade und Kunsthonig 
Wie bereits angekündigt, erhalten die Versorgungsberech- 
tigten im Alter von 10 bis 18 Jahren in der 73. Zuteilungs- 
periode 125 g Kunstlhonig. 


Übrige Rationen 


Folgende Erzeugnisse werden in der gleichen Menge wie 
in der 72. Zuleilungsperiode verteilt: 

Brot, Mehl, Fleisch (Ausgleichszuteilungen “an Stelle von 
anderen Lebensmitteln sind hierbei nicht berücksichtigt), 
Margarine, Nährmittel, Kartoffelstärkeerzeugnisse, Quark und 
Vollmilch, ferner die Nermalration an Marmelade (wahlweise 


Zucker). i 


\ Dritter Teil 
Durchführungsbestimmungen und sonstige Regelungen 
Erster Abschnitt - 


Zuckerversorgung 


Die Verbraucher sind mit dem innen zusiehenden Zucker 
bis zur 72. Zuteilungsperiode einschließlich versorgt (vgl, Er- 
laß vom 20. Dezember 1944 — IIB1—72 —), In der 73. Zu- 
teilungsperiode wird die unveränderte Ration von 875 q Zucker 
auf die entsprechenden Abschnilte der Grundkarten abgegeben. 
Ein Vorgriff auf den Zucker einer späteren Zuteilungspcriode 
erfolgt in der 73. Zuteilungsperiode_ nicht, 


Zweiter Abschfitt as 


Abgabe von Nährmilteln 


_ Die A',jube von Nährmitteln wird dahin vereinfacht, daB 
die unveränderte Ration von 550 g auf 2 Abschnilte über je 
25 gq Stärkeerzeugnisse und im übrigen auf mit dem Aufdruck 
„Nährmittel” gekennzeichnete Abschnitte ausgegeben wird. 
Für die über 3 Jahre alten Vollselbstversorger (Grundkarten 
sv und SV/KIk) wird die bisherige Ration von 175 g Nähr- 
mitteln auf Abschnilte ausgegeben, die sämtlich über „Nähr- 
mittel” Jauten. Ebenso enthalten auch dje Berechtigungskarten 
für werdende und stillende Mütter sowie Wöchnerinnen keine 
Teigwaren-Abschnitte mehr. ) . 

Die Nährmittelabschnitte berechtigen zum Bezuge von 


Getreidenährmitteln und Teigwaren im Rahmen der vorhan- 
denen Vorräte. Die Kleinverteiler sind zu einer möglichst 


gleichmäßigen Verteilung dieser Erzeugnisse an die Ver- 
braucher verpflichtet, 


. Der Aufdruck „T" auf einzelnen Nährmitlelabschnillen 
fallt von der 73, Zuleilungsperiode ab fort. Bei den Urlauber- 
karten verliert der „T'-Aufdruck auf einzelnen Nährmitlel- 
abschnillen mit Wirkung vom 5. März 1945 seine Bedeutung. 


Die Ausstellung von Bezugscheinen über „Teigwaren“ (vgl. 
Erlaß betr. Durchführung des Kartensystems vom 12. März 1940 
— 11C1—1200 —) hat künftig zu unlerblelben. Den Klein- 
verleilern werden auf Nährmiltelbezugscheine Getreidenähr- 
miltel einschließlich Teigwaren im Rahmen der beim Groß- 
handel ‘vorhandenen Vorräte geliefert, 


Dritter Abschnitt 


Karlenwesen 


1. Gültigkeit der Reichs-Lebensmillelbedarisnachwelse 
Im Generalgouvernement 

Die Ernährungsämter werden darauf hingewiesen, daß mit 
Wirkung vom 15. Dezember 1944 sämlliche reichsdeulschen 
Lebensmitlelbedarfenachweise einschließlich der Reise- und 
Gastslälienmarken, Lebensmitlelmarken, Brotmarken für Wehr- 
machtengehörige, Urlauberkarten usw. im Generalgouvernement 
keine Gültigkeit mehr besilzen. Auch In den Gaststätten, 
Kasinos und sonstigen NAD gungen nn Reiner des General- 
gouvernementa werden derartige Bedarfsnachweise nicht mehr 
enigegengenommen. 


2. Belieferung von verfallenen Abschnilten bei nicht 
ausreichenden Warenbeständen 


Ich ermächtige die Ernährungsämter, die Gültigkeil von 
Karlenabschnitten ausnahmsweise über die jeweilige Zutei- 
lungsperiode hinaus zu verlängern, wenn Infolge von Trans- 
porischwierigkeiten oder aus anderen Gründen die Klein- 
verteiler nicht in der Lage sind, diese Abschnilie fristigemäß 
einzulösen. Von dieser Ermächtigung darf nur in dringenden 
Fällen Gebrauch gemacht werden. 


3. Abgabe von Selfenerzeugnissen 


Auf Veranlassung des Reichswirtschaftsminislere, dessen 
nähere Durchführungsbestimmungen abzuwarten sind, enthalten 
die Grundkarten 73 für über 3 Jahre alte Verbraucher einen 
mit „ES1” bezeichneten Abschnitt. 


4. Papierfarben 


Meine Festsiellungen haben ergeben, daß die vorhandenen 
Bestände an hellrotem, karmesinrotem und lila Papier nicht 
ausreichen, um die reibungslose ein- oder mehrmalige Ver- 
wendung der Resibeslände zur Herstellung der Grund- oder 
Ergänzungskarten zu gewährleisten. Von dem mit Erlaß vom 
23. Oktober 1944 — IIB1—70 — bekanntgegebenen Vor- 
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behalt mache ich deshalb keinen Gebrauch, Die Ernähiungs- 
ämler haben die Resibestände an diesen Papiersorten für 
andere amlliche Drucksachen aufzubrauchen. 


5. Karlenlormale 
Infolge der Unlerbringung neuer Abschnitte mußten 
einige Karltenformate geändert werden. Eine Zusammen- 
stellung der in der 73. Zuteilungsperiode gültigen Kartenlor- 
male, soweit gegenüber der 72. Zuteilungsperiode eine Ände- 
tung elngetrelen Ist, Ist aus der Anlage ersichtlich. 


Vierter Abschnilt 
Schlußbesilmmungen 
Abgabe der Bestellscheine 
Die Verbraucher haben die Bestlellscheine 73 für Vollmilch 
und für entrahmte Friscbmilch in der Woche vom 26. Februar 
bis 3. März 1945 bei den Vertellern abzugeben, sofern nicht 


die Ernährungsämter die Abgabe auf bestimmte Tage dieser 
Woche beschränken. 


Maternübersendung 
Die gemäß den Vorschriften dieses Erlasses hergestellten 
Matern werden wle üblich übersandt. 
Die Ernährungsämter haben die Druckmatern, die nicht 
für das gesamie Reichsgebiet einheitlich hergestellt werden, 
sofort nach ihrem Eingang auf ihre Richtigkeit zu prüfen. 


b 


+ Inkrafttreten 


Die Bestimmungen dieses Erlasses über die Zuteilungen 
für die Zeit vom 5, März bis 1. April 1945 Ireten am 5. Maız 
1945, die übrigen Anordnungen, soweit nichts anderes bestimmt 
Ist, solort In Kraft. 


Berlin, den 15. Januar 1945. 
Der Relch»minister für Ernährung und Landwirlschaft 
Im Auftrag 
Dr. Moritz 
Anlage 


Zusammenstellung der in der 73. Zultellungspcriode 
gültigen Karlenformale, soweit sle sich gegenüber der 
72. Zuleilungsperiode geänderl haben 


bisher jetzt 
SemRl Nutzenzahl Dr Nu'zenzahl 

Grundkarlie 

Id ...197:14 18 21 :148 16 

K ..0.06,.168:148 20 19,7 :14 18 

SV Klst . 11,8:10,5 4) 11.8:12 35 

TSVK ,„,„, 16,8:14,8 20 19,7 .:13,1 18 

TSV Klik ‚ 14 :148 24 16,3::14,8 20 
Ergänzungskarle 

sv 10 11,8: 10,5 40) 11,8: 9,3 45 
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Unsere Schriltenreihe für die Praxis 


ARBEITEN 


DES REICHSNAHRSTANDES 


Bisher erschienen 75 Bände mit einer 
Gesamlaullagenhöhe von last 
einer Million 


Behandelte Gebiete: 


Ackerbau 

Viehzucht und Pflege 

Bauen auf dem Lande 
Technik in der Landwirtschaft 
Garten- und Weinbau 
Hauswirtschaft 
Wirtschaftsfragen 


Weilere Bände sind in Vorbereitung 


Diese Fachbücher unterstülzen alle landwirt- 
schaftlich Tätigen bei der Erfüllung ihrer 
kriegswichtigen Aufgaben in Haus und Hof 


REICHSNAHRSTANDSVERLAG (1) BERLIN 


Dr. Rudolf Habeck: 


Erzeugung und Bewirtschaftung 
inländischer Schafwolle 
und Angorakaninwolle 


Eina wichtige Neuerscheinung für Schaf- 
und Angorakaninzüchter und die wollver- 
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Viehwirtschaft 


Anordnung 
über die Verminderung der Geflügelbestände 


Vom 28. Februar 1945 
(Deutscher Reichsunzeiger Nr. 32 vom 3. März 1945) 


Ausreichend Kartoffeln und Getreide sind zur Sätligung 
dcs deutschen Volkes in erster Linie erforderlich. Sie haben 
mehr als bisher der direklen menschlichen Ernährung zu dienen. 
Insbesondere erfordert die Versorgung der aus dem Osten 
Rückgeführlen sparsamste Bewirtschallung der vorhandenen 
Miengen dieser Grundnahrungsmittel, 

Durch eine mehr als Iriedensmäßige Geflügelhaltung wur- 
den von diesen Nahrungsmitteln im Deutschen Reich jährlich 
1,5 Millionen Tonnen Getreide und ebensoviel Kartoffeln an 
Geflügel aller Art verfütler!, 

Bei der augenblicklichen Lage kann eine Verwendung 
eieser je 1,5 Millionen Tonnen Getreide und Kartoffeln als 
Futtermillel für Geflügei aller Art nicht mehr veranlwortet 
werden, zumal bei der Umwandlung dieser pflanzlichen Nah- 
rungsmittel in tierische Erzeugnisse erhebliche Mengen an 
Nahrungswerlen verlorengehen. 


Aus diesen Gründen muß die Geflügelhaltung auf das 
stärkste eingeschränkt werden. Dabei ist es. unvermeidlich, 
daß die landwirtschaftlichen Belriebe ihre Geflügelbestände 
auf ein Mindestmaß beschränken und alle diejenigen, die in 
den Städten wohnen, ihr Geflügel ganz abschaffen müssen. 
Auf Grund des $ 36 der Verordnung über die öffentliche Be- 
wirtschaftung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen vom 
27. August 1939!) (Reichsgesclzbl. I S. 1521) wird daher an- 
geordnet: 


1 
Die Haltung von Gänsen, Enten, Truthühnern und Perl- 
hühnern ist ab 1, April 1945 verboten. 


2 
Hühner — auch Zwerghühner — dürfen nur von eoichen 
Personen oder Betrieben gehalten werden, die aus eigener 
Erzeugung über das hierfür erforderliche Fuller verfügen. 
$ 3. 
Die Neuerrichtung von Hühnerhaltungen ist verboten, 


1) RNVbI. 5.635. &} RNVbI. S. 106. 


54 


Ilühnerhalter dürfen ab 1. Juni 1945 [für jede zum Haus- 
halt gehörende deulsche Person nur eine Henne halten. 


85 


m) Der Reichsnährstand wird ermächtigt, Durchführungs- 
beslimmungen zu erlassen. Er kann Ausnahmen von den B>- 
stimmungen dieser Anordnung zulassen, wenn diese im Kriegs- 


interessc liegen. Er kann seine Befugnisse auf andere Stellen 
übertragen. 


(2) Anordnungen allgemeiner Art, die der Reichsnährstand 
oder die von ihm beauflragten Slellen auf Grund dieser An- 
ordnung erlassen, sowie die Übertragung seiner Befugnisse auf 
andere Stellen bedürfen der Zustimmung des Reichsministers 
für Ernährung und Landwirtschaft. 


86 


(l} Zuwiderhandlungen gegen &iese Anordnung und Vor- 
schriften, die auf Grund dieser Asordnung erlassen werden, 
werden nach den Vorschriften der Verbrauchsregelungs-Straf- 
verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. No- 
vember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 734) bestraft. 


(2) Geflügel, das entgegen den Vorschriften dieser Anord- 
ordnung und den Durchführungsvorschrilten gehalten wird, 
wird gemäß $5 9 und 10 der Verbrauchsregelungs-Stralverord- 
nung eingezogen. Mit Zustellung des Einziehungsbescheides 
unterliegt dieses Geflügel der Verflügungsgewalt des Kreis- 


bauernführers, 
7 


ne Anordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


48 ’ 
Die Bestimmungen der Anordnung über die Kleintier- 
haltung vom 28. März 1944?) (Deutscher Reichsanzeiger Nr, 79) 
treten, soweit sie sich auf Geflügel erstrecken, mit Ausnahme 


des $ 8 am Tage nach der Verkündung dieser Anordnung 
außer Kraft. 


Berlin, den 28. Februar 1945. 
Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 


Mit der Fülfrung der Geschäfte beauftragt . 
H. Backe 
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Durchführungsbestimmungen 


zur Anordnung des Reichsministers für Ernährung 
und Landwirtschafi über die Verminderung der 
Gellügelbestände 


Vom 28. Februar 1945 
{Deutscher Reichsanzeiger Nr. 32 vom 3. März 1945) 


Au! Grund der mir gemäß $ 5 der Anordnung vom 28. Fe- 
bruar 1945 übertragenen Rechte erlasse ich mit Zustimmung 
des Reichsministers für-Ernährung und Landwirtschaft folgende 
Bestimmungen: 

61 


Als Futter eigener Erzeugung gelten auch Wirlschafts- und 


Haushaltsabfälle sowie als Entgelt für landwirtschaftliche 
Arbeit im Rahmen der gellenden Bestimmungen bezogene 
Futtermengen. 


82 2 
(1) Bei der Haltung von 1 bis 15 Hennen darf ein Hahn, 
bei der Haltung von über 15 Hennen dürfen 2 Hähne gehalten 
werden. 


(2) Für jede zugelassene Henne dürfen jährlich höchsiens 
2 Küken nachgezogen werden. Fallen bei der Erbrütung mehr 
Küken an, so ist die überschießende Zahl zu lölen. 

(3) Am 31. Juli eines jeden Jahres dürfen nicht mehr 
Jungtiere vorhanden sein, als Hennen und Hähne zugelassen 
sind. 

(4) Am 3. Dezember eines jeden Jahres darf insgesaml nur 
die zugelassene Anzahl Hennen und Hähne vorhanden sein. 


& 3 
Als Haushaltsangehörige im Sinne des $ 4 der Anordnung 
gelten auch alle Familienangehörige, die zu einer der Wehr- 
macht unterstehenden Formation oder zum Reichsarbeitsdienst 
eingezogen sind, wenn sie zur Zeil der Einberufung zur Tlsch- 
gemeinschaft gehörlen. 


Ds 


$ 4 

(1) Die vom Reichsnährstand anerkannten Geflügelherd- 
buchzuchten dürfen außer den, in $ 4 der Anordnung zuge- 
lassenen Hennen ihre Herdbuchstämme und sonstigen Zucht- 
stämme einschließlich der für ihre ordnungsmäßige Ergänzung 
erforderliche Nachzucht halten. 

(2) Sie sind berechtigt, die in ihren eigenen Betrieben an- 
fallenden Bruteier in der Zeit vom I. Januar bis 31. Mai eines 
jeden Jahres künstlich zu erbrüten. 


65 

‚Die vom Reichsnährstand anerkannien Geflügelvermeh- 
rungszuchlen, die Mitglieder der Züchtergruppe im Reichs- 
verband Deutscher Kleintierzüchter und die Geflügelzüchter, 
die vor dem 3. Dezember 1942 mit selbstgezüchtelen Hühnern 
auf einer vom Reichsnährstand oder vom Reichsverband Deut- 
scher Kleintierzüchter genehmigten Ausstellung nachweisbar 
mit Erfolg ausgestellt haben und Mitglied des Relchsverban- 
des Deutscher Kleintierzüchter sind, dürfen einen Zuchtstamm 
bis zu 5 Hennen und 1 Hahn halten, auch wenn die Zahl der 
zum Haushalt gehörenden Personen unler fünf liegt. 


86 
Die vom Reichsverband Deutscher Kleintierzüchter aner- 
kannten Gänseherdbuchzuchten dürfen bis zu 6 Zuchtgänsen 
halten. Jede Veräußerung von Gösseln, Zuchtgänsen und 
Zuchtgantern ist nur mil Genehmigung des Gänseherdbuches 
zulässig. 
7 
Die vom Reichsverband Deutscher Kleintierzüchter aner- 
kannten Entenvermehrungszuchten dürfen bis zu 6 Zuchienten 
halten. Jede Veräußerung von Entenküken, Zuchtenten und 


Zuchterpeln {st nur mit Zustimmung des Reichsverbandes 
Deutscher Kleintierzüchter zulässig.’ 


{8 ° 


(1) Die Geflügelzüchter, die vor dem 3. Dezember 1942 
selbstgezüchlete Gänse, Enten, Truthühner oder Perlhühner auf 
den vom Reichsnährstand oder vom Reichsverband Deutscher 
Kleintierzüchter genehmigten Ausstellungen nachweisbar mit 
Erfolg ausgestellt haben und Mitglied des Reichsverbandes 


Deutscher Kleinlierzüchter sind, dürfen- von den vorstehenden 
Arlen halten: j 


entweder a) Gänse 3 Zuchttiere 


oder b) Enten 3 Zuchttiere 
oder c) Truthühner 3 Zuchltiere 
oder d) Perlhühner 3 Zuchttiere 


(2) Es darf jeweils nur die Tierart gehalten werden, die den 


Bestimmungen des Aba, I enispricht. j j 
(3) Tede Veräußerung von Küken und Zuchttieren der in 
Abs.‘ 1 genannten Arlen ist nur mit Zustimmung des Reichs- 
verbandes Deutscher Kleintierzüchter zulässig. 
89 
Der Reichsverband Deutscher Kleintierzüchter wird mit 


der Überwachung der Durchführung der Vorschriften bei den 
in den $5 4 bis 8 genannten Zuchibetrieben beauftragt. 


& 10 
Der Nachweis über die Zugehörigkeit zu einer in. den 
85 4 bis 8 genannten Züchtergruppen ist durch eine Bescheini- 
gung der Stellen zu erbringen, die die Anerkennung aus- 
gesprochen haben. en 


Das anfallende Schlachtgelügel (Gänse, Enten, Truthühner 
und Perlhühner) ist nach den Weisungen des zuständigen 
Milch-, Fett- und Eierwirtschaflsverbandes zu verwerten. 


$ 12 
Die Vorschriften dieser Anordnung gelten nicht für For- 
schungsanstalten und ähnliche Einrichtungen, soweit sie Ge- 
flügel für Versuchszwecke nölig haben, und Lehr- und Ver- 
suchsanstalten für Kleinlierzucht. 
Ber)Jin, den 28. Februar 1945. 


Der Reichsbauernführer 
In Vertretung 
Behrens 


Anordnung 
über die Ziegenhaltung 


Vom 28. Februar 1945 
(Deulscher Reichsanzeiger Nr. 33 vom 6. März 1445) 


Auf Grund des $ 36 der Verordnung über die öffentliche 
Bewirtschaltung von Jlandwirtschaftlichen Erzeugnissen vom 
27. August 1939*) (Reichsgesetzbl, I S. 1521) wird angeordnet: 


Lt 

(1) Ziegenhalter haben keinen Anspruch auf das vcile Be- 
zugsrecht oder Selbstversorgungsrecht für Fette, Vollmilch 
oder entrahmte Frischmilch. 

(2) Von der ersten Lammung der Ziegen ab verliert der 
Halter für jede von ihm gehaltene Ziege für jährlich 6 Zu- 
teilungsperioden für eine zum Haushalt gehörende Person 

a) als Versorgungsberechtigter das Bezugsrecht für Fette 

_ und entrahmte Frischmilch, 

b) als Selbsiversorger das Selbstversorgungsrecht für Bulter 
und Vollmilch. 
2 


Hausschlachtungen von Ziegen, die älter als 6 Wochen 
elnd, müssen beim Ernährungsamt (Kartenausgabestelle) vor 
der Schlachtung angemeldet werden. Das Fleisch dieser Tiere 
wird mit 5 kg je Ziege angerechnet, 


3 
Die Landesernährungsämter haben die für die Durchfüh- 


rung des Fetlentzuges und der Fleischanrechnung notwendigen 
Durchführungsvorschriften zu erlassen. 


A 
Gewerbliche Schlachtungen von Ziegen durch Fleisch be- 
und verarbeitende Betriebe sind vor der Schlachtung der Zu- 
teilungsstelle (Marktgemeinschaft oder Verteilungsstelle oder 
Kreissachbearbeiter für Viehwirtschaft) anzumelden. Die Zu- 
teilungsstelle bestimmt über den Verbrauch und die Anrech- 


nung des Fleisches nach den Weisungen der Hauptvereinigung 
der deuischen Viehwirtschaft. 


$5 


Männliche Ziegenlämmer sind spätestens im Alter von 
6 Wochen zu schlachten. ö 


86 
Die Neuerrichlung von Ziegenhaltungen ist verboten, 


®) RNVbI. S. 635. 
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Verkündungsblall des Reichsnäbrstandes 1045, Nr. 10, ausgegeben am 19. März 1045 


7 
(1) Der Reichsnährsland wird ermächtigt, Durchlührungs- 
beslimmungen zu erlassen. Er kann Ausnahmen von den Be- 
slimmungen. dieser Anordnung zulassen, wenn diese im Krlegs- 


interesse liegen. Er kann seine Befugnisse aul ahdere Stellen 
übertragen. 


(2) Anordnungen allgemeiner Art, die der Reichsnährstand 
oder die von ihm beauflraglen Stellen auf Grund dieser An- 
ordnung erlassen, sowie die Ubertragung seiner Befugnisse auf 
andere Stellen bedürfen der Zustimmung des Reichsministers 
für Ernährung und Landwirtschaft, 


58 
Wenn die örtlichen Bedürfnisse oder Verhältnisse es er- 
forderlich machen, können die Landesbauernführer die vor- 
slehende Regelung auch auf die Milchschafhalter erstrecken 
mit der Maßgabe, daß der Halter nur für jährlich 3 Zuteilungs- 
perioden das Bezugsrecht bzw. Selbstversorgungsrecht gemäß 
$ I verliert 
9 
Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung und Vor- 
schrilten, die au[ Grund dieser Anordnung ergehen, werden 
nach den Vorschriften der Verbrauchsregelungs-Strafverord- 
hung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 
1941 (Reichsgeselzbl. I S. 734) bestraft, 


$ 10 
(1) Diese Anordnung lritt am I. März 1945 in Kraft. 


(2) Entgegensiehende Anordnungen treten mit demselben 
Tage außer Kraft. 


gıl 
Soweit 
über 6 Wochen alte nicht angekörte Ziegen vorhanden sind, 


müssen diese spätestens bis zum 1. April 1945 geschlachtet 
werden. 


Berlin, den 28. Februar 1945. 
Der Reichsminisier für Ernährung und Landwlrlschaft 


Mit der Führung der Geschäfte beauflragl 
H. Backe 


im Zeitpunkt des Inkraftlretens der Anordnung . 


Durchführungsbestimmungen 


zur Anordnung des Reichsministe;s für Einährung 
und Landwf/rtschaft über die Ziegerhaltung 


Vom 28. Februar 1945 
(Deutacher Reichsanzeiger Nr. 33 vom 6. März 1945) 


Aul Grund der mir gemäß $ 7 der Anordnung vom 28. Fe- 
bruar 1945 übertragenen Rechte erlasse Ich mit Zustimmung 
des Reichsminlsters für Ernährung und Landwirtschaft folgande 
Bestimmungen: 

41 

Bel Ziegenhallern, die aus betriebswirlschaftlichen Grün- 
den eine größere Anzahl von Ziegen halten (Bergland-, A!n.- 
bewirtschaftung u. a.), kann der Kreisbauernführer im Bc- 
nehmen mit dem zuständigen Milch-, Fetl- und Eierwirt- 
schaftsverband die Ablieferung der Milch oder Milcherzeug- 
nisse von sämtlichen Ziegen anordnen, ein Entzug des B-- 
zugrechis oder Selbslversorgungsrechts findet dann nicht statt. 


y2 

(1) Die Vorschriflen der 85 1, 5 und Il der Anordnung 
gelten nicht für die vom Reichsverband Deutscher Kleintier- 
züchter ‘anerkannten Herdbuchziegenzuchten, solern sie die 
Bestimmungen des Ziegenherdhuches einhalten, incbesondere 
ihrer Verpflichtung zur Aufzucht der vorgeschriebenen Anzuhl 
von Jungböäcken nachkommen. 

(2) Die Vorschriften der. Anordnung geilen ferner rich! 
für Forschungsanslalten oder ähnliche Einrichtungen, soweit 
sie Ziegen für Versuchszwecke nötig haben, und für Lehr- und 
Versuchsanslalten für Kleinlierzucht . 


$ 3 y 
Soweit der Haller von angekörten Ziegenböcken auch 
Ziegen hält, wird für jeden gehaltenen Ziegenbock eıne Ziege 
vom Fettabrug nach $ i der Anordnung freigestellt. 


Berlin, den 28. Februar |945. 
“ Der Reichsbauernführer 
In Vertretung 
Behrens 


Düngemittelversorgung 


Anordnung des Reichsbauernführers 


betr. Maßnahmen zur Sicherung der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung und Ablieferung; Lenkung der 
stickstoffhaltigen und phosphorsäurehalligen 
Düngemiiitel 


ı Vom 12, März 1945 


Zur Sicherung der landwirtschaftlichen Erzeugung und 
Ablieferung ist es unbedingl notwendig, daß die in den wirt- 
schaftseigenen Düngenltteln enthaltenen Nährstoffe mit 
geringsten Verlusten dem Boden zugeführt werden. Um dieses 
Ziel zu erreichen und um einen möglichst wirkungsvollen 
Einsatz der zur Verfügung stehenden Handelsdünger sicher- 
zustellen, ergibt sich die Notwendigkeit, als weitere Maß- 
nahme bei entsprechenden Verstößen den Bezug der Handels- 
dünger zu sperren. Dabei ist nach folgenden Richtlinien zu 
verfahren, die ich hiermit Im Einvernehmen mit dem Reichs- 
beauftragen Chemie und nach Zustimmung des Reichs- 
ministers für Ernährung und Landwirtschaft anordne: 


I. 


Die Kreisbauernschaften lassen durch Beauftragte (Hof- 
begehungskommission, Wirtschaftsberaler, Ortsfachberaler u.a.) 
eine Besichtigung . der landwirtschaftlichen Betrlebe durch- 
führen, bei der zu prüfen ist, ob die Pflege und Anwendung 
der wirlschaftseigenen Düngemittel den folgenden Anforde- 
rungen entspricht: 


1. Der Stallmist muß, wenn er nicht im Tiefställ ge- 
wonnen wird, stäpelwelse sorglältig aufgeselzi, feucht 
und fest gehalten und jeder Stapel nach Fertigstellung mit 
Erde abgedeckt werden. Eine Lagerzeit des fertigen Stapels 
von mindestens 6 Wochen muß eingehallen werden. Die 
Anwendung soll in kleinen Gaben (eiwa 200 dz je ha) 


- gebreitet und flach untergepflügt werden, 


erfolgen. Der Stallmist muß nach dem Ausfahren sofort 
Er darf nicht ın 
kleinen Haufen auf dem Feld liegenbleiben. Ist das solorlige 
Einbringen n'cht möglich, so muß der Stallmist auf dem Felde 
aufgestapelt und mit Erde abgedeckt werden. Nur bei 
wachsenden Kulturen und bei bestimmten sehr schweren 


Böden kann er auf dem Feld ausgebreitet liegenbleiben. 


2, Die Jauche Ist vom Stall so rasch wie möglich in 
die Jauchegrube abzuleiten und dort vor dem Versickern und 
vor Stickstoffverlusten zu schützen. Das Auslahren der Jauche 
hat rechtzeitig und bei geeignetem Wetter zu erfolgen. \Vo 
Jauchefässer und Jaucheverleiler fehlen, müssen die in der 
Gemeinde vorhandenen nötigenfalls auf Grund des Reichs- 
leistungsgesetzes gemeinsam eingesetzt werden. Jauche. (die 
auf dem Felde nicht gut verwerlet werden kann, ist zur Be- 
reitung von Kompost und Mehrungsmist zu verwenden. 


3. Alle zur Düngung geeigneten Abfallstoffe sind, wenn 
nolwendig In gemeinsamer Arbeit, zu Kompost zu ver- 
arbeiten. Kompost darf erst nach ausreichender Reife zur 
Anwendung gelangen. 


ng 


# 


II. 


In Fällen, in denen die Pflege und Anwendung des wirt- 
schaftseigenen Düngers nicht den vorstehenden Anforderungen 
entspricht, hat der Beauftragte des Kreisbauernführers dem 
Betriebsleiter oder seinem Verlreier praktische Vorschläge zur 
Behebung der festgestellten Mißstände zu machen. Er hat ihn 
gleichzeitig auf die Bestimmungen dieser Anordnung hinzu- 
weisen, ihn nolfalls zu verwarnen und ihm eine angemessene 
Frist zur Beseitigung der Mängel zu setzen. 


Ill. 


Unterläßt ein Bauer oder Landwirt schuldhaft (vorsälzlich 
oder. grobfahrlässig) die ihm nach Ziff. II auferlegte Besel- 


33 


tynmng von Aldugelm in 
wirtsehaltselgenen 


der Plloge oder Anwendung seines 
Dinacıs sn kann ihm der Kıssbaneın- 
il im sctmer Dlgenschnlt als Leiter des kinährungsamtes, 
Alt. X aut Cum $ 9 der Verordnung uber die öffentliche 
Nowirlschaltung von landwirtschalllichen Erzeugnissen vom 
27 Auguat 199°) (Relchsgesetzbl 18 1521) den Bezug von 
phoaphanssturehäalligen und stickstollhaltigen Düngemittein so- 
lange ganz oder teilweise sperren bis er den Nachweis ‘er- 
htacht hat, daß er den wirtschallseigenen Dünger mit der ge- 
lonılerten Sorulalt pllegl und anwendel, 

Die Sperrung erlolgt durch schrillliche Anweisung des 
Kıeıshaneinlührers on den bisherigen Lieferer des hetrelfenden 
Verbrauchers von Iandelsctingemilleln unter gleichzeitiger 
schulltlicher Benachtichtiegume des Verbrauchers 

Uber die dadurch bei dem Lieferer heigewordenen I lundels- 
Atingermengen verlügt der Kreisbauernführer im Rahmen 
seines Partelonils, 


IV. 


Pie Bestimmungen unter IE und IE gelten — unabhängig 
von der Pllege und Anwendung «des wirtschaflseigenen Dün- 
ers — sinngemäß wenn ein Bater oder Landwirt schulthalft 
In erheblichen Maße (vorsätzlich oder groblahrläassig) gegen 


— 


*) RNVLE 5.635, 


ee 
Pr den Inh verantwortlich: 
Verlag u, Diuck: Reichsnährstandsverlag G.m b.H., 
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die Grundsätze der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung (Erzeu- 
ing order Ablieferung) verstößt. Dies gilt insbesonelere dann, 
wenn die Verpflichtung zur orcdnungsmäßigen Erzeugung oder 
Ablieferung wiederholt oder in größerem Umfunge ve:letzt 
wurde und auch eine Strafe nicht zum Ziel ihren wurde, 


V. 

Wenn die Vorausselzungen für eine Sperimaßn ıhmz des 
Kreisbauernluhrers in seiner Eigenschaft als Leiter des Er- 
nährungsamtes, Abl. A, ganz oder teilweise weagelallen sind, 
ist sowohl der betroffene Verbraucher von Handeisunnge- 
mitteln als auch der Lieferer durch den Kreisbauernführer 
schriltlieh zu benachrichtigen, in welcher Weise und in 
welcher Höhe der Verbraucher künftig wieder mil Handeis- 
düngemitteln zu beliefern ist, 


VI, 


Diese Anordnung tritt mit dem Tage nach ihrer Verkün- 
dung in Kraft. = 
Berlin, den 12. März 1945. 


Der Reichsbauernführer 
Im Auftrag 


Dr. Brummenbaum 


RENT ö : 
Vertreter: Otto Schlosser, Berlin-Lank witz. 
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Anordnungen des Reichsbauernführers 


Beitragsordnung des Reichsnährstandes 
für die in der Land- und Forstwirtschaft tätigen 
Gefolgschaftsmitglieder 


Vom 15. März 1945 


Auf Grund des $ 12 der Ersten Verordnung über den vor- 
läufigen Aufbau des Reichsnährstandes vom 8. Dezember 1933 
(Reichsgesetzhl. I S. 1060) in der Fassung der Verordnung vom 
26. April 1935*) (Reichsgesetzbl. I S. 582) wird mit Genehmi- 
gung des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft 
und mit Zustimmung des Reichsministers der Finanzen, des 
Reichsarbeitsministers und des Reichskommissars für die Preis- 
bildung nachstehende Beitragsordnung erlasssen: 


$1 
Beitragspflicht 


(1) Beitragspflichtig sind alle Personen, die als Arbeiter 
oder Angestellte in der Land- und Forstwirtschaft nicht nur 
vorübergehend gegen Entgelt tätig sind. 


(2) Als vorübergehend ist eine Tätigkeit anzusehen, die 
nach den Vorschriften über die Krankenversicherung als vor- 
Vo Dienstleistung von der Krankenversicherungs- 
pilicht befreit ist. 

$ 2 


Befreiungen 
Vom Beitrag befreit sind: 


1. Gefolgschaftsmitglieder, die nur mittelbar in der Land- 
wirtschaft tätig sind (z. B. Buchhalter, Stenotypistinnen), 
wenn sie nicht nebenher auch landwirtschaftliche Tätig- 
keit (Aufsicht über den Hof, Getreidespeicher, Hühner- 
hof usw.) ausüben; 

Gefolgschaftsmitglieder, die außer in dem landwirtschaft- 
lichen auch in einem gewerblichen Betrieb desselben 
Betriebsführers tätig sind, wenn die Tätigkeit in dem 
gewerblichen Betrieb überwiegt; 

Personen, die ausschließlich im Haushalt des Betriebs- 
führers beschäftigt werden (z. B. Hauslehrer, Stuben- 
mädchen); 

Familienangehörige des Betriebsführers, wenn kein ver- 
sicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis besteht, 


RNVbI $. 269. 


E 


83 \ 
Beitragsmaßstab 


(1) Als Beitragsmaßstab gilt der nach $ 180 der Reichsver- 
sicherungsordnung von den Krankenkassen festgesetzte Grund- 
lohn. 

(2) Ist das Gefolgschaftsmitglied wegen Überschreitung der 
maßgebenden Verdienstgrenze nicht krankenversicherungs- 
pflichtig, so gilt als Beitragsmaßstab der höchste Grundiohn. 


$ 4 
Höhe des Beitrages 
Der Beitrag beträgt 0,5 vH des Grundlohnes. 


85 
Erhebung 


(1) Die Beiträge werden von den zuständigen Land- und 
Ortskrankenkasssen eingezogen und von ihnen an den Reichs- 
nährstand abgeführt. 


(2) Die Krankenkassen erhalten für ihre Tätigkeit eine 
Entschädigung. 
86 


Pflichten des Betriebsführers 


(1) Die Beiträge sind vom Betriebsführer bei der Lohn- 
zahlung vom Lohn einzubehalten und an die zuständige 
Krankenkassse an den von dieser für die Krankenversiche- 
rungsbeiträge festgesetzten Zahltagen abzuführen. 

(2) Der Betriebsführer hat der zuständigen Krankenkasse 
diejenigen Gefolgschaftsmitglieder zu melden, die gemäß $ 2 
vom Beitrage befreit oder wegen Überschreitung der maß- 
gebenden Verdienstgrenze nicht pflichtversichert oder bei 
Ersatzkassen versichert sind. Die Befreiung tritt erst für die 
Beiträge ein, die bei Eingang der Meldung noch nicht angefor- 
dert sind. 

(3) Im übrigen hat der Betriebsführer dieselben Pflichten, 
die ihm in der Krankenversicherung den Krankenkassen gegen- 
über obliegen. 

7 


Behandlung von Beitragsrückständen 


Für die Überwachung der Beitragsentrichtung, die Stun- 
dung, Beitreibung und Niederschlagung von Rückständen sowie 
für die Einstellung des Einziehungsverfahrens gelten die für die 
rankenversicherungsbeiträge maßgebenden Bestimmungen ent- 
sprechend. 


u 
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88 
Regelung von Streitigkeiten 


\.) Wird die Beitragspflicht bestritten oder besteht Streit 
über die Höhe des Beitrages, so erteilt die Krankenkasse einen 
schriftlichen Bescheid. 

(2) Gegen den Bescheid ist die Beschwerde an den Landes- 
bauernführer zulässig, Sie ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung des Bescheides bei der Krankenkasse einzulegen. 

(3) Gegen die Entscheidung des Landesbauernführers findet 
weitere Beschwerde an den Reichsbauernführer statt, wenn der 
Landesbauernführer die weitere Beschwerde wegen der grund- 
sätzlichen Bedeutung des Streites zugelassen hat. Sie ist 
innerhalb 14 Tagen nach Zustellung des Bescheides beim 
Landesbauernführer einzulegen. 


89 
Haftung dee Betriebsführers 


Verletzt der Betriebsführer die ihm gemäß $ 6 obliegenden 
Pflichten, so haftet er für den Beitrag. 


$ 10 
Strafvorschrift 


(1) Gegen Betriebsführer, die den Vorschriften dieser Bei- 
tragsordnung oder den zu ihrer Durchführung oder Ergänzung 
erlassenen Bestimmungen zuwriderhändeln, kann der Landes- 
bauernführer oder die sonst vom Reichsbauernführer bestimmte 
Dienststelle des Reichsnährstandes Ordnungsstrafen bis zu 
500 RM festsetzen. 

(2) Gegen den Ordnungsstrafbescheid der Dienststelle des 
Reichsnährstandes ist innerhalb eines Monats nach Zustellung 
des angefochtenen Bescheides Beschwerde an den Reichs- 
bauernführer gegeben. Die Beschwerde ist bei der Dienst- 
stelle, die den Bescheid erlassen hat, einzulegen. Der Reichs- 
bauernführer entscheidet endgültig. i 

(3) Rechtskräftig festgesetzte Ordnungsstrafen werden auf 
Ersuchen des Reichsnährstandes durch die Finanzämter bei- 
getrieben. 

$ 11 
Inkrafttreten 

(1) Die Beitragsordnung tritt am 1. April 1945 in Kraft, 

(2) Am gleichen Zeitpunkt treten die Beitragsordnungen 
des Reichsnährstandes für die Gefolgschaftsmitglieder in bäuer- 
lichen und landwirtschaftlichen Betrieben vom 24, April 1936 
(RNVbIl. S. 368) für die Gefolgschaftsmitglieder in land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben der in das Deutsche Reich ein- 
gegliederten Gebiete mit Ausnahme der Alpen- und Donau- 
Reichsgaue vom 29. März 1944 (RNVbIl, S. 95) und für die 
Gefolgschaftsmitglieder in land- und forstwirtschaftlichen Be- 
trieben in den Alpen- und Donau-Reichsgauen vom 29. März 
1944 (RNVbI, S. 96) außer Kraft. 


$ 12 
Schlußbestimmungen 


Die zur Durchführung oder Ergänzung dieser Beitrags- 
ordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
erläßt der Reichsbauernführer mit Zustimmung des Reichs- 
ministere für Ernährung und Landwirtschaft und des Reichs- 
arbeitsministers. 


Berlin, den 15, März 1945. 


Der Reichsbauernführer 
In Vertretung 
Behrens 


Anordnung zur Durchführung der Beitragsordnung 
des Reichsnährstandes für die in der Land- und 
Forstwirtschaft tätigen Gefolgschaftsmitglieder 


Vom 15, März 1945 


Auf Grund des $ 12 der Beitragsordnung des Reichsnähr- 
standes für die in der Land- und Forstwirtschaft tätigen Gefolg- 
schaftsmitglieder vom 15. März 1945 (RNVb]. S. 39) wird mit 
Zustimmung des Reichsministerse für Ernährung und Landwirt- 
schaft und des Reichsarbeitsministers bestimmt: 


Zußil: 


(1) Die Landwirtschaft umfaßt die Bodenbewirtschaftung 
und die mit Bodennutzung verbundene Tierhaltung zur Gewin- 
nung pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse, insbesondere den 
Ackerbau, die Wiesen- und Weidewirtschaft, den Gartenbau, 


den Weinbau, die Fischerei in Binnen- und Küstengewässern, 
die Imkerei und die Jagd. Was nachstehend von der Landwirt- 
schaft gesagt ist, gilt sinngemäß auch für die Forstwirtschaft. 


(2) Zur Landwirtschaft gehören auch die mit land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben verbundenen Nebenbetriebe 
(z. B. Brennereien, Molkereien, Kartoffelflockenfabriken, Säge- 
werke). Ob ein Nebenbetrieb der Land- oder Forstwirtschaft 
vorliegt, ist nach der steuerlichen Behandlung des Neben- 
betriebes zu beurteilen. 

(3) Die Gefolgschaftsmitglieder des Reichsnährstandes sind 
nur dann als in der Land- und Forstwirtschaft tätig anzusehen 
und damit beitragspflichtig, wenn sie in den landwirtschaft- 
lichen Betrieben des Reichsnährstandes (Veisuchsgüter) be- 
schäftigt werden. Beitragsfrei sind dagegen die in der Ver- 
waltung des Reichsnährstandes tätigen Gefolgschaftsmitglieder. 


(4) Voraussetzung für die Beitragspflicht ist ein entgelt- 
liches Arbeitsverhältnis oder ein Lehrverhältnis. Beitragsfrei 
sind jedoch, auch soweit diese Voraussetzungen gegeben sind, 
die durch Partei und Staat zur Erziehung und beruflichen Er- 
tüchtigung der deutschen Jugend oder zur Erntehilfe in der 
Landwirtschaft eingesetzten Jugendlichen (Landdienst der HJ. 


“ Einsatz für ländliche Bestell-, Pflege- und Erntearbeiten gemäß 


Erlaß des RAM. vom 3. Juni 1941, Landjahrjugend und Pflicht- 
jahrmädchen). 

Nicht beitragspflichtig sind ferner zur Erntenothilfe vor- 
läufig entlassene oder beurlaubte Angehörige der Wehrmacht 
und des Arbeitsdienstes. ferner nicht Kriegsgefangene, Straf- 
gefangene, Fürsorgezöglinge, Arbeitshausinsassen usw., die in 
ihrer Anstalt unmittelbar oder von einem Dritten in der Land- 
wirtschaft beschäftigt werden. 

Als Angestellte gelten auch die sogenannten Gutsbeamten 
und die vielfach als Beamte bezeichneten Angestellten ehe- 
maliger Standesherrschaften. Nur öffentliche Beamte im Sinne 
des deutschen Beamtengesetzes sind nicht beitragspflichtig. 
Gutshandwerker und das Bedienungspersonal landwirtschaft- 
licher Maschinen sind unmittelbar in der Landwirtschaft tätig 
und daher beitragspflichtig. 

(5) Für die Beitragspflicht ist es ohne Belang, ob das 
Gefolgschaftsmitglied In- oder Ausländer ist. Ebenso kommt es 
nicht darauf an, ob der Betriebsführer (Arbeitgeber) Bauer oder 
Landwirt oder ob er Gewerbetreibender, Privatmann oder eine 
juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts (z. B. 
einer Aktiengesellschaft, Staat, Gemeinde usw.) ist. So sind 
z. B. Gefolgschaftsmitglieder in landwirtschaftlichen Betrieben 
des Staates und der Gemeinden stets beitragspflichtig, 


Zu$2: 


(1) Die Befreiung gilt nur für Gefolgschaftsmitglieder, die 
überhaupt nicht landwirtschaftlich tätig sind, in der Haupt- 
sache also für kaufmännisches oder kanzleimäßig vorgebildetes 
Personal. Sobald mit der Tätigkeit irgendwelche landwirt- 
schaftlichen Arbeiten verbunden sind oder diese landwirt- 
schaftliche oder betriebswirtschaftliche Kenntnisse erfordert, 
ist Beitragspflicht gegeben. 

(2) Ob ein Gefolgschaftsmitglied überwiegend im land- 
wirtschaftlichen oder gewerblichen Betrieb eines Betriebe- 
führers beschäftigt ist, ist auf Grund der tatsächlichen Ver- 
hältnisse zu entscheiden. Entfällt danach auf die Tätigkeit im 
landwirtschaftlichen Betrieb mehr als die Hälfte der Arbeits- 
zeit, ist das Gefolgschaftsmitglied in vollem Umfange beitrags- 
pflichtig. In streitigen Fällen ist vom Betriebsführer eine 
Bescheinigung über den Umfang der Tätigkeit des Gefolg- 
schaftsmitgliedes im landwirtschaftlichen und im gewerblichen 
Betrieb abzugeben und diese vom Ortsbauernführer bestätigen 
zu lassen. 

Als nicht in der Landwirtschaft beschäftigt sind an- 
zusehen die Gefolgschaftsmitglieder in Gärtnereibetrieben, die 
nicht mit Bodenbewirtschaftung verbunden sind. Das trifft auf 
einen Teil der Landschaftsgärtnereien, Friedhofsgärtnereien, 
Handelsgärtnereien zu. Soweit Bodenbewirtschaftung betrieben 
wird, handelt es sich um landwirtschaftliche Betriebe, deren 
Gefolgschaftsmitglieder beitragspflichtig sind. Dasselbe gilt für 
Anzuchtgärtnereien. Beitragsfrei sind die Gefolgschaftsmitglie- 
der in gemeindlichen Parks und Friedhöfen sowie in Reichs- 
bahngärtnereien, 

(3) Eine Beitragspflicht besteht nicht, wenn Familienange- 
hörige ohne eigentliches Arbeitsverhältnis und ohne Entgelt 
im Betriebe des Arbeitgebers beschäftigt werden. 

(4) Die Beitragspflicht ruht bis auf weiteres für die Wald- 
arbeiter aller öffentlich-rechtlichen Betriebe der Forstwirt- 
schaft, ferner für die zur Wehrmacht einberufenen Gefolg- 


.schaftsmitglieder sowie die arbeitsunfähig erkrankten Gefolg- 


schaftsmitglieder, sofern und solange auch die Beiträge zur 
Krankenkasse ruhen. 
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Zu$3 . 

Als Grundlohn gilt der auf den Kalendertag entfallende 
Teil des Arbeitsentgelts bis zum Betrage von 10 RM für den 
Kalendertag. Er wird von der zuständigen Krankenkasse nach 
den für die Krankenversicherung geltenden Bestimmungen fest- 
gesetzt. Unter Arbeitsentgelt sind alle aus dem Dienstverhält- 
nis zufließenden Einnahmen, also auch freie Kost, freie Woh- 
nung, Deputate usw. zu verstehen. Für die Bewertung dieser 
Sachbezüge ist der vom zuständigen Oberfinanzpräsidenten 
festgesetzte Wert maßgebend. 

Zu$5: 

(1) Zuständig für die Erhebung der Beiträge ist die Land- 
oder Ortskrankenkasse, bei der die Gefolgschaftsmitglieder des 
Betriebes pflichtvereichert sind oder für den Fall der Pflicht- 
versicherung mitgliedspflichtiig sein würden. Die Beiträge 
werden von den Krankenkassen für die bei ihnen versicherten 
Beitragspflichtigen zusammen mit den Gesamtsozialversiche- 
rungsbeiträgen eingezogen und monatlich an die Oberkasse 
der zuständigeri Landesbauernschaft abgeführt. Für die übrigen 
Beitragspflichtigen, die bei Ersatz-, Betriebs- oder Privat- 
krankenkassen versichert sind oder der Krankenversicherung 
nicht unterliegen, weil sie die festgesetzte Verdienstgrenze 
überschreiten, hat der Betriebsführer die Beiträge an die zu- 
ständige Land- bzw. Ortskrankenkasse besonders abzuführen. 

(2) Als Entschädigung für die Tätigkeit der Kranken- 
kassen werden 7,5 vH der eingezogenen Beiträge. ersetzt. Diese 
Entschädigung wird bei der Abführung der Beiträge an die 
Oberkasse von der Krankenkasse einbehalten. 

Zu$6: N 

(1) Beitragspflichtig sind die Gefolgschaftsmitglieder. Sie 
müssen sich bei der Lohnzahlung ihren Beitrag vom Lohn ab- 
ziehen lassen. Der Betriebsführer hat die Beiträge mit den 
Krankenkassenbeiträgen oder, falls solche nicht zu zahlen sind, 
gesondert an die Krankenkasse abzuführen, 

(2) Die krankenversicherungspflichtigen Gefolgschaftsmit- 
glieder werden, soweit sie bei den Land- und Ortskrankenkassen 
versichert sind, von diesen bei der vorgeschriebenen Meldung 
zur Krankenkasse auch für die Beitragserhebung zum Reichsnähr- 
stand erfaßt. Die nicht krankenversicherungspflichtigen oder 
bei Betriebs- und Ersatzkrankenkassen versicherten Gefolg- 
schaftsmitglieder sind der zuständigen Land- bzw. Ortskranken- 
kasse vom Betriebsführer sofort innerhalb der für.die Meldung 
zur Krankenkasse vorgeschriebenen Frist unter Angabe der 
Bezüge (einschl. Sachbezüge) besonders zu melden. Die gleiche 
Meldung ist zu erstatten für die Gefolgschaftsmitglieder, die 
gemäß $ 2 der Beitragsordnung oder nach dieser Durch- 
führungsverordnung zu $ 2 von der Beitragszahlung befreit 
sind, 


(3) Zu den Pflichten des Betriebstührers gehört insbeson- 
dere die Anzeigepflicht über die Änderung der Bezüge sowie 
die Auskunftspflicht über die beschäftigten Gefolgschaftsmit- 
glieder, die Dauer ihrer Beschäftigung und ihren Arbeitsver- 
dienst. 

(4) Dffentliche Kassen, die Lohn und Gehalt von beitrags- 
pflichtigen Gefolgschaftsmitgliedern auszahlen, haben die 
Pflichten des Betriebsführers. 


Zu$7: 


Beitragsrückstände werden in gleicher Weise behandelt 
wie Rückstände der Krankenkassen, Sie werden wie Gemeinde- 
abgaben beigetrieben und verjähren in 2 Jahren nach Ablauf 


‘des Kalenderjahres der Fälligkeit, soweit sie nicht absichtlich 


hinterzogen worden sind. Sind Beitragsabzüge für eine Lohnzeit 
unterblieben, so dürfen sie nur bei der Lohnzahlung für die 
nächste Lohnzeit nachgeholt werden, es sei denn, daß die Bei- 
träge ohne Verschulden des Betriebsführers verspätet entrichtet 
worden eind. 


Zuß$B: 


(1) Vor Erteilung des schriftlichen Bescheides der Kran- 
kenkasse ist in Zweifelefällen die zuständige Kreisbauernschaft 
zu hören, 

(2) Die Frist zur Einlegung der Beschwerde beginnt mit 
Ablauf des Tages, an dem der Bescheid dem Beitragspflichtigen 
zugestellt, oder wenn keine Zustellung erfolgt, bekannt ge- 
worden ist oder als bekanntgemacht gilt. Bei Zusendung 
durch einfachen Brief gilt die Bekanntgabe mit dem dritten Tag 
nach der Aufgabe zur Post als bewirkt. 


(3) Die Beschwerde kann schriftlich eingereicht oder zu 


| Protokoll erklärt werden. 


Zu $ 10: 

(1) Die Befugnis zur Verhängung von Ordnungsstrafen 
wird dem Landesbauernführer übertragen, 

(2) Die örtliche Zuständigkeit zur Verhängung einer Ord- 
nungsstrafe bestimmt sich nach der Belegenheit des land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes, in dem die Ordnungswidrigkeit 
begangen worden ist. 

(3) Abe, 2 zu $ 8 gilt entsprechend. 

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1945 in 
Kraft. 


Berlin, den 15. März 1945. 
Der Reichsbauernführer 


In Vertretung 
Behrens 


Fischwirtschaft 


Anweisung Nr. 9 zur Anordnung Nr. 134 
der Hauptvereinigung der deutschen Fischwirtschaft 
betr. Verbot der Herstellung von Fischwaren 


Vom 9. März 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich 
mit Zustimmung des Reichsministere für Ernährung und Land- 
wirtschaft und des Reichsbauernführers an: 


61 
Folgende Fischwaren, die in der Anordnung Nr. 134 betr. 
Beschaffenheit und Bezeichnung von Fischwaren vom 
18. August 1941 (RNVbl. S. 306) aufgeführt sind, dürfen nicht 
mehr hergestellt werden: 
l.Aus$5 „Räucherfische" 
A. Im Wege der Heißräucherung: 


1. Aus Heringen: 
Delikateßbückling > 
Bücklingsfilet 
Fleckhering 
Räucherrollmops 


Anm.: $ 2 der Verordnung über den Zusammenschluß der deutschen Fisch- 
wirtschaft vom 1. April 19351) (Reichsgesetzbl. I S. 542) in der Fassung der 
Verordnung vom 30. April 19372) (Reichsgesetzbl. I S. 580) und des $ 8 der 
Satzung der Hauptvereinigung der deutschen Fischwirtschaft in der Fassung 
vom 16. November 1936 (RNVbl. S. 580) und der Verordnung über die Rege- 
lung der Versorgung mit Fischen und Fischwaren vom 7. September 1939) 
(Reichsgesetzbl. I S. 1734). 


1) RNVb], S. 226. 2) RNVbl. S. 247. 8) RNVbI S. 672. 


2. Aus ganzen ausgenommenen Fischen, Fischstücken 
und Fischhälften (Filets): 
aus ganzen Fischen: Fleckmakrele 
aus Fischstücken: Wittling 
aus Fischhälften (Filete): Angler, Rotbarsch, Kalb- 
fisch 


B. Im Wege der Kalträucherung: 


1, Aus Heringen: 
Bratbückling 
Kipper 

2. Haddock 


II. Aus $ 7 ,Gesalzene Fische" 


Sardellenfilets 
Sardellenringe 


Il. Aus $8 „Marinaden” 


A. Kaltmarinaden: 
Rollmops 
Gabelrollmops 
Marinierter Delikateßbückling 
Marinierter Räucherrollmope . 

B. Bratmarinaden: 
Bratheringe, ausgenommen ohne Kopf 
Brathering ohne Kopf, nicht ausgenommen 
Brathering mit Kopf, nicht ausgenommen 
Bratheringshappen, Bratheringshäppchen 
Bratrollmops 
‚Bratschellfisch 
Bratscholle, Bratgoldbutt 
Bratflunder 
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Bratscharbe, Bratkliesche 
Brathornfisch 
Bratstint 
3rataal 
Aalbricken 
Bratneunaugen 
Fischkotelett 
gebratene Fischklöße 
C. Kochmarinaden: 
Brathering in Gelee 
Bratheringsfilets in Gelee 
- Rollmops in Gelee 
Bratrollmops in Gelee 
Delikateßbückling in Gelee 
Räucherrollmopse in Gelee 
geräucherter Seefisch in Gelee 
Aal in Tunke 
Lachs in Gelee 
Maifisch in Gelee 
Aus&$9 ,Lachs und Seelachs'” 
Lachsscheiben in Ol 
Lachsschnitzel in Ol 
Seelachsscheiben in Ol 
Seelachsschnitzel in Ol 
V.Aus$10 „Anchosen” 
Appetitsild 
gerollte Appetitsild 
Gabelbissen 
Aus$ 11 „Fischdauerwaren" 
Aal (in Tunken, Ol oder anderen Aufgüssen) 
Lachs (in Tunken, Ol oder anderen Aufgüssen) 
Bücklingsfilet (in DO]) 
Aus $ 12 „Sonstige Fischzubereitungen" 
Vorgericht (hors d’oeuvre) 
Krabbenklöße 
Fischwurst, Krabbenwurst 
Fischpasten: 
Anschovispaste 
Lachspaste 


IV. 


VI. 


vn. 


vawp 


Sardellenbutter 
Lachsbutter 
Krebsbutter 
E. Fischealate: 
Delikateßheringssalat 
Matjessalat 
Häckerle 
Fischsalat in Gelee 
VII. Aus $ 13 „FischrogenundFischmilch" 
A. Fischrogen: 
Kaviar 
Deutscher Kaviar aus Süßwasserfischrogen 
geräucherter Rogen 
IX. Aus $ 16 „Krusten- und Schaltiere" 
A. Krustentiere, Krebstiere: ! 
Krabbenextrakt 
Krabbenwurst 
Krabbenklöße 
Krebsnasen 
Krebebutter 
Krebsextrakt. 
Krebssuppe 
B. Schaltiere: 


Seemuschelfleisch in Aufgüssen oder Tunken als 


Dauerware. 
82 
Ich behalte mir vor, Ausnahmen zuzulassen. 
83 


Zuwiderhandlungen gegen diese Anweisung werden nach 
den geltenden Vorschriften bestraft. 


$A4 


Diese Anweisung tritt mit dem siebenten Tage nach der 
| Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 9. März’ 1945. 
Der Vorsitzende 

der Hauptvereinigung der deutschen Fischwirtschait 
Dr. Böllert 


Viehwirtschaft 


Anordnung Nr. 28 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft 
betr. Bewirtschaftung von Ziegen und Ziegenfleisch 
Vom 23. März 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich mit 
Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft, des Reichsministers des Innern und des Reichsbauern- 
führers an: 

81 


(1) Gewerblich schlachtende Betriebe dürfen Ziegen aller 
Art und jeden Alters nur schlachten, wenn sie im Besitz eines 
für sie ausgestellten und für die jeweilige Schlachtung gültigen 
Schlachtscheines sind. Dieser Schlachtschein für Ziegen wird 
von der Zuteilungsstelle (Marktbeauftragter, Verteilungsstellen- 
leiter, Sachbearbeiter bei der Kreisbauernschaft) ausgestellt. 
Es gilt nur das von der Hauptvereinigung vorgeschriebene 


Muster. Die im Schlachtschein aufgenommenen Weisungen 
sind einzuhalten. 
(2) Der Schlachtschein ist vor der Schlachtung dem 


Fleischbeschautierarzt oder Fleischbeschauer zur Abstempelung 
vorzulegen. Der Schlachtschein ist nach der Schlachtung an 
die Ausgabestelie zurückzugeben. 


82 
(1) Ziegenfleisch und Fleischwaren aus Ziegenfleisch 
dürfen von den diese Erzeugnisse umsetzenden Betrieben nur 


., Anm. Anordnung des Reichsminisiers für Ernährung und Landwirtschaft 
über die Ziegenhaitung vom 28. Februar 19451} (Deuischer Reichsanzeiger 
Nr. 33) in Verbindung mit de- Satzung der Hauptvereinigung der deutschen 
Viehwirtschaft in der. Fassung vom 12, September 19442), 


1) RNVbI. S. 36. 2)'RNVbI, S. 380. 


auf Kartenabschnitte, die zum Fleischbezug berechtigen, oder 
sonstige Fleischbezugsnachweise abgegeben oder bezogen 
werden. 


(2) Die Abgabe und der Bezug hat in voller Höhe der sich 
aus den einzelnen Kartenabschnitten und sonstigen Bezugs- 
nachweisen ergebenden Gewichtsmenge zu erfolgen. ‚Innereien 


sind zu den gleichen Sätzen wie bei Schafen zu beziehen und 
abzugeben, 
83 


(1) Ziegenfleisch ist wie gewachsen abzugeben. 


(2) Brühwurst, die unter Verwendung von Ziegenfleisch 
hergestellt ist, braucht nicht als Ziegenwurst gekennzeichnet zu 
werden, 

g4 


Jede Ziegenschlachtung wird den gewerblich schlachten- 
den Betrieben mit 10 kg je Tier angerechnet. Sofern die 
Schlachtung von Ziegenlämmern nachgewiesen wird, sind die 
Leiter der Zuteilungsstelle ermächtigt, das Anrechnungsgewicht 
bis auf 2 kg je Tier herabzusetzen. 


85 


Verstöße gegen diese Anordnung werden nach den gelten- 
den Bestimmungen bestraft, 


86 
Diese Anordnung tritt am 26. März 1945 in Kraft. 


Berlin, den 23. März 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschait 
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Fischwirtschaft 


Anordnung Nr. 168 


der Hauptvereinigung der deutschen Fis chwirtschait 
betr. Annahme-, Erfassungs- und Verteilungsstellen 
für angelandete Frischfische der Kleinen Hochsee- 
und Küstenäscherei 
Vom 20. Marz 1945 

Auf Grund’ gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich 
mit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Land- 
wirtschaft, des Reichskomnıissars für die Preisbildung und des 
Reichsbauernführers an: = 


Die Außenstellen der Hauptvereinigung der 
Fischwirtschait bestimmen an den Aniadep!ätzen fischwirt- 
schaftliche Batı! als Annahme-, Erfassungs- und Verlei- 
lungsstellen für die Fänge der Kleinen Hochsee- und Küsten- 


deuischen 


ehe 


Anm: Auf Grund des $ 2 der Verorünung über den Zusammenschluß der 
deutschen Fischwirtsehall vom I. April 1955 (Reichsqesetzbl. TS. 54 in der 
Fassung der, Verordnung vom 39 April 15372) (Rsıchseeteizbl, I S. 880) und 


des $ B der Satzung der Il4 veinigung der deulschen F'schwirtschaft in 
der Fassung vom 1b. Noven! 035 {RNVDL, S. 588) und der Verordnung über 
die Regelung der Versorgung mul Fischen und Fischwaren vom 7, September 
19%) (Reichsgesetzbl. I S. 1734. 

1) RNVbI. S. 226. 2) RNVbI. S. 217. 


fischerei in der Nordsee und Ostsee und der Fischerei in den 
Haffen und Boddengewässern. 
82 

(1) Die Außenstellen weisen jeder Annahme- und Er- 
fassungsstelle ein Einzugsgebiet zu. Ihr sind alle innerhaib 
des Gebietes angelandeten Fänge anzudienen. Die Verteilungs- 
stellen können bestimmen, an wen der Andienende seine 
Fänge abzugeben hat. 


(2) Die Außenstellen können auch die Ablieferung der 
Fäncie allgemein anordnen. 

(3) Die Außenstellen treffen die erforderlichen Bestimmun- 
gen, wie die angedienten bzw. abgelieferten Fänge zu bezahlen 
und zu verteilen sind, Sie können die Verteilungsste.len er- 
mächtigen, die .Verteilungsanweisungen zu geben. 


83 

1) Die Annahme-, Erfassungs- und Verteilurcgsstellen 
hande!n im eigenen Namen. Aus der ihnen übertragenen An- 
rahme-, Erfassungs- und Verteilungstätigkcit dürfen sie eigene 
Gewinne nicht erzielen. Sie haften Dritten nur tür «die Sorgfalt, 
die sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pilegen. 

(2) Die Handlungen der Annahme-, Erfassurgs- und Ver- 
teilungsstellen begründen für die Hauptvereinigung oder ihre 
Außensteilen weder Rechte noch Pilichten. 
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Die Außenstellen könren anordnen, daß die Fischer für 
alle Anlandungen einen Ausgleichsbetrag bis zu 0,50 RM je 
50 kg an die Erfassungsstelle abzuführen haben. Die Er- 
fassungsstellen sind berechtigt und verpflichtet, diese Aus- 
gleichsbeträge bei der Auszahlung des Erlöses einzubehalten 
und sie an die zuständige Landesbauernschaft abzuführen. 
Diese verwaltet und verwendet die eingehenden Gelder im 
Einvernehmen mit den Außenstellen zur Förderung der 
Fischerei. 
85 
Zuwiderhandlungerr gegen die Vorschriften dieser Anord- 
nung werden nach den geltenden Bestimmungen bestraft. 


86 


Diese Anordnung tritt am siebenten Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft, Gleichzeitig tritt die Anweisung Nr. 10 zur ' 
Anordnung. Nr. 73 vom. 21, September 1938 (RNVbl. S. 480) 
außer Kraft. 


Berlin, den 20. März 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Fischwirtschaft' 
In Vertretung 


"Dr. Buddenböhmer 


Forst- und Holzwirtschaft 


Anordnung Nr. 4/45 
des Reichsbeauiftragten für Forst und Holz über Be- 
grenzung der Lagerbestände an Erzeugnissen der 
Forst- und Holzwirtschaft und Meldung der Holz- 
vorräte 


Vom 14, März 1945 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 42 vom 27. März 1945) 


Auf Grund des Gesetzes über die Marktordnung auf dem 
"Gebjete der Forst- und Holzwirtschaft vom 16. Oktober 1935!) 
(Reichsgesetzbl. I S. 1239), der Verordnung über den Waren- 
verkehr in der Fassung vom 11. Dezember 1942 (Reichs- 
gesetzbl, I S. 685) in Verbindung mit der Verordnung über 
die Errichtung einer Reichsstelle für Holz vom 5. September 
1939?) (Reichsgesetzbl.I S. 1677) und der Anordnung des Reichs- 
forstmeisterse zur Regelung der Verteilung und des Absatzes 
von Rundholz und Holzhalbwaren vom 10. April 1937 (Deutscher 
Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 82 vom 
12. April 1937) wird mit Zustimmung des Reichsforstmeisters 
und des Generalbevollmächtigten für Rüstungsaufgaben — 

..Planungsamt — angeordnet: 
81 

(1) Sämtliche Holzverarbeiter und gewerblichen Holz- 
verbraucher, auch Anstalten, Körperschaften und Organi- 
sationen u, ä. und deren Lagerverwaltungen, Baustellen usw., 
ausgenommen der Bergbau (hinsichtlich Grubenholz und 
Schwellen, nicht jedoch Grubenschnittholz), die: Reichsbahn 
und die Reichspost, dürfen ihre Lagerbestände an den fol- 
genden forst- und holzwirtschaftlichen Erzeugnissen 

a) Laub- und Nadelstammholz einschl. Derbstangen, 

b) Schichtnyutzderbholz, 

c) Laub- und Nadelschnittholz einschl, Schwellen und be- 
hauenem Holz, 

d) Sperrholz einschl. 

e) Holzfaserplatten 
nur auf der Höhe halten, die für die termingemäße Er- 
füllung der Aufträge erforderlich ist. Die Lagerbestände dür- 
fen jedoch an Laubstammholz, -schichtnutzderbholz und Laub- 
schnittholz nicht höher sein, als für die Deckung des Bedarfs 
von 6 Monaten, bei den übrigen ‚Holzarten und -sorten von 
3 Monaten erforderlich ist. Wenn die Auftragserfüllung einen 
höheren Lagerbestand unbedingt notwendig erscheinen läßt, 
sind Anträge auf Genehmigung desselben unter ausführlicher 
Begründung dem zuständigen Forst- und Holzwirtschaftsamt 
— s. Anlage — einzureichen, 

(2) Als Maßstab für die Festsetzung eines Monats- 
bedarfs gilt 

a) die durch vorliegende Herstellungsanweisungen 
einen Monat belegte Menge, 

b) falls Herstellungsanweisungen nicht vorhanden sind, 
der Monatsdurchschnitt des im letzten Vierteljahr ver- 
arbeiteten Materials, 

(3) Als Lagerbestand im Sinne dieser Anordnung gilt der 

im Eigentum des Betriebes befindliche Bestand, gleichviel ob 
auf eigenen oder fremden Lägern. 
; $2 

(1) Sämtliche die nach $ 1 Abe. 1 festgesetzte Grenze 
übersteigenden Mengen der genannten forst- und holzwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse sind jeweils mit sofortiger Wirkung 
zugunsten des für den Sitz des Betriebes zuständigen Forst- 
und Holzwirtschafteamtes beschlagnahmt, 

(2) Die beschlagnahmten Mengen sind: 

a) buchmäßig aus dem gesamten Lagerbestand 


Flugzeugplatten, 


für 


1) RNVbI. S. 695. 2) RNVbI, $, 673. 


Auszu-.:|. 
sondern, kun 


“ Pommern 


b) innerhalb 14 Tagen nach Wirksamwerden der Beschlag- 
nahme unter Gegenüberstellung von Lagerbestand und 
Monatsbedarf, unterteilt nach: Holzarten, unter. Angabe 
der Abmessungen und unter Mitteilung der zuständigen 
Ausgabestelle der Einkaufsscheine dem für den Sitz 
des Betriebes zuständigen Forst- und Holzwirtschafts- 
amt-zu melden und 


c) nach Weisung des Forst- und Holzwirtschaftsamtes 
unter Beachtung der preisrechtlichen Bestimmungen ab- 
zugeben. 


(3) Holzverarbeiter und gewerbliche oleerhraehr: mit 
einem Lagerbestand über insgesamt 25 fm bzw. cbm eind, auch 
wenn sie stillgelegt, verlagert oder umgesetzt sind, außerdem 
verpflichtet, binnen 14 Tagen eine schriftliche Gegenüber- 
stellung von Lagerbestand und Monatsbedarf, unterteilt nach 
Holzarten, vom Betriebsführer oder dessen Beauftragten unter- 
zeichnet, auszufertigen und an das zuständige Forst- und Holz- 
wirtschaftsamt einzusenden. Eine Durchschrift dieser Mel- 
dung ist aufzubewahren, laufend auf den jeweiligen Lager- 
bestand zu ergänzen und zur jederzeitigen Kontrolle bereit- 
zuhalten. Sich ergebende Überbestände sind sofort zu melden. 
Diese Meldung ist jedoch nur von den Betrieben zu erstatten, 
die nicht bereits mit der nach Abs. 2 geforderten Angabe 
der beschlagnahmten Menge,„.Lagervorräte und Bedarf mit- 
geteilt haben. 

83 


Der Betrieb, dem das Forst- und Holzwirtschaftsamt die 
Ware zuweist, hat diesem Einkaufsscheine in entsprechender 
Höhe abzugeben, 

4 


Wenn über die beschlagnahmte Menge vom Forst- und 


“Holzwirtschaftsamt innerhalb von 4 Wochen nach erstatteter 


Meldung nicht verfügt wird, kann hieraus der Lagerbestand, 
soweit er infolge Verarbeitung oder Verbrauch unter. die‘ 
zulässige Grenze herabsinkt, aufgefüllt werden. Die Entnahme 
ist umgehend dem zuständigen Forst- und Holzwirtschaftsamt 
unter Beifügung einer neuen Gegenüberstellung von re 
bestand und Monatsbedarf zu melden. R 


85 
Zuwiderhandlungen gegen :diese Anordnung, inebesondere 
die Abgabe einer -wahrheitswidrigen Erklärung gemäß 8% 2 
(Abs. 2b) und 5 fallen unter die Strafvorschriften der Ver- 
ordnung über den Warenverkehr. 
6 
‚Diese Anordnung tritt mit sofortiger Wirkung in ‚Kraft, 
Berlin, den 14, März: 1945. 


Der Reichsbeauftragte für Forst und Holz 2 
Dr. Schmieder 


; Anlage zur Anordnung Nr. 4/45 
des Reichsbeauftragten für Forst und Holz 


Gau F.u.HWAmt Anschrift 

Oberschlesien Oppeln z. Z. Ziegenhals/OS., Stadt- 
bauamt } 

Niederschlesien Breslau z. Z. Hoyerswerda/Sa,, 
Goethestr. 82 

Brandenburg Berlin Potsdam b. Berlin, N 

: Spandauer Str. 32 en 

z. Z. Torgelow,. 2 


‚Stettin 


‘Kr. Ueckermünde 


Verkündungsblatt des Reichsnährständes 1945, Nr.12, ausgegeben am 13. April 1945 


Gau F.u. HWAmt Anschrift 

Mecklenburg Schwerin Schwerin,. Schloßstr. 2 
— Regierung — 
Schlesw.-Holst, 

‘ Osthannover Hamburg a 
Weser-Ems a:matlie 32 
Südhannover- 

Braunschweig Hannover az. Z. Sarstedt, Kr. Hildes- 
Magdeburg- mn -heim, Kipphuts-Allee 
Anhalt 

Sachsen . . .2. Z. Wermsdorf, Bez. 
| ‚Diesden Leipzig 
Sudetengau 'Reichenberg Reichenberg, Schloßgasse 2° 
Thüringen Weimar “Weimar, Markt, 15 
Kurhessen Kassel z. Z. Landau u. Arolsen, 

Kr. Waldeck 
Westfalen-Nord is 'Nfüdst :2.'Z. Rinkerode, Kreise 
Westfalen-Süd .j. . “ıNnster Münster 

-Köln-Aachen BR ‘z. Z. Markusmühle, Post 
Düsseldorf ‚Düsseldorf Dabringhausen, Rhein: 
Essen u) BED SENSE Wupp.-Kreis 


: 45 
x 
Gau F.u.HWAmt Anschrift 
Moselland ; z..Z. Dierdort, .Bez. Koblenz 
Luxemburg } Koblenz Elgorkerstraße j 
Westmark Saarbrücken z. Z. Speyer/Rh,, 
Maximilianstr. 5 
Hessen-Nassau Wiesbaden . Wiesbaden, Luisenstr. 11 
Oberrhein z. Z. Ettlingen/Baden 
Elsaß } Karlsruhe Schöllbronner Str. 78 
’ ne — Augustinusheim — 
. Württemberg- Stuttgart z. Z, Aalen/Württ., Gasthof 
Hohenzollern „Zum Schwanen" 
Bayreuth Fürth/Bayern, Hornschuch- 
Mainfranken Fürth promenade 8 
Franken 
en f R 
Schwaben n z, Z. Müncheh-Pasing, 
r München Oberbürgermeister- 
München/Obby. g 
Ser 4 Y Wunder-Str, 22 
erdonau ! 
| Niederdonau } Wien Wien 40, Marxergasse 2 
| "Steiermark 
Kärnten i Salzburg:Parsch, 
Salzburg Salzburg Gaisbergstr. 7 
Tirol-Vorarlbg. 


Gartenbauwirtschaft 


Anordnung Nr. 4/45 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbau- 
wirtschaft betr. Bewirtschaitung von Obst und 
& Gemüse 


Vom 26. März 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) wird mit 
Zustimmung des .Reichsministerse für Ernährung und Landwirt- 
schaft und des Reichsbauernführers angeordnet: 


1 
(1) Obst (Stein-, Kern- und Beerenobst) ist beschlagnahmt. 


erntete: Obst mit Ausnahme der für den Bedarf des eigenen 
Haushalts benötigten Mengen an die zuständige Bezirksabgabe- 
stelle oder die zugelassenen Versandverteiler nach den je- 
weils gültigen Anordnungen .abzuliefern. Zu den erwerbs- 
mäßigen Erzeugern im Sinne dieser Anordnung gehören auch 
die Obstpächter (Käufer der Obstbaumbehänge). 

(2) Der unmittelbare Verkauf von erwerbsmäßigem an- 
dienungspflichtigen Obst durch Erzeuger an Verbraucher ist 
verboten, Dieses Verbot gilt auch mit Wirkung für den Er- 
werber. Dem Verkauf stehen gleich der Tausch sowie die 
Überlassung dieser Erzeugnisse gegen eine gewerbliche oder 
berufliche Gegenleistung (z. B. Dienste). 

(3) Verbraucher im Sinne dieser Anordnung sind auch 
die Wehrmacht, der Reichsarbeitsdienst und andere Organi- 
sationen von Partei und Staat sowie die Großverbraucher 
(Gaststätten, Werk- und Lagerküchen — auch von Rüstungs- 
betrieben —, Bäcker 
Krankenhäuser usw.). 


und Konditoren, Süßwarenhersteller, 


62 
Die Gartenbauwirtschaftsverbände werden ermächtigt, mit 
Zustimmung des Vorsitzenden der Hauptvereinigung der 
deutschen Gartenbauwirtschaft (Hauptvereinigung) durch An- 
ordnungen eine dem $ 1 entsprechende Regelung auch für 
Früh- und Sommergemüse, Pilze und wildwachsende Beeren- 
früchte zu treffen. i 

83 
Die Gartenbauwirtschaftsverbände können anordnen, in 
welcher Weise und in welchem Umfange die im Erzeugergebiet 
ansässigen Verbraucher unmittelbar durch Erzeuger beliefert 
werden dürfen. Sie können ferner Bestimmungen über den 
Verkauf durch Erzeuger auf Wochermärkten sowie über die 
Belieferung’ benachbarter Ladengeschäfte durch Erzeugar treffen. 


gA4 
Die Hauptvereinigung :kann den Gartenhauwirtschafts- 
verbänden Auflagen zur Aufbringung von. Mindestmengen ein- 


Anm.: Verordnung über die ölfentliche Bewirtschaftung von landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen, vom 27 August 19391) (Reichsgesetzbl. I S.. 1521}, in ‚der 
Fassung vom 5. Juni 19402) (Reichsqeselzbl. IT S.,861) und vom 7, September 
19393) (Reichsgeseizbl. T S. 1731); Verordnung über den Zusammenschluß der 
deutschen Garlenhauwirt;schaft vom 2}. Oklober 19364). (ReichsgesetzbL. 1.8.9411), 
Erlaß des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft vom Il. Juli 1.40 
(DRA. Nr. 169 vom 22. Jult 1940). 


1) RNVbl. S. 635; BI :RNVbL. 'S. 247. 8) RNV6bL:S.”571. 9 RNVBL-S. 550. 


les rettet) ar) 


Der erwerbsmäßige Erzeuger hat sämtliches von ihm ge- 


zelner Obst- und Gemüsearten für die "Belieferung anderer 
Gebiete oder bestimmter Bedaristräger erteilen. 
85 
Klein- und Schrebergärtner sowie Hausgartenbesitzer, die 
Obst. nicht erwerbsmäßig anbauen, fallen nicht unter die Be- 
stimmungen dieser Anordnung. Die Gartenbauwirtschafts- 


:verbände können jedoch mit Zustimmung der Hauptvereini- 


gung und im Einvernehmen mit dem Reichsvverteidigungs- 
kommissar die Anordnung für anwendbar erklären: 
a) auf Hausgartenbesitzer, 
b) auf solche Klein- und Schrebergärtner, die schon bisher 
Obst gegen Entgelt an Dritte abgegeben haben. 
86 
Die Hauptvereinigung kann in besonderen Fällen \.s- 
nahmen von den Bestimmungen dieser Anordnung zulassen. 
Die Gartenbauwirtschaftsverbände werden ermächtigt, bei 
Vorliegen eines besonderen Notstandes, der durch die be- 
stimmungsmäßige Bewirtschaftung des Obstes nicht behoben 
werden kann, z. B. bei anderweitig nicht abwendbarer Verderb- 
gefahr, im Einvernehmen mit dem Re'chsverteidigungs- 
kommissar Ausnahmen von den Bestimnrungen dieser An- 
ordnung zuzulassen. 
7 
.  Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden nach 
den geltenden Bestimmungen bestraft Als Zuwiderhandiungen 
sind auch Maßnahmen anzusehen, die, ohne gegen den Wort- 
laut der erlassenen Bestimmungen zu verstoßen, eine Um- 
gehung darstellen. Auch der Versuch der Umgehung ist straf- 
bar. Erzeugnisse, die unter Verletzung dieser Anordnung er- 
worben sind, können nach den Vorschriften der $5 9 und 10 
der Verbrauchsregelungs-Strafverordnung in der Fassung vom 
26. November 1941 (Reichsgesetzbl. IS. 734) eingezogen werden, 
8:8 
Diese Anordnung tritt sieben Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Anordnung Nr, 10/44. der 
Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft betr. Er- 
fassung von Obst und Gemüse vom 15. Juni 1944 (RNVbl. 
S. 171) außer Kraft. 


Berlin, den 26. März 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauntvereinigung der deutschen Gartenbauwirtschaft 


Sievert 


6. Ausführungsbestimmung zur Anordnung Nr. 5/43 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirt- 
schait betr. Verteilungsplan für Gewürze 
Vom 5. Februar 1945 

‚vlit Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und 
Lanclwirtschaft und des Reichsbauernführers erlasse: ich gemäß 
$ 10 meiner Anordnung Nr. 5/43 betr. Bewirtschaftung von Ge- 


“ würzen vom 17. März 1943 (RNVbI, S, 107) für die Zeit vom 


5. Februar 1945 bis 23. Juli 1945 (72. bis 77. Zuteilungsperiode) 
fo'genden 
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Verteılungsplan: 
für NeischverarbeitendeBetriebe für alle übrigen Abnehmer, 
und Verteiler, die diese Be- auf die der Verteiiungsplan 
triebe beliefern ($9 Abs. 1und3 Anwendung findet ($8 Abs. 3 
der Anordnung 5/43): und 4 der Anordnung 5/43): 
der Anordnung Nr. 5/43): und 4 der Anordnung 
Nr. 5/43): 


Majoran . .... 5 5vH der Bezugsmenge 1938 
Kömersenff . ... — 10vH der Bezugsmenge 1938 
Bfeffene _ 5vH der Bezugsmenge 1938 
Biment 4vH der Bezugsmenge 1938 
Nelken und Zimt „ „ .je — 2vH der Bezugsmenge 1938 


Raprika „oe. 50 vH der Bezugsmenge 1938 


Paprika in Kleinpackungen darf ohne Bezugschein nur 
nach vorheriger Zustimmung der Hauptvereinigung verkauft 
werden. 

Die Abfüllung von Paprika in Kleinpackungen bleibt 
weiterhin verboten, Einführer dürfen Paprika nur nach vor- 
heriger Zustimmung der Hauptvereinigung in Verkehr bringen. 

Berlin, den 5. Februar 1945. 


Der Vorsitzende t 
der Hauptvereinigung der deutschen Gartenbauwirtichaft 


Im Auftrag 
Dr. Müller 


Getreide- und Futtermittelwirtschaft : 


Bekanntmachung 
der Reichsstelle für Getreide- und Futtermittel und 
sonstige landwirtschaitliche Erzeugnisse — Ge- 


schäftsabteilung — betr. Verkehr mit inländischer | 


Gerste 
Vom 1, März 1945 


* In Ergänzung und Abänderung der Bekanntmachung vom | 


20. Dezember 1944 (veröffentlicht in Nr. 141 der Landware 
vom 22. Dezember 1944) wird auf Grund erteilter Ermächtigung 
mit Zustimmung des Reicheministers für Ernährung und Land- 
wirtschaft und des Reichskommissars für die Preisbildung fol- 
gendes bestimmt: 


Die in der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1944 fest- 
gesetzte Frist wird bis zum 30. April 1945 verlängert. 

Für die Gerste, die der Erzeuger bis zu diesem Zeitpunkt 
abliefert, erhält er den für Braugerste festgesetzten Preis, 


Berlin, den 1. März 1945. 


Reichsstelle für Getreide, “2 
Futtermittel und sonstige landwirtschaitliche Erzeugnisse 


— Geschäftsabteilung — 
gez. Zschirnt gez. Dr. Siburg 


Bekanntmachung 


der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 
Futtermittelwirtschaft betr. Festsetzung der Ver- 
arbeitungsquoten der Roggen- und Weizenmühlen 


Vom 21. März 1945 
I 


Die Verarbeitungsquoten für die Roggen- und Weeizen- 


mühlen werden gemäß Ziff. 4 der Anordnung vom 15. Juli 
1938!) betreffend Regelung der Verarbeitung der Roggen- und 
Weizenmühlen wie folgt festgesetzt: 

1. Die Verarbeitungsquoten beiragen für den Monat 
April 1945 für die Mühlen, die ein Grundkontingent 
von mehr als insgesamt 500 t Roggen und Weizen haben, 

8 vH des Roggengrundkontingentes und 
6vH des Weizengrundkontingentes. 

2. Den Mühlen, die ein Grundkontingent bis einschließlich 
insgesamt 500 t Roggen und Weizen haben, werden für 
die drei Monate April, Mai und Juni 1945 


25 vH des Roggengrundkontingentes und 
22 vH des Weizengrundkontingentes 


zur Vermahlung freigegeben. Die Aufteilung dieser Ver- 
arbeitungsquoten auf die einzelnen Monate bleibt den 
Mühlen überlassen. 


Anm.: Verordnung über die öffentliche Bewirtschaftung von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen vom 27. August 19391} (Reichsgesetzbl. I S. 1521), 
Verordnung über die öffeniliche Bewirtschaftung von Getreide, Futtermitteln 
und sonstigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen vom. 7. September 19392) 


(Reichsgesetzbl, I S..1705), Verordnung zur Ordnung der Getreidewirtschatt .| . 
und Satzung der Hauptvereinigung der deutschen Geireide- und Fuitermitte)- . 


wirtschaft: . $ Be: 
1) RNYbI. $. 635: 2) RNVb}...S:665. 


3. Für Mühlen, die ein Grundkontingent von mehr als 500 t 
Roggen und Weizen insgesamt haben und denen auf 
Antrag Vierteljahresquoten bewilligt worden sind, wer- 
den für die drei Monate April, Mai und Juni 1945 


20 vH des Roggengrundkontingentes und 
12 vH des Weizengrundkonlingentes 


zur Vermahlung freigegeben. Die Aufteilung dieser Ver- 
arbeitungsquoten auf die einzelnen Monate bleibt den 
Mühlen überlassen. Der Verkauf der anfallenden Er- 
zeugnisse darf jedoch nur im Rahmen der jeweils gel- 
tenden Monatsquoten erfolgen. 


11. 

Auf Grund meiner Anordnung vom 1. Juli 19442) (Bestim- 
mungen für das Getreidewirtschaftsjahr 1944/45) haben die 
Mühlen, die im Besitze eines Weizergrundkontingentes sind, 
Gerste zu vermahlen, sofern Gerste für diesen Zweck zur Ver- 
fügung steht. 3 

1. Zur Vermahlung von Gerste. werden -neben den 

Weizenverarbeitungsquoten, die in reinem Weizen aus- 
zunutzen sind, die folgenden Sonderquoten fest- 
gesetzt: 


a) für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 1 für den Monat 
April 1945 
1vH des Weizengrundkontingentes, 
b) für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 2 für die Monate April, 
Mai und Juni 1945 
3 vH des. Weizengrundkontingentes, 
c) für die Mühlen zu Ziff. I Abs. 3 für die Monate April, 
Mai und Juni 1945 
3vH des Weizengrundkontingentes. 


2. Den Vierteljahresmühlen zu 1b und c bleibt die Auf- 
teilung der Sonderquoten auf die einzelnen Monate. 
überlassen. Der Verkauf der. anfallenden Gerstenmahl- 
erzeugnisse darf von den Mühlen zu 1c jedoch nur im 
Rahmen der für die Monatsmühlen festgesetzten Sonder- 
quoten erfolgen. 

: ü II. 

Lohn- und-Umtauschmüllerei, soweit diese nach den be- 
stehenden Vorschriften statthaft ist, wird auf die Verarbei- 
tungsquoten angerechnet. Lohnvermahlungen einer Mühle für 
eine andere Mühle werden auf die Verarbeitungsquoten der 
Mühle angerechnet, die den Mahlauftrag erteilt hat. 


IV. 

Gemäß $ 73 der Anordnung vom 1. Juli 1944 (Bestimmun- 
gen für das Getreidewirtschaftsjahr 1944/45) gelten die An- 
weisungen der vorstehenden Ziff. I, II und III für die Mühlen, 
denen an Stelle des Grundkontingentes eine Verarbeitungs- 
enweisung erteilt wurde, entsprechend. ; 


Berlin, den 21. März 1945. 
Der Vorsitzende ; 


der Hauptvereinigung. der deutschen Geftreide- 
und Futtermittelwirtschaft 


In Vertretung 
Wuttke 


1)>RNVI.'8. 328, S.RNVDL, 3,22, 
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Anordnung 

der Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und 

Futtermittelwirtschait betr. Beimischung von 

Kartoffelwalzmehl 
Vom 26. März 1945 

Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm.) ordne ich mit 
Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft und des Reichsbauernführers folgendes an: 

1. 


Der für die Herstellung von Backwaren vorgeschriebene 
Beimischungssatz von 2 Gewichtsteilen an aufgeschlossenen 


Mehlen — Kartoffelwalzmehl oder Quellmehl — ($ 126 der An- 
ordnung für das Getreidewirtschaftisjahr 1944/45 vom 1. Juli 
1944 — RNVbI. S. 223 —) wird auf 1 Gewichtsteil herabgesetzt. 
2. 
Die Anordnung tritt am 1. April 1945 in Kraft. 


Berlin, den 26. März 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Gelreide- 
und Futtermittelwirtschait 
In Vertretung: 
Wuttke 


Wein- und Trinkbranntweinwirtschaft 


Bekanntmachung 


der Hauptvereinigung der deutschen Wein- und 
Trinkbranntweinwirtschait betr. Bestandserfassung 
beim Weineroßverteiler in den wesideuischen 
Weinbaugebieten 
Vom 25. Februar 1945 


Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung (Anm,) ordne ich in 
Durchführung und Abänderung der $$ 9 und 10 und in Verbin- 


dang mit $ 13 der Anordnung Nr. 56 vom 28. August 1943 | 


(RNVDI. S. 370) folgendes an: 

Die Vorsitzenden der Wein- und Trinkbranntweinwirt- 
schaftsverbände Moselland und Rheinland, Hessen-Nassau, 
Westmark und Baden-Elsaß werden in ihrem Gebiet er- 
mächtigt, j 

1. über die aus freien Beständen am 31. Dezember 1944 

sichergestellten, den genannten Wirtschaftsverbänden 
bisher mit der Hälfte zugewiesenen Konsumweinmengen 
nunmehr in voller. Höhe, 
2. über die auf Weineinkaufsmarken 1944/45 eingekauften, 
mit 60 vH sichergestellten Weinmengen 
zu verfügen. 5 

Die Vorsitzenden der genannten: Wirtschaftsverbände wer- 
den zur Durchführung dieser Bekanntmachung: gebictliche 
Anordnungen nach meinen Weisungen erlassen. 

Berlin, den 25. Februar 1945. 


i Der Vorsitzende 
‘der Hauptvereinigung der deutschen Wein- und 
Trinkbranntweinwirtschaft 


Soherr 


Anm.: 3:4 der Verordnung über den Zusammenschluß der deutschen 
Wein- und Trinkbranntweinwirischaft vom 30..Aprii 1943*) (Reichsgesetzbl; I. 
S. 273) und. des $& 6 der Satzung der Haupivereinigung der deuischen Wein- 
und Trinkbranntweinwirtschaft vom 22. Mai 1943 (RNVbI. S. 211), 

*) RNVbl. 5.192. : 


Bekanntmachung 


der .Hauptvereinigung der deutschen Wein- und 

Trinkbranntweinwirtschait betr. Anordnung Nr. 56 

‚vom 28. August. 1943;.. Höhe des Selbstmarkter- 
amsatzes für die Zeit vom 1. März 1945 bis 

28. Februar 1946 

Vom 26. Februar 1945 


Zur Durchführung des $ 7 Abs.3 der Anordnung Nr. 56 vom 
28. August 1943*) bestimme ich, daß der Umsatz der selbst- 
marktenden Erzeugerbetriebe für die’ Zeit vom 1. März 1945 
‚bis 28. Februar 1946 50 vH:.der' in: den Jahren 1937 und 1938 
‚auf. dem.Wege des Selbstmarktens :abgesetzten Weinmengen 
betragen ..darf, Die Inanspruchnahme dieser Höchstmenge für 
den Selbstmarkterumsatz. darf erst nach Berücksichtigung der 
dem Betriebe zur Versorgung der Wehrmacht und für sonstige 
Lenkungszwecke auferlegten Sicherstellung erfolgen. 


Berlin, den 26. Februar 1945. 
Der Vorsitzende 


der Hauptvereinigung der deutschen Wein- und 
Trinkbranntweinwirtschaft 


\ Soherr 


EI BEr ER 


4 RNVDL. 5.370. oe 


Bekanntmachung 


der Häupivereinigung der deutschen Wein- und 
Trinkbranntweinwirtschait betr. Absatzwege für 
Erzeugnisse der Weinbauwirtschaft 
Vom 27. Februar 1945 


“sch $ 10 der Anordnung Nr. 56 vom 28. August 1943 
S. 370) sind 


ie selbstmarklenden Erzeugerbetriebe, 
die Weingroßverteiler, 
die Schaumweinhersteller, 
die Wermutweinhersteller 
verpflichtet, ihre jeweilige Absatzmenge an in- und ausländischen 
Erzeugnissen auf die alten Abnehmer aus den Jahren 1937 bis 
1940 im gleichen Verhältnis aufzuteilen. Ale alte Abnehmer 
gelten die in der Vergleichszeit regelmäßig belieferten Kunden, 
Wenn Kriegsereignisse oder Verkehrsschwierigkeiten die 
Durchführung der Vorschriften des $& 10 der Anordnung 
Nr. 56 unmöglich machen, eind die Lieferungen bis auf wei- 
teres an erreichbare Abnehmer vorzunehmen. Dabei sind Ab- 
nehmer zu bevorzugen, die einen vordringlichen Bedarf für 
die Versorgung der Front und der Rüstungswirtschaft aufzu- 
weisen haben. 
Bereits erlassene gebietliche Regelungen bleiben durch die 
vorstehende Bekanntmachung unberührt. 
Die Bekanntmachung gilt nicht in den Alpen-' und Donau- 
Reichsgauen. 
Berlin, den 27. Februar 1945. 


Der Vorsitzende 
.der Hauptvereinigung der deutschen Wein- und 
Tripkbranntweinwirtschaft 


Soherr 


Bekanntmachung 
der Haupivereinigung der deutschen Wein- und 
Trinkbranntweinwirtschaft betr. Ausgabe von 
Weineinkaufsmarken 1944/45 


Vom 28. Februar 1945 


Auf Grund gesetzlicher: Ermächtigung (Anm.) ordne ich in 
Durchführung und Abänderung des $ 5: der Anordnung Nr. 56 
vom 28. August 1943 (RNVb!. S. 370) folgendes an: 

Die Vorsitzenden der Wein- und Trinkbranntweinwirt- 
schaftsyerbände werden ermächtigt, an Weingroßverteiler- 
betriebe, die Einkaufs- und Transportmöglichkeiten nach- 
weisen können, Weineinkaufsmarken über die ihnen nach $ 5 
der. Anordnung Nr. 56 zustehende Einkaufsberechtigung hinaus 
auszugeben. 

Die Vorsitzenden der Wirtsechaftsverbände sind. beiugt, 
über den Einsatz der Weine, die auf Grund dieser zusätzlich 
ausgegebenen Weineinkaufsmarken eingekauft wurden, Vor-. 
schriften zu erlassen. 

Berlin, den 298. Februar 1945. 


Der Vorsitzende 
der Hauptvereinigung der deutschen Wein- und 
Trinkbranntweinwirtschaft i 


Soherr 


Annit#.-$-:4 der Verordnung über den Zusammenschluß der deutschen 
Wein- und.-Ttinkbranntweirwirtschaft-vom 30. April 1943*) (Reichsgesetzb]. I 
$. 273) und .des 3..&’der Salaung:.der Hauptvereinigung der deutschen Wein- 
und Trinkbranntweinwirtschäft vom 22:: Mai 1943 :(RNVbIL. S. 211). 

®) RNVbI. 5.472. ‚ = 
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Zucker- und Süßwarenwirtschaft 


y 


Anordnung Nr. 14 


der Hauptvereinigung der deutschen Zucker- und 
Süßwarenwirtschait betr. Lieferung von Rohzucker 


an Verbraucher und Verarbeiter 
. Vom 26. März 1945 


Aut Gmad a Eanächilgung (Anm:) ordne ich’ mit 


"Zustimmung des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft, des Reichskommissars für ' die Preisbildung und 'des 
Reichsbauernführers an: ö 


1. 


Zuckerfabriken haben Rohzucker-Eisterzeugnis, das aus 
kriegsbedingten Gründen nicht auf Verbrauchszucker umge- 
arbeitet werden kann, für die. menschliche Ernährung als 
Farin] oder. Farin II. nach Maßgabe der folgenden Bestim- 
mungen in den Verkehr zu bringen. 


Rarin I iet Rohzucker mit mindestens 95° Rendement und 
höchstens 1,4 vH Wassergehait. 


Farin II ist Rohzucker mit mindestens 92° Rendement 
und höchstens 1,8 vH Wassergehaft. 


Die Ermittlung des Rendements für Farin erfolgt in der 
bisher üblichen Weise. 


Die Zuckerfabrik hat von jeder Partie (500 bis 600 dz) 
durch einen vereidigten Handelschemiker eine Handels- 
analyse anfertigen zu lassen. Das Analysen-Attest ist von 
der Fabrik aufzubewahren, Im Verkaufsbuch und auf ‘der 
Rechnung ist die Nummer der Partie zu vermerken, aus der 
die Lieferung stammt. 


Die Reaktion des Rohzuckers muß alkalisch sein; an 
Verbraucher dürfen nur helle Rohzucker-Qualitäten abge- 
geben werden. Im Zuckerwirtschaftsjahr 1944/45 ist eine 
Unterschreitung der festgelegten Rendementsätze um 0,5° 
statthaft. 


. Für Farin gelten folgende Abschläge von den festgesetzten 


Höchst- bzw. Festpreisen für die einfachste Verbrauchs 
zuckersorte (Grundsorte): 


2RM je 100 kg, 
ARM je 100 kg. 


Bei Lieferungen im Altreich gelten bei Plätzen außerhalb 
der Frachtlage Magdeburg die Frachtaufschläge für Ver- 
brauchszucker. Soweit Rohzuckerfabriken Farin selbst ver- 
kaufen, setzt die Hauptvereinigung der deutschen Zucker- 
und Süßwarenwirtschaft auf Antrag den Frachtaufschlag für 
die Rohzuckerfabrik fest. 


Die Zuckerfabriken und Großverteiler sind verpflichtet, 
bei der Berechnung von Farin Grundpreis und Abschlag 
getrennt in Rechnung. zu stellen. 


für Farin I 
für Farin II 


Die für die einfachste Verbrauchszuckersorte (Grundsorte) 
festgesetzten Einkaufspreise der Wiederverkäufer und der 
Verarbeiter von Zucker sowie die Ladeaverkaufspreise 
ermäßigen sich 


für Farin I um 2RM je 100kg, 
für FarinII um 4RM je 100 kg. 


Für den Absatz von Farin gelten die gleichen Bestim- 
mungen. wie für den Verbrauchszuckerabsatz, und zwar 
insbesondere gemäß den Anordnungen der Hauptvereini- 
gung der deutschen Zuckerwirtschaft 


Nr. 29 betr.. Bestimmungen für die Durchführung der 
Aufgaben der deutschen Zuckerwirtschaft vom 23. De- 
zember 1936 (RNVDI, S. 643) nebst Anlage, 


Anm.: Verordnung über die öffentliche ‚Bewirtschaftung von Zuckerrüben, 


Zucker und sonstigen Erzeugnissen aus Zuckerrüben vom 7. September 19391) 
(Reichsgesetzbl. I S. 1728), Verotänung über den Zusammenschluß der deut- 


schen Zucker- und Süßwarenwirtschaft vom 7. Januar 19432) (Reichsgeseizbl. I 


S. 22). und Satzung: der -Haupivereinigung der deutschen: Zucker. 


und: Süß- 


warenwit'schaft vom 5. April Z 3 {RNVbIl. S. 142). 


1; RNVbL. 8.690. 
*%).RNVLL S. 14., 


= 


| 


10. 


11. 


12. 


13. 


. Vertraglich ‚gebundener Rohzucker, 


Nr. 36 betr. Verkaufs- und’ Zahlungsbedingungen der 
Verbrauchszuckerfabriken vom 10.: September 1937 
(RNVDI. S. 427), 


Nr..49 betr. Bestimmungen für die Durchführung der 
Aufgaben der deutschen Zuckerwirtschäft in der Ost- 
“mark vom 10. Oktober 1938 (RNVbl. S. 497), nebst 
Anlagen, 


- "Nr, 52 betr.. Resdlungt :des‘ Verbrauchszuckermarktes 
in den sudetendeutschen Gebieten vom 16. Januar 
1939 (RNVbI. S. 41) nebst Anlagen, 


‘Nr. 64 betr. Einführung eines Rückgabeverkehrs für 
Zuckersäcke vom 28. Mai 1940 (RNVDbl. S. 234), 


Nr. 75 betr. Rückgabeverkehr für Zuckersäcke. vom 
5. Januar 1942 (RNVbI. S. 55), 


und der Hauptvereinigung der deutschen Zucker- und 
Süßwarenwirtschaft 


Nr. 1 betr. Aufhebung der Anordnung Nr. 66 der 
Hauptvereinigung der deutschen 'Zuckerwi"'schaft 
vom 14..September. 1943 (RNVDI. S. 381), 


Nr, 12 betr. Erhöhung der ‚Pflichtlagerhaltung von 
Verbrauchszucker: für Verteiler vom 29, September 
1944 (RNVBI. S. 382). 


Farin darf nur gegen Zuckerbezugscheine bzw. Bedarfs- 
nachweise abgegeben oder. bezogen werden. Die Abgabe 
und der Bezug hat in.Höhe der in den Bezugscheinen bzw. 
Bedarfsnachweisen angegebenen Gewichtsmengen ohne 
Umrechnung auf Verbrauchszuckerwert zu erfolgen. 


der nach Ziff. 1 ale 
Farin I oder II in den Verkehr gebracht wird, soll in der 
Regel durch diejenigen Verbrauchszuckerfabrike" und 
Zuckervertriebsgesellschaften abgesetzt werden, die bie- 
her den Absätz des entsprechenden Verbrauchszuckers 
durchgeführt haben. Die Vereinbarungen hierüber bleiben 
den. Beteiligten überlassen. 


Den Verbrauchszuckerfabriken werden Mehrkosten, die 
ihnen beim Farinabsatz durch die Einlagerung fremden 
Rohzuckers im eigenen Betrieb entstehen, auf Antrag von 
der Hauptvereinigung erstattet. Als ‚Mehrkosten gelten 
insbesondere die Frachten von der Rohzuckerfabrik zur 
Verbrauchszuckerfabrik sowie die Kosten für das Um- 
füllen des Farins in V.erbrauchszuckersäcke. 


Die Verbrauchszuckerfabriken und Zuckervertriebsgesell- 
schaften haben die Farinverkäufe der Hauptvereiniawrg 
im Rahmen der’ Jahresfreigabe gesondert zu melden; da- 
bei ist die Verkaufsmenge in Rendement (Verbrauchs- 
zuckerwert) wumzurechnen. Soweit Rohzuckerfabriken 
Farin selbst verkaufen, wird diesen auf Anträg eine 
Jahresfreigabe zugeteilt, 


Die ‚Farineäcke sind mit einer Kennziffer der Zuckerfabrik 
zu versehen und durch den Aufdrück „Far. I" bzw. „Far. II" 
zu kennzeichnen. Die Verbrauchszuckerfabriken verwen- 
den die ihnen bereits zugewiesene Kennziffer. Soweit 
Rohzuckerfabriken Farin selbst. verkaufen, wird ihnen von 
der Hauptvereinigung die Kennziffer aufgegeben. 


Die ‘den Preisfestsetzungen zu Ziff. 3 und 4 entgegen- 
stehenden Bestimmungen der Anordnung Nr. 49 vom 
10. Oktober 1938 {RNVbIl. S. 497) und Anordnung Nr. 52 
vom 16. Januar i939 (RNVbIl. S. 41) werden durch diese 
Anordnung aufgehoben. 
a 

Zuwiderhandlungen werden nach den geltenden Bestim- 
mungen bestraft. 


Diese Anordnung tritt. mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 
Tangermünde, den 26. März 1945. : 

Der Vorsitzende 


"der Hauptvereinigung der deutschen Zucker-. 
‘und Süßwarenwirlschäft 


‚Frhr. v. Bülow 


a Rusaen N ran ale er, 4 
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Kriegsernährungswirtschaft 


Erlaß 
des Reichsministers für Ernährung und Landwirt- 
schaft beir. Durchführung des Kartensystems für 
Lebensmittel für die 74. Zuteilungsperiode vom 
2. bis 29. April 1945 (mit Ergänzungen für die 
73. Zuteilungsperiode) 
Vom 20. Februar 1945 


Erster Teil 
Ergänzungen für die 73. Zuteilungsperiode 
In der 73. Zuteilungsperiode werden auf die Abschnitte 


Bi und B.2 der Grundkarten für über 3 Jahre alte Versorgungs-, 


berechtigte (Grundkarten E, Jgd.. grK,. K und Klk), der Er- 
gänzungskarten SV 1 bis SV6 und SV 8 sowie der AZ-Karten 
je 125 g Fleisch oder Fleischwaren abgegeben. 


Auf den Abschnitt D der Grundkarten für über 10 Jahre 
alte’Versorgungsberechtigte (Grundkarten E, Jgd und grK) ist 
die Abgabe von. 125 g Butter vorgesehen. Da die Lage auf 
dem Buttermarkt es jedoch in gewissem Umfange erforderlich 
machen kann, auf diesen Abschnitt eine andere Fettart zu ver- 
teilen, bestimmen die Landesernährungsämter unverzüglich auf 
Vorschlag des zuständigen Milch-, Fett- und Eierwirtschafts- 
verbandes, der dazu die Zustimmung der Hauptvereinigung 
der deutschen Milch-, Fett- und Eierwirtschaft einzuholen hat, 
welche Fettart in der 73. Zuteilungsperiode auf den Ab- 
schnitt D der vorbezeichneten Grundkarten auszugeben ist. Ge- 
meinschaftsverpflegte erhalten in der 73. Zuteilungsperiode 
Bulter nur in der Höhe, die sich aus den Grundkarten für Nor- 
malversorgungsberechtigte ohne Berücksichtigung des Ab- 
schnittes D ergibt. Es sind demnach für die Versorgungs- 
berechtigten über 18 Jahre 250 g Butter und für die Kinder 
und Jugendlichen von 10 bis 18 Jahren 500 g Butter zu- 
grunde zu legen. Für den Abschnitt D ist bei Gemeinschafts- 
verpflegten. die Ausgabe von Margarine, Butterschmalz oder 
Speiseöl vorzusehen, die bei den beiden letzteren Fettarten im 
Verhältnis von 100:80 zu erfolgen hat. 

Die Ausgabe von Käse auf einen besonderen Abschnitt 
fällt in der 73. Zuteilungsperiode fort. Die Käseration beträgt 
daher 62,5 g je Person. 

Falls die Versorgungslage es notwendig machen sollte, 
bleibt vorbehalten, Kartenabschnitte in der 73, Zuteilungs- 
periode für ungültig zu erklären, 


Zweiter Teil 


“ Festsetzung der Rationen für die 74. Zuteilungsperiode 

Die Festsetzung der Rationen für die 74, Zuteilungsperiode 
bleibt einem besonderen Erlaß vorbehalten: (vgl. nachstehend 
‚Dritter Teil), Da die Verbraucher mit den Rationen der 72. 
und 73. Zuteilungsperiode eine Woche länger reichen müssen 
(Fernschreiben betr. Rationsfestsetzung .vom 25. Januar 1945 
— I1B1 — 256), werden. die Rationen für die 74. Zuteilungs- 
periode mit Wirkung vom 9. April 1945, also für drei Wochen, 
festgesetzt werden. ü 

Dritter Teil 


Durchführungsbestimmungen und sonstige Regelungen 
Erster Abschnitt 


” Neugestaltung der Lebensmittelkarten 
Da im Hinblick auf die Versorgungs- und Transport- 


lage nicht rechtzeitig genug mit Sicherheit zu über- 
sehen ist, in welchem Umfange .den Verbrauchern 
Lebensmittel zugeteilt werden können, wird von dem 


einheitlichen Aufdruck der Lebensmittelärten und -mengen auf 
- den Abschnitten. der. Lebensmittelkarten abgesehen. Die zuzu- 
teilenden lebensmittel. werden den Verbrauchern vielmehr 
grundsätzlich durch Aufruf bekanntgegeben. Die Ernährungs- 
ämter haben jeweils vor Beginn der Zuteilungsperiode die zu 
verteilenden Lebensmittel im Rahmen der von mir erlassenen 
Bestimmungen nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden 
Mengen bekanntzugeben. Die Kleinverteiler haben diese Men- 
gen durch Aushang bekanntzumachen. Wegen der Austausch- 
möglichkeiten von Lebensmitteln gegen andere verweise ich auf 
mein Fernschreiben vom 29. Januar 1945 — IIB 1—500!! —, mit 
welchem ich den Landesbauernführern entsprechende Ermäch- 
tigungen erteilt habe. . 

Die Lebensmittelkarten enthalten daher grundsätzlich freie 
Abschnitte, die lediglich mit einer. Nummer der betreffenden 


Zuteilungsperiode und gegebenenfalls einem besonderen Kenn- 
zeichen (z. B. K = Kind) versehen sind. Um jedoch den Aufruf 
kleiner, für den Gaststättenbesuch notwendiger Mengen zu 
vermeiden, enthalten die Lebensmittelkarten : auch Kleinab- 
schnitte für Brot und Fett, die mit dem Mengenaufdruck (50 bzw. 
5 g) versehen sind. Die Gestaltung der Karten ergibt sich im 
übrigen aus den beigefügten Mustern’), Aus der weiter bei- 
gefügten Anlage ist ersichtlich, welche Abschnitte für den Auf- 
ruf von reichseinheitlichen Lebensmittelzuteilungen vorgesehen 
sind, welche Abschnitte dem Reichswirtschaftsminister für, den 
Aufruf von Seifenerzeugnissen zur Verfügung stehen und end-.. 
lich, über welche Abschnitte die Landesernährungsämter, für ört-, 
liche Zuteilungen verfügen können. 

Der ‚Aufruf der Lebensmittelmengen durch die Ernährungs- 
ämter macht es notwendig, das Kartensystem weiter zu verein- 
fachen. Grund- und Ergänzungskarten werden daher zu Sammel- 
karten zusammengefaßt. Die Altersgruppeneinteilung wird da- 
hin vereinfacht, daß nur noch Lebensmittelkarlen ausgegeben 
werden für 

Kinder bis zu 6 Jahren (K), 
Kinder und Jugendliche von 6 bis 18 Jahren (Jgd), 
Erwachsene über 18 Jahre (E). 

Für Teilselbstversorger und Vollselbstversorger werden 
gleichfalls Sammelkarten ausgegeben, die nach den für die Ver- 
sorgungsberechtigten geltenden Grundsätzen gestaltet sind. Die 
Teilselbstversorger werden gleichfalls in drei Altersklassen;ein- 
geteilt, während für Vollselbstversorger nur Karten für 
Kinder bis zu 6 Jahren (K) und für Verbraucher über 6 Jahre aus- 
gegeben werden. Außerdem erhalten die Vollselbstversorger 
in Brot nach Maßgabe der bisher geltenden Bestimmungen Brot- 
karten, deren Abschnitte gleichfalls grundsätzlich augerufen 
werden. Das Muster der neuen Reichsbrotkarte für Selbst- 
versorger ist aus der Anlage ersichtlich, Zur Frage der Ge- 
staltung und Handhabung der Reichsmahlkarten ergeht ein be- 
sonderer Erlaß. 3 

Auch für den Bezug der Lebensmittelarten sind weitere Ver- 


| einfachungen notwendig. So fallen in der 74. Zuleilungsperiode 


a 


ab beim Brot die Zoneneinteilung und die Unterscheidung in, 
Roggen- und Weizenbrot fort. Der Verbraucher erhält daher auf 
die für den Bezug von Brot vorgesehenen Abschnitte lediglich 
Brot oder, soweit dies ausdrücklich vorgesehen ist, im Verhält- 
nis von 1009 :75 Mehl, Ferner entfällt beim Fett die Unterschei- 
dung in die einzelnen Fettarten, 

‘Der Kleinverteiler ist verpflichtet, die ihm zur Verfügung 
stehenden. Lebensmittel gerecht und gleichmäßig zu verteilen. 
Soweit ihm Weizenmehl zur Verfügung steht, hat er dieses auf 
Bıotbedarfsnachweise in erster Linie an Kranke, die hierauf laut 
Bescheid der zuständigen Ärztekammer Anspruch haben, und 
Kleinkinder abzugeben. Schweineschmalz, Butterschmalz oder 
Speiseöl sind nach Vorratslage imVerHältnis von 100 : 80 auf Fett- 
bedarfsnachweise zu verteilen. 

Die Abschnitte der Lebensmittelkarten berechtigen nur im 
Zusammenhang mit. dem Stammabschnitt zum Warenbezuge. 
In einem Vermerk auf dem Stammabschnitt werden die Karten- 
empfänger darauf hingewiesen, daB lose Abschnitte keine 
Gültigkeit besitzen. Die Bestimmungen meines Erlasses vom 
30. August 1944 — IIB1—68 — betreffend lose Abschnitte der 
Grund- und Ergänzungskarten werden aufgehoben, 

Zulagekarten für Lang- und Nachtarbeiter fallen grundsätz- 
lich von der 74. Zuteilungsperiode ab fort. Es werden jedoch 
nach wie vor Zusatzkarten für Schwer- und Schwerstarbeiter als 
Wochenkarten ausgegeben, die nach den für die Sammelkarten 
geltenden Grundsätzen gestaltet eind. Die zu verteilenden Men- 
gen werden daher gleichfalls grundsätzlich aufgerufen, Das 
gleiche gilt für die AZ-Karten. Die Muster dieser Karten ergeben 
sich aus den Anlagen**). r 

Die Gemeinschaftsverflegten erhalten grundsätzlich den 
gleichen Rationssatz wie die Normalverbraucher. Soweit Ge- 
meinschaftsverflegte höhere oder niedrigere Rationen erhalten 
sollen, erfolgt die Regelung durch besonderen Erlaß. 

Die Bezugscheinausstellung vereinfacht sich in gleicher 
Weise wie die Kartengestaltung. Die Abrechnungsstellen haben 
die Kartenabschnitte entsprechend ihrem Warenaufdruck bzw. 
ihrem Aufruf abzurechnen; ist z. B, ein Abschnitt für den 
Bezug von Brot aufgerufen, so gilt er als Brotbedarfenachweis. 


®) Die Karten tragen zur Erleichterung der Ausgabe Nummern, die mit 
den Anlagen dieses Erlasses übereinstimmen. Für die Reichsmahlkarte ist 
die Nr.’13'vorgesehen.. Von dem Abdruck der: Kartenmuster Anlagen 1 bis 16 
ist hier abgesehen. - 

**) Die Anlagen: 14a, 15a-und 16a (Karten für die 1. Woche) sind.nicht 
mit abgedruckt,- dar sie .in::der 74. --Zuteilungsperiode fortfallen; sie sind in 
späteren Zuteilungsperioden gemäß Anlage 17 zu gestalten. 
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In Zukunft sind aber die Bezugscheine nur noch über Mehl, 
-Fett und Nährmittel auszustellen. 
diesen Warenarter. zu unterbleiben. Die Kleinverteiler können 
auf solche Bezugscheine die den Vorlieferanten zur Verfügung. 
- stehenden Mengen beziehen. Auch für die Ausstellung der 
- Großbezugscheine gelten die gleichen Grundsätze. Soweit die 
bewirtschaftenden Stellen für die Ausstellung’ der "Großbezug- 
scheine zuständig sind, regeln diese das Verfahren selbst. 


Die Zuteilung‘ von Speisekartoffeln erfolgt nach den bisher 
Die Bezugsausweise für Vollmilch und’) 


geltenden Grundätzen. 
entrahmte Friechmilch bleiben für..die 74. Zuteilungsperiode nit 
„der Maßgabe in Kraft. daß Kinder bis zu 6 Jahren Vollmilch und 
Versorgungsberechtigte : über. 6 . Jahre -wie. bisher enträhmte 
Frischmilch, erhalten. Die Vollmilchration für Kinder bis zu 
6. Jahren wird einheitlich auf’ 34 Liter täglich festgesetzt.. 
Ausgleich für: die Minderzuteilung bei Kindern bis zu 3 Jahren 
und der Wegfall des Vollmilchbezuges für Kinder von 6 bie 
14: Jahren erfolgt durch, Berücksichtigung bei. der. Fettration. 
Bestelischeine über Vollmilch und entrahmte Frischmilch sind 
‚auf den. entsprechenden. Karten angebracht. 5 


Im übrigen bleiben die. bisher bestehenden Vorschritlen 
“in Kraft. 


Um die Schwierigkeiten beim Transport der Matern der 
Lebensmittelkarten in Zukunft zu vermeiden, sehe ich von der 
reichseinheitlichen Herstellung der Matern ab. Die Landes- 
e:nährungsämter haben die Lebensmittelkarten nach Maßgabe 
der aus den Anlagen ersichtlichen Muster selbst herstellen zu 


Der.. 


. Jede- Unterteilung hat. bei .|, 


lassen. Die Herstellung ist so vorzunehmen, daß die Verbraucher 
rechtzeitig in den Besitz: der, Lebensmittelkarten kommen. 

Im Hinblick ‘darauf, däß die Verbraucher mit den Rationen 
für die 72..und 73, Zuteilungsperiode eine Woche länger aus- 
kommen müssen, werden Zusafzkarten für Schwer- und Schwerst. 
arbeiter sowie AZ- Karten nur .für die zweite bis vierte Woche 
ausgegeben. In Abänderung meiner Regelung vom 1. Februar 
1945 — IIB 1—256 — haben ausländische Zivilarbeiter für. die 
73, Zuteilungsperiode vier AZ-Wochenkarten gemäß den’ über: 
:sandten Matern: zu erhalten, die bis zum 8. April 1945 reichen 
‚müssen, 

Zweiter. Abschnitt 
: -Schlußbestimmungen 
Abgane der Bestellscheine 

Die Verbraucher haben die Bestellscheine 74 für Vollmilch 
und für enträhmte Frischmilch in der Woche vom 26. bis 31. März 
1945 bei den Verteilern abzugeben, sofern nicht die Ernährungs- 
ämter die Abgabe auf bestimmte Tage.dieser.Woche beschränken. 

Inkrafttreten 

Die Bestimmungen dieses Erlasses über die Zuteilungen für 
die Zeit vom 9, bis 29. April 1945 treten am 9, April 1945, die 
übrigen Anordnungen, soweit nichts" anderes bestimmt. ist, 
sofort in Kraft. 

Berlin, den 20. Februar 1945, 

‘Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 

Mit der Führung der Geschäfte beauftragt 
Backe, 


Übersicht über. die Abschnitte. der einzelnen Lebensmittelkarten 


Lfd. un 
Bezeichnung der Karte 


1 Normalversorgungsberechtigte 
Erwachsene über 18 Jahre E 


2° Kinder und Jugendliche von 6 bis 18 Jahren 'Jgd 
3 Kinder bis zu 3 Jahren K 
4 Teilselbstversorger in Butter TSV 
B 
; Erwachsene über 18 Jahre E 
5 Kinder und Jugendliche von 6bis 18 Jahren TSV 
B 
Jgd 
6 Kinder bis zu 6 Jahren TSV 
j B 
K 
7 Teilselbstversorger in Fleisch- TSV 
und Schlachtfetten Schl 


Erwachsene über 18 Jahre E 


8 Kinder und Jugendliche von’6bis 18 Jahren TSV 
Schi 
Jgd 
9 Kinder bis zu 6 Jahren TSV 
Schl 
K _ 
10 Vollselbstversorger sV 
über 6 Jahre 
11 Kinder bis zu 6 Jahren sV 
» K 
12 Reichsbrotkarte 
für Selbstversorger 
14 Zusatzkarte Ss 
für Schwerarbeiter 1. Woche 
2. Woche 
3; Woche 
4, Woche 
15 Zusatzkarte Sst 
für Schwerstarbeiter 1. Woche 
2. Woche 
! 3. Woche 
4 Woche 
16 Wochenkarta AZ 
‚für ausländische Zivilarbeiter 1. Woche 
2 2. Woche 
3, Woche 
4. Woche 


Anzahl Es stehen. zur Verfügung 
der Bezeichnung dem REM dem RWM den LEA 
Abschnitte und EÄ 
60 1—60 1—44 45—55 56—60 
E 
65 1—65 1—49 5060 6165: 
Jgd 
55 1—55 1—37 3850 5155 
K 
60 101—160  101—14 145-155 156—160 
E x 
65 101—165 101-149 150-160 161165 
Jgd 
55 101—155 101-137 136-150 151155 
K 
60 201—260 201-244 245-255 256-260 
E 
65 201—265 201-249 *250-%650 261—265 
Jgd 
55 201—255 201-237 238250 2351-255 
K 
25 301—325 301-399 310-399 321—325 
SV 
25 301—325 301-307 . 308—320 321—325 
SV—K 
15 401—415 401—415 — — 
10 501-510 fallen in der 74. ZP. fort 
10 511—520 S 511520 —_ 
10 521—50 .. 5241-530 — _ 
10 531—540 531—540 — _ 
15 601-615 fallen in der 74. ZP. fort 
15 616-630 Sst 616—630 — — 
15 631—645 631—645 — — 
15 646-660 646—660 —. — 
15 701— 715 fallen in der 74. ZP. fort*) 
15 716-730 AZ 716-724 725729 730 
15 731—745 731—743 744 745 
15 746—760 746—751 752—756 758-760 


*) Für Zwecke der LEÄA und EA stehen sonst zur Verfügung Nr. 713—715. 


Rudolt Lais, 
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